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Vorbemerkung 

Der vorliegende Bericht dokumentiert die Untersuchungen der zweiten Phase der Evalua-
tion der Prioritätsachse 2 des Multifondsprogramms in Niedersachsen. In der zweiten 
Phase wurden – nach einer übergreifenden Analyse in der ersten Phase – zwei Schwer-
punkte gelegt: 

- Die erste Phase der Evaluation hat u.a. gezeigt, dass die Förderung von wirtschafts-
orientierten Infrastrukturen langsamer umgesetzt wurde als die direkte Unterstüt-
zung von Unternehmen. Für ausgewählten Maßnahmen sind daher in der zweiten 
Phase die Hemmnisse der Förderung analysiert worden. Die Ergebnisse sind in Teil 
I dieses Endberichts dokumentiert. 

- Teil II des Berichts stellt die Ergebnisse der Analysen zu den „bereichsübergreifen-
den Grundsätze“ der EU-Strukturfonds dar. Im Vordergrund standen dabei die 
Grundsätze der Gleichstellung von Männern und Frauen und der Nichtdiskriminie-
rung.  

Die bereichsübergreifenden Grundsätze wurden bzw. werden im Rahmen der Begleitung 
des Multifondsprogramms auch übergreifend in Sonderuntersuchungen untersucht. Die 
vorliegende Analyse bezieht sich auf die Prioritätsachse 2 und steht im Kontext der Son-
deruntersuchungen. 

Die Untersuchungen zu den beiden Schwerpunkten weisen nur geringe inhaltliche Über-
schneidungen auf und sind von verschiedenen Evaluationsteams durchgeführt worden. Zur 
Verbesserung der Lesbarkeit sind sie in diesem Endbericht in zwei Teilen aufgenommen. 
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Teil I: Hemmnisse der Infrastrukturförderung in der Prioritätsachse 2 

1. Kurzfassung 

1.1 Zusammenfassung 

Die zweite Prioritätsachse des Multifondsprogramms in Niedersachsen weist ein breites 
Spektrum von Maßnahmen auf, durch die die Wettbewerbsfähigkeit der KMU im Land ver-
bessert werden soll. In grober Gliederung lassen sich Maßnahmen, die direkt den KMU 
zugutekommen und Maßnahmen, die die Rahmenbedingungen der Unternehmen verbes-
sern (Infrastrukturen), unterscheiden. 

Eine zügige und umfassende Umsetzung der Maßnahmen ist Voraussetzung für regional-
wirtschaftliche Effekte und eine hohe Zielerreichung. Die Analyse der Umsetzung zeigt, 
dass die Prioritätsachse durch zwei Geschwindigkeiten geprägt ist:  

- Die direkte Unternehmensförderung ist durch eine hohe Nachfrage gekennzeichnet, 
aus der u.a. hohe private Investitionen und eine hohe Anzahl von unterstützten Neu-
gründungen resultieren.  

- Bei der indirekten Unterstützung über den Ausbau von wirtschaftsnahen Infrastruk-
turen zeigt sich dagegen eine relativ langsame Umsetzung. Die Projektbewilligun-
gen waren lange Zeit vergleichsweise niedrig, insbesondere aber sind bisher noch 
relativ wenig Projekte abgeschlossen und relativ wenige EFRE-Mittel von den Pro-
jektträgern abgerufen. Als Herausforderungen der Infrastrukturförderung wurden die 
Bereitschaft, einen Antrag zu stellen als auch die lange Dauer der Projektumsetzung 
identifiziert. 

Ein ähnliches Bild findet sich in verschiedenen anderen Ländern bzw. Operationellen Pro-
grammen. Vor diesem Hintergrund wurden in der zweiten Phase der Evaluation die Ursa-
chen der Hemmnisse bei Infrastrukturmaßnahmen untersucht und Handlungsoptionen ab-
geleitet.  

Hemmnisse der Infrastrukturförderung 

Die Untersuchung der Gründe für die verhaltene Umsetzung der Infrastrukturen wurden 
Interviews mit Expertinnen und Experten der Fachreferate, der NBank, von geförderten und 
nicht geförderten Kommunen und Träger sowie den kommunalen Spitzenverbänden und 
anderen Verbänden geführt.  
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In den Interviews sind offene Fragen gestellt worden, zudem ist eine Auswahl von Hemm-
nissen zur Diskussion und zur Bewertung vorgegeben worden. Diese Auswahl ist aus Vor-
gesprächen und einer Literaturanalyse gewonnen worden. Die Bewertung der Relevanz der 
vorgegebenen Hemmnisse erfolgt auch über eine graphische Methode in Videokonferen-
zen.  

Die offenen Fragen haben auch zu einer wesentlichen Ergänzung zu den Vorgesprächen 
geführt: Die Entwicklung und Planung von kommunalen Investitionsprojekte wurden von 
den Expertinnen und Experten deutlich höher gewichtet. Dieses Hemmnis ist daher zusätz-
lich in die Untersuchung aufgenommen worden. Folgende Ursachen für die verhaltene Ent-
wicklung und Förderung von Infrastrukturprojekten sind insgesamt identifiziert worden:  

- Der größte hemmende Effekt wird der Projektentwicklung einschließlich der Pla-
nungs- und Abstimmungsverfahren auf kommunaler Ebene zugeschrieben. Dazu 
werden vor allem die Verfahren zur Planung, die Genehmigungen, die Beteiligung 
von Trägern öffentlicher Belange und die politische Abstimmung gezählt. Diese Ele-
mente sind nach Auffassung der Expertinnen und Experten eine zentrale Ursache 
für lange Antragszeiten oder für einen Verzicht auf die Antragstellung. 

- In den Gesprächen wie auch in der Literatur werden die knappen finanziellen Res-
sourcen vor allem bei finanzschwachen Kommunen als wichtige Restriktion ge-
nannt. Für die Förderung ist dies relevant, weil Eigenmittel (bis zu 50%) gestellt 
werden müssen; es sind aber auch Vorleistungen mit dem Risiko von Antragsab-
lehnungen für die Projektentwicklung notwendig. Zudem führen steigende Kosten 
derzeit zu zusätzlichen Belastungen, da sie vollständig von den Kommunen zu tra-
gen sind. 

- Ein weiteres wichtiges Hemmnis sind die (fehlenden) personellen Kapazitäten in den 
Kommunen. Insbesondere ist sehr spezifisches Know-how für Projektentwicklung 
und Antragstellung notwendig, das gerade kleinere, strukturschwächere Kommunen 
kaum vorhalten können. 

- Seit einigen Jahren führen – mit steigender Tendenz - die hoch ausgelasteten Ka-
pazitäten in der Bauwirtschaft zu Verzögerungen und Preissteigerungen. 

- Hohe Relevanz haben nach Ansicht der Expertinnen und Experten auch die Förder-
bedingungen und die Förderverfahren. Bei den Anforderungen hier bestehen aber 
in großen Teilen Überschneidungen zu denen der Projektentwicklung (s.o.). Die För-
derbedingungen haben oft eher Auswirkungen eher auf die Rentabilität der Projekte. 
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Nicht oder nur in geringem Maße als Hemmnis thematisiert wurde Regelungen des EFRE 
bzw. der EU-Strukturfonds – etwa die Kontrolle und Prüfungen von Projekten oder die Öf-
fentlichkeitsmaßnahmen. Auch beihilferechtliche Regelungen – die für die Infrastrukturför-
derung auch nur bedingt relevant sind - sind nur von einzelnen Akteuren genannt worden. 
Einschränkend wirken Auslegungen der Strukturfonds-Verordnungen – etwa die Beschrän-
kung auf hochwertige Infrastrukturen oder das Scoring. Diese sind oft Ergebnis der Ver-
handlungen des Landes mit der Europäischen Kommission. 

Handlungsoptionen 

Die genannten Hemmnisse liegen in den kommunalpolitischen Strukturen, den regulatori-
schen Rahmenbedingungen (Bauverfahren) und in der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
begründet. Sie sind ganz überwiegend nicht durch die europäischen Strukturfonds bedingt 
oder entsprechend Anpassungen etwa im Operationellen Programm zu beeinflussen. Eine 
Reihe von Verbesserungsvorschlägen – Anpassung des Baurechts, kommunale Finanz-
verfassung, Flexibilisierung von Gehaltsstrukturen – liegen für übergeordnete Ebene vor. 
Ergänzend können die Folgen der Investitionshemmnisse durch einzelne Maßnahmen in-
nerhalb der Förderung abgemildert werden. Bestimmte spezifische Hemmnisse ergeben 
sich aus der Gestaltung der Förderung; diese können direkter beeinflusst werden. 

Basierend auf Vorschlägen der Expertinnen und Experten und auf einschlägigen Studien 
sind ist eine Reihe von Handlungsoptionen entwickelt worden: 

- Eine realistische Finanzplanung für die Prioritätsachse bzw. das Programm als ein-
heitlicher und akzeptierter Bewertungsmaßstab für die (finanzielle) Umsetzung. 

- Die Unterstützung der Kommunen bei Projektkonzeption, Antragstellung, Vergabe, 
Projektmanagement, z.B. über eine zentrale Einrichtung, zentrale Dienstleister (ggf. 
aus dem OP finanziert), eine breite Anerkennung von Dienstleistungsaufträge als 
förderfähige Ausgabe, einen angeleiteten Wissens- und Erfahrungsaustausch von 
Kommunen und Projektträgern oder eine Vorförderung der Planungsphase. 

- Die Optimierung von Antragstellung und Verfahren, etwa durch ein zweistufiges Ver-
fahren, erhöhte Fördersätze bei frühen Anträgen oder durch eine reduzierte Beteili-
gung Dritter am Bewilligungsverfahren (hohe Schwellenwerte) sowie durch eine 
grundlegende Überprüfung der Förderverfahren. 

- Eine intensivere Kommunikation, die mehrfach, koordiniert und gezielt Multiplikato-
ren anspricht und über Bedingungen und Veränderungen der Förderung informiert. 
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- Die Einführung von Nachbewilligungen oder Preisgleitklauseln, ggf. nur oder ver-
stärkt bei finanzschwachen Kommunen, um das Risiko von Kostensteigerungen zu 
mindern.  

- Die Anpassung von einzelnen Förderregelungen (Scoring, Bindung an Konzepte, 
Zielgruppen) 

- Die Unterstützung von Kooperationen oder Verbünden von Kommunen und Projekt-
trägern. 

Die Handlungsoptionen sind breit und offen formuliert; sie können als Grundlage für eine n 
Prozesses dienen, in dem die Beteiligten der Förderung Maßnahmen abstimmen und um-
setzen. Aus der gegenwärtigen Situation der Kommunen mit einer problematischen finan-
ziellen Lage und einem möglichen Rückgang gerade von freiwilligen wirtschaftsnahen In-
vestitionen ergeben sich sowohl Anlass als auch Notwendigkeit für eine Optimierung der 
Förderung. 

Aufbauend auf den Ergebnissen der Evaluation ist von der Verwaltungsbehörde inzwischen 
mehrere Diskussionen zu möglichen Maßnahmen geführt worden. Dazu wurde u.a. ein 
Workshop unter Beteiligung von etwa 20 Vertreterinnen und Vertreter der zwischengeschal-
teten Stelle, der verantwortlichen Fachreferate und der Verwaltungsbehörde durchgeführt. 
Diskutiert wurden u.a. die aufgeführten Handlungsoptionen hinsichtlich ihrer Relevanz und 
ihrer Umsetzbarkeit. Einzelne Empfehlungen werden bereits durch die Verwaltungsbehörde 
umgesetzt, andere Optionen wurden kritisch diskutiert. Weitere Handlungsoptionen wurden 
grundsätzlich positiv bewertet, müssen vor einer Umsetzung aber noch konkretisiert wer-
den. 

1.2 Summary 

The second priority axis of the multifund program in Lower Saxony features a broad spec-
trum of measures aimed at improving the competitiveness of SMEs in the state. Roughly 
speaking, a distinction can be made between measures that directly benefit SMEs and 
measures that improve the framework conditions for companies (infrastructures). 

Rapid and comprehensive implementation of the measures is a prerequisite for regional 
economic effects and a high level of target achievement. The analysis of the implementation 
shows that the priority axis is characterized by two speeds:  
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- Direct business support is characterized by high demand, resulting in, among other 
things, high private investment and a high number of supported start-ups.  

- Indirect support through the expansion of business-related infrastructure, on the 
other hand, has been relatively slow to materialize. Project approvals have been 
comparatively low for a long time, but in particular relatively few projects have been 
completed to date and relatively few ERDF funds have been drawn down by the 
project sponsors. The readiness to submit an application as well as the long duration 
of project implementation were identified as challenges of infrastructure funding. 

A similar picture can be found in various other countries or operational programs. Against 
this background, the second phase of the evaluation examined the causes of the obstacles 
to infrastructure measures and derived options for action.  

Obstacles to infrastructure funding 

To investigate the reasons for the restrained implementation of infrastructures, interviews 
were conducted with experts from the technical departments, the NBank, funded and non-
funded municipalities and executing agencies as well as the municipal umbrella organiza-
tions and other associations.  

In the interviews, open questions were asked and a selection of obstacles was given for 
discussion and evaluation. This selection was obtained from preliminary interviews and a 
literature analysis. The evaluation of the relevance of the given obstacles is also done by a 
graphical method in videoconferences.  

The open-ended questions have also led to a significant addition to the preliminary discus-
sions: The development and planning of municipal investment projects were weighted sig-
nificantly higher by the experts. This obstacle was therefore additionally included in the sur-
vey. The following causes for the restrained development and promotion of infrastructure 
projects were identified overall:  

- The greatest inhibiting effect is attributed to project development, including planning 
and coordination procedures at the municipal level. These include, above all, plan-
ning procedures, approvals, the involvement of public interest groups and political 
coordination. According to the experts, these elements are a central reason for long 
application times or for not submitting an application. 

- In the interviews as well as in the literature, scarce financial resources are cited as 
an important restriction, especially in the case of financially weak municipalities. This 
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is relevant for funding, because own funds (up to 50%) have to be provided; but also 
advance payments with the risk of application approvals for project development are 
necessary. Moreover, rising costs currently lead to additional burdens, as they have 
to be borne entirely by the municipalities. 

- Another important obstacle is the (lack of) personnel capacities in the municipalities. 
In particular, very specific know-how is required for project development and appli-
cation, which smaller, structurally weaker municipalities in particular can hardly pro-
vide. 

- For some years now, the high capacity utilization in the construction industry has led 
to delays and price increases - and the trend is rising. 

- According to the experts, the funding conditions and funding procedures are also 
highly relevant. However, the requirements here overlap to a large extent with those 
of project development (see above). The funding conditions often have more of an 
impact on the profitability of the projects. 

The regulations of the ERDF and the EU Structural Funds - such as the monitoring and 
auditing of projects or the publicity measures - were not addressed as an obstacle, or only 
to a limited extent. Even state aid regulations - which are only of limited relevance for infra-
structure promotion - were only mentioned by individual stakeholders. Interpretations of the 
Structural Fund regulations - such as the restriction to high-quality infrastructures or scoring 
- have a restrictive effect. These are often the result of negotiations between the state and 
the European Commission. 

Options for action 

The aforementioned obstacles are rooted in the municipal political structures, the regulatory 
framework (construction procedures) and the overall economic development. They cannot 
be influenced by the European Structural Funds or by adjustments in the operational pro-
gram. A number of suggestions for improvement - adaptation of construction law, municipal 
financial regulations, more flexible salary structures - are available at a higher level. In ad-
dition, the consequences of investment obstacles can be mitigated by individual measures 
within the funding. Certain specific barriers result from the design of the subsidy; these can 
be influenced more directly. 

A number of options for action have been developed based on suggestions from experts 
and relevant studies: 
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- Realistic financial planning for the priority axis or program as a unified and accepted 
evaluation standard for (financial) implementation. 

- The support of municipalities in project conception, application, awarding, project 
management, e.g. via a central institution, central service providers (if necessary 
financed by the OP), a broad recognition of service contracts as eligible expenditure, 
a guided exchange of knowledge and experience between municipalities and project 
executing agencies or a pre-funding of the planning phase. 

- Optimization of application and procedures, for example through a two-stage proce-
dure, increased funding rates for early applications or reduced involvement of third 
parties in the approval process, and a fundamental review of funding procedures. 

- More intensive communication that addresses multipliers in a coordinated and tar-
geted manner, and informs them about conditions and changes in funding. 

- The introduction of post-approval or price escalation clauses, if necessary only or 
intensified in the case of financially weak municipalities, in order to reduce the risk 
of cost increases.  

- The adaptation of individual funding regulations (scoring, concepts, target groups). 

- Supporting cooperation or alliances between municipalities and project sponsors. 

The options for action are broadly and openly formulated; they can serve as a basis for a 
process in which the participants in the funding coordinate and implement measures. The 
current situation of municipalities with a problematic financial situation and a possible de-
cline in voluntary business-related investments in particular give rise to both a need and a 
reason for optimizing funding. 

Based on the results of the evaluation, the managing authority has meanwhile held several 
discussions on possible measures. Among other things, a workshop was held with the par-
ticipation of about 20 representatives of the intermediary body, the responsible departments 
and the managing authority. Among other things, the options for action listed were dis-
cussed in terms of their relevance and feasibility. Individual recommendations are already 
being implemented by the managing authority, while other options were discussed critically. 
Other options for action were assessed positively in principle, but still need to be fleshed 
out before they can be implemented. 
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2. Einleitung  

Durch die Maßnahmen der zweiten Prioritätsachse des niedersächsischen Multifondspro-
gramms soll die Wettbewerbsfähigkeit der KMU des Landes verbessert werden. Dazu sind 
elf spezifische Maßnahmen entwickelt und umgesetzt worden. Diese Maßnahmen zielen 
teils direkt auf die KMU und auf Gründungen, teils auf die Rahmenbedingungen und infra-
strukturellen Grundlagen. Die erste Evaluationsphase hat u.a. deutliche Unterschiede bei 
der Umsetzung gezeigt:1  

- Die direkte Unternehmensförderung ist durch eine sehr zügige Umsetzung und eine 
hohe Nachfrage nach Fördermitteln geprägt. Hier werden mit der einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung und zwei Finanzinstrumenten Instrumente eingesetzt, bei de-
nen nach Stand der empirischen Literatur eine hohe Effektivität zu erwarten ist. 

- Der Ausbau von unternehmensnahen Infrastrukturen als Grundlage für die langfris-
tige regionale Entwicklung ist dagegen durch eine verhaltene Umsetzung gekenn-
zeichnet. Die Nachfrage nach Fördermitteln seitens potenzieller Begünstigter war 
zum Stand des Zwischenberichts überwiegend geringer, als in den Planungen er-
wartet. Zudem verzögert sich oft die Umsetzung der Projekte selbst. 

Die Hemmnisse bei der Infrastrukturförderung können zu Herausforderungen für die ge-
samte Programmumsetzung führen, sie mindern aber auch die Entfaltung von regionalwirt-
schaftlichen Effekten. Damit wird auch die Zielerreichung des Multifondsprogramms einge-
schränkt. Die zweite Phase der Evaluierung hat daher die Hemmnisse bei der Umsetzung 
der Infrastrukturförderung zum Gegenstand. Zentrale Fragstellungen sind, welche Hemm-
nisse eine höhere Nachfrage nach den Fördermitteln der Infrastrukturförderung und eine 
zügige Umsetzung der einzelnen Vorhaben und der Fördermaßnahmen behindern. 

Nach einer kurzen Vorstellung des Evaluationsgegenstands und einer Aktualisierung des 
finanziellen Umsetzungsstands werden die Hemmnisse bei der Umsetzung der Infrastruk-
turförderung beschrieben. Dabei wird zwischen allgemeinen, übergreifenden Herausforde-
rungen und maßnahmenspezifischen Hemmnissen unterschieden. Auf dieser Grundlage 
werden Handlungsansätze zum Abbau der Hemmnisse entwickelt. Als zentrale aktuelle 
Einflussfaktoren werden dann die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Förde-
rung untersucht. 

 
 
1  Vgl. IfS/ISG/GEFRA/Kovalis (2020): Evaluierung der PA 2 – Wettbewerbsfähigkeit der KMU, Zwischen-

bericht. 
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3. Gegenstand der zweiten Phase der Evaluation 

Gegenstand der zweiten Phase der Evaluierung sind die Maßnahmen der Prioritätsachse 2, 
in denen der Ausbau von Infrastrukturen unterstützt wird (vgl. Tabelle 1). Die Maßnahmen 
sind im Rahmen der ersten Evaluierungsphase identifiziert und beschrieben worden.2  

Tabelle 1: Gegenstand der Phase II - Untersuchung der Umsetzungshemmnisse 
 

Gegenstand Mittelansatz 
(EFRE) % der PA 

2.4.3.1 Technologie- und Gründer-
zentren 

Bau und Erweiterung von Technologie- und Grün-
derzentren 15,28 Mio. € 6,3% 

2.61.2.1 Wirtschaftsnahe Infrastruk-
turmaßnahmen GRW 

Ausbau von Industrie- und Gewerbegebieten,  
Verkehrsverbindungen für Gewerbebetriebe 29,0 Mio. € 11,9% 

2.62.1.1 Weiterentwicklung der 
Seehäfen zur Förderung der mariti-
men Verbundwirtschaft und der 
Offshore-Windenergie* 

a) Ausbau der Kapazitäten und Revitalisierung 
der Infrastruktur in niedersächsischen Seehäfen  5,40 Mio. € 2,2% 

2.7.1.1 Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Tourismuswirtschaft 

Attraktivitätssteigerung überregional bedeutsamer 
touristischer Infrastrukturen in den Bereichen Na-
tur-, Kultur- und Gesundheitstourismus 
Kooperations- und Vernetzungsprojekte  
Barrierefreie touristische Angebote 
Wetterunabhängige bzw. Ganzjahresangebote  

32,0 Mio. € 13,2% 

Prioritätsachse 2  81,68 Mio. € 33,6% 

* Die Maßnahme umfasst sowohl eine Unterstützung von Infrastrukturen (Teil a) als auch eine Unternehmensförderung (Teil b: „Entwick-
lung und erstmalige Fertigung neuartiger Schiffstypen und innovativer Antriebskonzepte Erforschung und erstmalige Produktion innovati-
ver Elemente“). Relevant ist im Kontext der Evaluation der infrastrukturelle Teil a). 

Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten, 31.12.2020, Der Mittelansatz basiert auf der Version 6.0 des Multifonds-
programms. 

Durch die ausgewählten Maßnahmen werden Gewerbeflächen für KMU (einschl. Verkehrs-
anbindungen), touristische Infrastrukturen, Technologie- und Gründerzentren sowie Infra-
strukturen in Häfen (Offshore Wind) finanziert. Die Maßnahmen decken zusammen einen 

 
 
2  Vgl. IfS/ISG/GEFRA/Kovalis (2020): Evaluierung der PA 2 – Wettbewerbsfähigkeit der KMU, Zwischen-

bericht. 
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wesentlichen Teil von wirtschaftsorientierten Infrastrukturen3 ab. Nicht berücksichtigt wird 
der Ausbau der Breitbandanbindung von KMU bzw. von Gewerbegebieten. Die Nachfrage 
ist hier relativ hoch, die Umsetzung grundsätzlich weit vorangeschritten.4 

Insgesamt werden für die Maßnahmen 81,68 Mio. Euro aus dem EFRE zur Verfügung ge-
stellt. Die geplanten Gesamtinvestitionen betragen 166,90 Mio. Euro. Die Maßnahmen ma-
chen zusammen einen Anteil von einem Drittel (33,7 Prozent) der EFRE-Mittel der Priori-
tätsachse aus. 

Begünstigte der Förderung sind überwiegend Kommunen und kommunale Gebietskörper-
schaften. Darüber hinaus können auch juristische Personen ohne Erwerbszweck (Vereine, 
Stiftungen u.ä.) gefördert werden (touristische Infrastrukturen). Im Bereich der Hafeninfra-
strukturen ist die Niedersachsen Ports GmbH mit dem Land Niedersachsen als einzigem 
Gesellschafter potenziell begünstigt. 

  

 
 
3  In Abgrenzung zum Begriff der „wirtschaftsnahen Infrastrukturen“, der für eine einzelne Fördermaßnahme 

steht und die infrastrukturelle GRW-Förderung beschreibt, werden die untersuchten Fördermaßnahmen 
hier als „wirtschaftsorientierte Infrastrukturen“ zusammengefasst. 

4  Bei der Maßnahme „Breitbandanbindung von Gewerbegebieten“ (2.61.2.2) lässt sich der Fortschritt der 
Umsetzung nicht in den Bewilligungszahlen ablesen (vgl. Abbildung 3), da der Großteil der Bewilligungen 
aus formalen Gründen noch nicht ausgesprochen werden konnte. Die entsprechenden Projekte sind mit 
einem vorzeitigen Maßnahmenbeginn gestartet worden. 
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4. Aktueller Umsetzungsstand  

Für eine Übersicht des aktuellen Umsetzungsstandes (31.12.2020) werden zunächst die 
Monitoringdaten ausgewertet. Dabei wird die finanzielle Umsetzung kurz für die gesamte 
Prioritätsachse aufgezeigt, um die grundlegenden Ergebnisse der ersten Evaluierungs-
phase zu aktualisieren und zu überprüfen. Im Anschluss erfolgt eine vertiefte Darstellung 
der ausgewählten Infrastrukturmaßnahmen. 

4.1 Die Prioritätsachse 2 im Überblick 

Bis zum 31.12.2020 sind in der zweiten Prioritätsachse insgesamt 1.221,45 Mio. Euro an 
förderfähigen Gesamtausgaben für 671 Vorhaben zur Gründungsförderung, der Investiti-
onsförderung und des Ausbaus von Infrastrukturen bewilligt worden.5 

Diese Vorhaben werden mit 434,00 Mio. Euro an öffentlichen Mitteln unterstützt, davon 
210,36 Mio. Euro aus dem EFRE. Die öffentliche Förderung macht damit gut ein Drittel der 
Gesamtausgaben aus, die Mittel von privaten Unternehmen mit 787,66 Mio. Euro knapp 
zwei Drittel.  

Abbildung 1: Zusammensetzung der bewilligten Mittel 

 
        Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten, 31.12.2020 

 
 
5  Berücksichtigt sind hier die Vorhaben im Sinne des OP, nicht die Förderfälle auf der zweiten Ebene der 

Finanzinstrumente (MikroSTARTer, Beteiligungsfonds). 
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Im Vergleich zum 31.12.2019 ist insbesondere der EFRE-Anteil gestiegen (von 16 Prozent 
auf 17 Prozent), der Anteil der privaten Mittel ist dagegen zurückgegangen.  

Von den bewilligten Mitteln wurden bis zum 31.12.2020 insgesamt 638,54 Mio. Euro oder 
52 Prozent ausgezahlt. Die Struktur der Auszahlungen entspricht weitgehend der Struktur 
der Bewilligungen. 

Bezogen auf die Mittelansätze ergeben sich folgende Umsetzungsstände für die Gesamt-
ausgaben und die EFRE-Mittel: 

- Von den geplanten Gesamtausgaben sind mit 1.221,45 Mio. Euro etwa 168 Prozent be-
willigt und mit 638,54 Mio. Euro etwa 88 Prozent ausgezahlt. Die Gesamtausgaben sind 
Grundlage der Erstattung von EFRE-Mittel durch die Kommission. 

- Bezogen auf die EFRE-Mittel liegt die Bewilligungsquote bei 87 Prozent (210,36 Mio. 
Euro von 242,70 Mio. Euro) und die Auszahlungsquote bei 38 Prozent (93,43 Mio. Euro). 

 

Abbildung 2: Umsetzungsstand zum 31.12.2020 in Mio. Euro 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten 

 

Der hohe Umsetzungsstand bei den förderfähigen Gesamtausgaben ergibt sich vor allem 
durch die im Vergleich zur Planung sehr hohen Bewilligungen in der einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung (2.5.2.1). 
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Die finanzielle Umsetzung der Prioritätsachse ist damit insgesamt weit vorangeschritten. 
Bezogen auf die förderfähigen Gesamtausgaben sind die Planmittel (über)bewilligt und 
weitgehend ausgezahlt. Zu berücksichtigen ist dabei, dass der Mittelansatz der Prioritäts-
achse mit den verschiedenen Programmänderungen deutlich erhöht wurde. Bezogen auf 
die ursprüngliche Mittelausstattung ist der Umsetzungsstand dementsprechend deutlich hö-
her.6  

Eine differenzierte Betrachtung bestätigt dabei die Diagnose des Zwischenberichts: Die 
Umsetzung schwankt sehr stark zwischen verschiedenen Typen von Maßnahmen. Wäh-
rend die direkte Unternehmensförderung (einzelbetriebliche Investitionsförderung, Finan-
zinstrumente) in der Umsetzung bereits sehr weit vorangeschritten ist, erfolgt die Infrastruk-
turförderung verzögert. 

Abbildung 3: Finanzielle Umsetzung der Maßnahmen der Prioritätsachse 2 

  
Erläuterung: An der vertikalen Achse sind die Auszahlungsquoten der EFRE-Mittel der Maßnahmen abgetragen (Auszahlun-
gen EFRE als Anteil am Mittelansatz EFRE); in der horizontalen die Bewilligungsquoten (EFRE). In der Datenbeschriftung 
sind die Maßnahmennummern angegeben. Die beiden Linien stellen die durchschnittliche Bewilligungsquote (87Prozent) und 
die durchschnittliche Auszahlungsquote (39 Prozent) dar.   
Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten, 31.12.2020 

 
 
6  Zu berücksichtigen ist außerdem, dass die Mittel, die in die Finanzinstrumente eingezahlt worden sind für 

eine endgültige Erstattung aus EFRE-Mittel bis zum Ende der Förderperiode (einschl. n+3) an die Endbe-
günstigten ausgereicht oder als Verwaltungskosten ausgezahlt werden müssen. 
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In vereinfachter Betrachtung ergeben sich drei Gruppen von Umsetzungsständen: 

- Maßnahmen mit geringen Bewilligungs- und Auszahlungsständen (2.4.4.1, 2.61.2.2, 
2.62.1.1):7 Hier liegt die Problematik zunächst in geringen Antrags- und Bewilligungszah-
len. In erster Annäherung an die Ursachen ist dabei von einer Nachfrage auszugehen, 
die – zumindest unter den Bedingungen der jeweiligen Förderung – (deutlich) weniger 
hoch ist, als bei den Planungen angenommen wurde. Dabei kann ein grundsätzlicher 
Bedarf gegeben sein. Eine Ausnahme ist die Maßnahme 2.4.4.1, die neu in das Pro-
gramm aufgenommen wurde und daher in der Umsetzung noch nicht weit vorangeschrit-
ten ist. Die Maßnahmen verfügen über kleinere bis mittlere Budgets. 

- Maßnahmen mit hohen Bewilligungsständen und niedrigen Auszahlungen (2.4.3.1, 
2.61.2.1, 2.7.1.1): Hier sind die Mittel inzwischen weitgehend vollständig oder ganz ge-
bunden (s.u.). Die Auszahlungen sind bisher aber kaum fortgeschritten und liegen zwi-
schen zwei Prozent (2.4.3.1 Technologie- und Gründerzentren) und 16 Prozent (2.7.1.1 
touristische Infrastrukturen). Die bewilligten Vorhaben sind dabei in der Regel größere 
Infrastrukturprojekte, die oft durch eine langfristige Realisierung, Abrechnung und Prü-
fung gekennzeichnet sind. Vor dem Hintergrund der verbleibenden Laufzeit der Förde-
rung ist hier die Umsetzung von jüngeren Projekten und der Maßnahmen im Ganzen eine 
Herausforderung. Die Maßnahmen haben jeweils relativ große Budgets. 

- Maßnahmen mit hohen Bewilligungsständen und mittleren bis hohen Auszahlungsstän-
den (2.4.1.1, 2.5.1.1, 2.5.2.1, 2.61.1.1): Ein großer Teil der Maßnahmen der Prioritäts-
achse 2 zeichnet sich durch hohe Bewilligungs- und Auszahlungsstände aus.8 Dies gilt 
insbesondere für die direkte Unternehmensförderung über einzelbetriebliche Investitions-
förderung (2.5.2.1) und die beiden Finanzinstrumente (2.4.1.1, 2.5.1.1) mit jeweils hohen 
Mittelansätzen. Einzige Maßnahme in diesem Bereich, die nicht der Unternehmensför-
derung zugeordnet wird ist die Maßnahme 2.61.1.1 (Breitbandkompetenzzentrum).  

Im Vergleich zum Stand des Zwischenberichts sind die Bewilligungen und die Bewilligungs-
quoten über fast alle Maßnahmen hinweg gewachsen – und dies teilweise sehr deutlich 
(2.4.3.1). Damit befinden sich nur noch wenige Maßnahmen diesbezüglich auf einem un-

 
 
7  Die Maßnahme 2.4.4.1 „Gründungen im Handwerk“ wird erst seit Mitte 2019 umgesetzt, die Auszahlungen 

erfolgen dabei erst am Ende der Projekte. Der Umsetzungsstand ist daher noch nicht zu beurteilen. 

8  Bei den Finanzinstrumenten sind die Mittel mit Unterzeichnung der Finanzierungsvereinbarung vollständig 
für die Fonds bewilligt, wenn nichts anderes vereinbart wird. Die Bewilligungsquote würde für die Maß-
nahmen 2.4.1.1 und 2.5.1.1 wird hier demnach mit 100 Prozent angezeigt. Das Monitoring liefert dazu 
etwas andere Werte. 
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terdurchschnittlichen Niveau. Wie schon zum Stand des Zwischenberichts weisen alle Inf-
rastrukturmaßnahmen niedrige Auszahlungsstände auf. Deutliche Auszahlungsfortschritte 
zeigen sich vor allem bei kleineren Maßnahmen (2.4.2.1 Nachfolgemoderatoren, 2.61.1.1 
Breitbandkompetenzzentrum, 2.4.4.1 Gründungsprämie Handwerk) sowie für den Mikro-
STARTer Fonds. Bei den ausgewählten Infrastrukturmaßnahmen sind ebenfalls weitere 
Auszahlungen vorgenommen worden, der Zuwachs ist aber relativ gering. Der Anteil der 
ausgezahlten Mittel ist weiterhin sehr niedrig bis niedrig.  

4.2 Die Infrastrukturförderung in der Prioritätsachse 2 

Als Untersuchungsgegenstand für die zweite Phase wurden entsprechend der skizzierten 
Problemstellung die Infrastrukturmaßnahmen ausgewählt. Im Folgenden werden die Um-
setzungsstände sowie die Bewilligungsverläufe dieser Maßnahmen in detaillierter Form 
dargestellt. Datenstand ist der 31.12.2020, aktuelle Entwicklungen werden benannt. 

Technologie- und Gründerzentren (2.4.3.1) 

Die Maßnahme 2.4.3.1 Technologie- und Gründerzentren unterstützt den Bau und die Er-
weiterung von Technologie und Gründerzentren. Der Mittelansatz beläuft sich auf 
15,3 Mio. Euro an EFRE-Mitteln. Dies entspricht gut 6 Prozent der gesamten Prioritäts-
achse 2. Die EFRE-Mittel werden durch GRW-Mittel ergänzt.  

Im Rahmen dieser Maßnahme wurden bisher neun Vorhaben bewilligt. Diese Fälle umfas-
sen förderfähige Gesamtausgaben in Höhe von 32,3 Mio. Euro, wovon 15,2 Mio. Euro 
durch den EFRE getragen werden sollen. Weitere 12,5 Mio. Euro sollen als Kofinanzierung 
in Form von öffentlichen Mitteln bereitgestellt werden sowie 4,6 Mio. Euro durch private Mit-
tel getragen werden. Bezogen auf den EFRE-Mittelansatz ergibt sich eine Bewilligungs-
quote von 99 Prozent. Die bisher getätigten Auszahlungen belaufen sich auf 0,4 Mio. Euro, 
wovon 0,23 Mio. Euro EFRE-Mittel sind. Daraus ergibt sich eine Auszahlungsquote mit Be-
zug auf den Mittelansatz der EFRE-Mittel von 2 Prozent.  

Vor Dezember 2020 sind insgesamt vier Vorhaben bewilligt worden. Von diesen hatten zwei 
Vorhaben Modernisierungsmaßnahmen zum Gegenstand und jeweils ein relativ kleines fi-
nanzielles Volumen.  

Die Bewilligung fünf weiterer Projekte erfolgte im Dezember 2020. Mit der Umsetzung die-
ser Projekte wurde nach Datenlage zwischen August 2018 und Oktober 2020 begonnen (in 
zwei Fällen im Jahr 2019). In diesen Projekten wurden gut 90 Prozent der bewilligten Mittel 
gebunden. Davor wurden im Jahr 2016 zwei Projekte mit förderfähigen Gesamtausgaben 
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in Höhe von 0,2 Mio. Euro und im Jahr 2019 zwei weitere Projekte mit förderfähigen Ge-
samtausgaben von 2,8 Mio. Euro unterstützt. Die Bewilligung der Projekte im Dezember 
2020 hat als Voraussetzung die Umschichtung von Mitteln in die Maßnahme erfordert. 

 

Abbildung 4: Projekte, Bewilligungen und Auszahlungen pro Jahr in der Maßnahme 2.4.3.1 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten 

Über den Abschluss von Projekten liefern die Monitoringdaten keine abschließenden Infor-
mationen. Die Laufzeiten der größeren Vorhaben, die vor dem Jahr 2020 bewilligt wurden, 
liegen bei 21 bzw. 25 Monaten; die Projekte sind aber noch nicht abgeschlossen.  

Die finanzielle Umsetzung wird von der bewilligenden Stelle als gut bewertet. Die Zielvor-
gaben des Operationellen Programms hinsichtlich Fallzahlen und den Flächengrößen seien 
erreicht worden, die Mittel vollständig bewilligt. Der Verlauf wird aufgrund langer Vorlaufzei-
ten bei Infrastrukturprojekten und aus anderen Gründen (vgl. Kap. 4.3) als nicht unerwartet 
eingeordnet. 

Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten (2.61.2.1) 

Die Maßnahme 2.61.2.1 „Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten“ um-
fasst Vorhaben für den Ausbau von Industrie- und Gewerbegebieten sowie für die Verkehrs-
anbindung dieser Gebiete. Vorgesehen für diese Maßnahme sind insgesamt 
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69,5 Mio. Euro, wovon 29 Mio. Euro aus dem EFRE getragen werden. Dies entspricht 
12 Prozent der für die Prioritätsachse 2 vorgesehenen EFRE-Mittel.  

Es wurden bisher insgesamt 25 Vorhaben im Rahmen dieser Maßnahme bewilligt. Die för-
derfähigen Gesamtausgaben belaufen sich dabei auf 74,5 Mio. Euro. Der Anteil des EFRE 
beträgt hier 29,5 Mio. Euro (40 Prozent), weitere 41,5 Mio. Euro sind durch nationale öf-
fentliche Mittel, insbesondere Mittel der GRW finanziert. 3,5 Mio. Euro sind als private Mittel 
ausgewiesen. Die Bewilligungsquote liegt damit zum 31.12.2020 bei 102 Prozent. Im Jahr 
2020 wurde dabei ein erheblicher Fortschritt bei den Bewilligungen realisiert (31.12.2019: 
59 Prozent).  

Die Auszahlungen dieser Maßnahme belaufen sich bisher auf insgesamt 21,1 Mio. Euro, 
wobei 3,5 Mio. Euro aus dem EFRE stammen. Mit Bezug auf die EFRE-Mittel ergibt sich 
hieraus eine Auszahlungsquote von 12 Prozent, was deutlich unterhalb der Bewilligungs-
quote von 102 Prozent und entsprechenden Quoten auf Ebene der Prioritätsachse und des 
OP liegt. Auch die Auszahlungen sind im Jahr 2020 – von niedrigem Niveau aus – deutlich 
gewachsen (31.12.2019: Sechs Prozent). 

Auch im Rahmen der Maßnahme 2.61.2.1 wurde der ganz überwiegende Anteil der Mittel 
in den Jahren 2019 und 2020 bewilligt (45,4 Mio. Euro förderfähige Gesamtausgaben – 
62 Prozent der bewilligten förderfähigen Gesamtausgaben). Die Mittel wurden für insge-
samt neun Projekte eingesetzt. Mit acht bewilligten Projekten im Jahr 2016 und sieben be-
willigten Projekten im Jahr 2018 wurden mit Bezug auf die Anzahl in den genannten Jahren 
mehr Projekte bewilligt; mit 15,7 Mio. Euro an förderfähigen Gesamtausgaben im Jahr 2016 
und 12,9 Mio. Euro im Jahr 2018 fällt der Umfang der Projekte in diesen Jahren jedoch 
deutlich geringer aus. Im Jahr 2017 wurde lediglich ein Projekt mit einem Umfang von 
0,5 Mio. Euro bewilligt. Wie schon in Bezug auf die Maßnahme 2.4.3.1 ist auch hier eine 
Tendenz zu erkennen, dass finanziell umfangreiche Projekte erst zum Ende der Förderpe-
riode hin bewilligt werden.9  

Die Auszahlungen beziehen sich bisher nahezu ausschließlich auf Projekte, die im Jahr 
2016 bewilligt worden sind. Das Ende dieser Projekte liegt nach Monitoringdaten zwischen 
2017 und 2021. Bei fünf der acht Vorhaben ist die Prüfung des Verwendungsnachweises 
nach Monitoringangaben beendet – das Prüfungsdatum liegt zwischen 2018 und 2020.  

 
 
9  Möglicherweise benötigen diese Vorhaben aufgrund ihrer Größe eine längere Vorlaufzeit. 
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Abbildung 5: Projekte, Bewilligungen und Auszahlungen pro Jahr in der Maßnahme 2.61.2.1 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten 

Insgesamt wurden bisher acht Projekte in dieser Maßnahme abgeschlossen. Die Laufzeit 
dieser abgeschlossenen Projekte betrug zwischen 1,6 und 4,2 Jahren – im Durchschnitt 
fast drei Jahre.10 Diese Projekte hatten im Mittel einen Umfang von 1,5 Mio. Euro an förder-
fähigen Gesamtausgaben. Die noch laufenden Projekte haben im Durchschnitt ein Mittel-
volumen von 3,7 Mio. Euro. Hier ist von deutlich längeren Projektlaufzeiten auszugehen.11  

Durch die bewilligende Stelle wird der Umsetzungsstand als gut bewertet. Dies wird zum 
einen mit der hohen Bewilligungsquote, zum anderen mit den vergleichsweisen hohen Fall-
zahlen begründet. Der Zielwert des OP hinsichtlich der Projektzahlen wird übertroffen; das 
Programm entwickelt sich nach Aussage der bewilligenden Stelle besser als ähnliche Pro-
gramme auf Landesebene. 

 
 
10  Differenz zwischen Projektbeginn und Prüfungsdatum. Das Bewilligungsdatum ist in aller Regel später als 

der Projektbeginn. Eine Datumsangabe zum Abschluss der VNP fehlt in den vorliegenden Daten durch-
gängig. 

11  Die durchschnittliche bisherige Laufzeit der laufenden Vorhaben – die ganz überwiegend in den Jahren 
2019 und 2020 bewilligt wurden – betrug bis zum 31.12.2020 2,1 Jahre. 
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Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung der maritimen Verbundwirtschaft 

und der Offshore-Windenergie (2.62.1.1) 

Die Maßnahme 2.62.1.1 Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung der maritimen Ver-
bundwirtschaft und der Offshore-Windenergie umfasst zwei Schwerpunkte. Zum einen er-
möglicht sie den Ausbau von Kapazitäten und der Revitalisierung von Infrastrukturen in 
niedersächsischen Seehäfen zum anderen umfasst sie die Entwicklung und erstmalige Fer-
tigung neuartiger Schiffstypen und innovativer Antriebskonzepte sowie die Erforschung und 
erstmalige Produktion innovativer Elemente.  

Der Mittelansatz für die Maßnahme 2.62.1.1 beläuft sich auf 10,8 Mio. Euro, wovon 
5,4 Mio. Euro aus dem EFRE vorgesehen sind (Stand 31.12.2020). Dies sind 2 Prozent der 
aus dem EFRE für die Prioritätsachse 2 vorgesehenen Mittel. Im Rahmen dieser Maß-
nahme wurden ein Projekt bewilligt, welcher der FuE-Förderung zuzuordnen ist.12 Für den 
Infrastrukturausbau ist bisher kein Vorhaben bewilligt worden.  

Das FuE-Projekt umfasst förderfähige Gesamtausgaben in Höhe von 5,8 Mio. Euro. Davon 
sollen 2,9 Mio. Euro durch den EFRE getragen werden. Die weiteren privaten Mittel belau-
fen sich auf 2,9 Mio. Euro.13 Für diese Maßnahme wurden noch keinerlei Auszahlungen 
getätigt. Damit liegt die Auszahlungsquote der Maßnahme 2.62.1.1 mit Bezug auf den Mit-
telansatz der EFRE-Mittel von 0 Prozent. Die Bewilligungsquote liegt bei 54 Prozent.14  

Das FuE-Projekt wurde im Jahr 2019 zugesagt und damit ebenfalls im späteren Verlauf der 
Förderperiode bewilligt. Die Dauer des Projekts beläuft sich bisher auf 1,75 Jahre. 

Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismuswirtschaft (2.7.1.1) 

Die Maßnahme 2.7.1.1 „Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismuswirtschaft“ un-
terstützt die Attraktivitätssteigerung überregional bedeutsamer touristischer Infrastrukturen 
in den Bereichen Natur-, Kultur- und Gesundheitstourismus. Sie umfasst dabei Kooperati-

 
 
12  Im ersten Halbjahr des Jahres 2021 sind zwei weitere FuE-Projekte bewilligt worden. 

13  Einschließlich der beiden weiteren FuE-Projekte belaufen sich förderfähigen Gesamtausgaben bis Mitte 
2021 auf etwa 8,6 Mio. €. 

14  Einschließlich der beiden weiteren FuE-Projekte liegt die Bewilligungsquote bei knapp 80 Prozent. Aktu-
alisierte daten zu den Auszahlungen liegen nicht vor. 
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ons- und Vernetzungsprojekte, den Ausbau von barrierefreien touristischen Angeboten so-
wie seit der dritten Programmänderung die Unterstützung von wetterunabhängigen bzw. 
ganzjährigen Angeboten.  

Der EFRE-Mittelansatz dieser Maßnahme beläuft sich auf 32 Mio. Euro. Damit umfasst 
diese Maßnahme 13 Prozent der aus dem EFRE für die Prioritätsachse 2 vorgesehenen 
Mittel.  

Im Rahmen der Maßnahme wurden bisher 36 Vorhaben bewilligt. Diese Vorhaben umfas-
sen förderfähige Gesamtausgaben in Höhe von 73,5 Mio. Euro, wovon 27 Mio. Euro durch 
den EFRE getragen werden sollen. Weitere 36,9 Mio. Euro sollen als Kofinanzierung durch 
öffentliche Mittel und 9,0 Mio. Euro durch private Mittel getragen werden. Die Bewilligungs-
quote liegt damit zum Stand 31.12.2020 bei 84 Prozent. Nach Aussage der bewilligenden 
Stelle sind die freien Mittel im Zuge der Einplanung im Frühjahr 2021 gebunden worden; 
die Bewilligung der entsprechenden Projekte soll zeitnah erfolgen. 

Die bisher für diese Maßnahme getätigten Auszahlungen belaufen sich auf 12,3 Mio. Euro. 
Dabei wurden EFRE-Mittel im Umfang von 5,0 Mio. Euro ausgezahlt. Daraus ergibt sich 
eine Auszahlungsquote der Maßnahme 2.7.1.1 mit Bezug auf den Mittelansatz der EFRE-
Mittel von 16 Prozent. 

Der Großteil der Projekte und der förderfähigen Gesamtausgaben sind im Jahr 2020 bewil-
ligt worden. Die Vorhaben (16) machen mit einem Umfang von insgesamt 38,3 Mio. Euro 
förderfähiger Gesamtausgaben mehr als die Hälfte der in dieser Maßnahme bewilligten Mit-
tel aus. Im Jahr 2019 wurden ebenfalls relativ viele Projekte bewilligt (8). Mit 54,5 Mio. Euro 
sind drei Viertel der Bewilligungen in diesen beiden Jahren ausgesprochen worden. In den 
Jahren 2015 bis 2018 wurden zwar ebenfalls Projekte bewilligt (zwischen ein und fünf Vor-
haben pro Jahr), diese weisen aber eher unterdurchschnittliche Projektgrößen auf.15  

 

 
 
15  In drei der 12 bewilligen Projekte in der Zeit von 2015 bis 2018 sind dabei relativ umfassend EFRE-Mittel 

eingesetzt worden (Zwischen einer und zwei Millionen Euro). 
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Abbildung 6: Projekte, Bewilligungen und Auszahlungen pro Jahr in der Maßnahme 2.7.1.1 

 
Quelle: Eigene Darstellung nach Monitoring-Daten 

Die Auszahlungen beziehen sich bisher ganz überwiegend auf Projekte, die bis 2017 be-
willigt worden sind. Das Ende dieser Projekte liegt nach den Monitoringdaten zwischen 
2016 und 2022.  

Insgesamt wurden bisher neun Projekte in dieser Maßnahme abgeschlossen. Die Laufzeit 
dieser abgeschlossenen Projekte betrug zwischen 0,9 und 3,5 Jahren – im Durchschnitt gut 
zwei Jahre.16 Diese Projekte hatten im Mittel einen Umfang von 0,9 Mio. Euro an förderfä-
higen Gesamtausgaben. Die noch laufenden Projekte haben im Durchschnitt ein Mittelvo-
lumen von 2,4 Mio. Euro. Hier ist von deutlich längeren Projektlaufzeiten auszugehen.17  

Durch die bewilligende Stelle wird der Umsetzungsstand insgesamt als gut bewertet. Dies 
wird mit der inzwischen hohen Bewilligungsquote und den hohen Fallzahlen begründet. 

 
 
16  Differenz zwischen Projektbeginn und Prüfungsdatum. Das Bewilligungsdatum ist in aller Regel später als 

der Projektbeginn. Eine Datumsangabe zum Abschluss der VNP fehlt in den vorliegenden Daten durch-
gängig. Ein Projekt ohne Angaben zum Prüfungsdatum nicht berücksichtigt. 

17  Die durchschnittliche bisherige Laufzeit der laufenden Vorhaben – die ganz überwiegend in den Jahren 
2019 und 2020 bewilligt wurden – beträgt bis zum 31.12.2020 1,5 Jahre. 
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4.3 Fazit 

Bis zum 31.12.2020 sind in der zweiten Prioritätsachse für 671 Vorhaben insgesamt 
1.221,45 Mio. Euro an förderfähigen Gesamtausgaben bewilligt worden.18 Mit den Mitteln 
werden Gründungen, betriebliche Investitionen von KMU und der Ausbau von wirtschafts-
orientierten Infrastrukturen unterstützt.  

Die finanzielle Umsetzung der Prioritätsachse ist bezogen auf die förderfähigen Gesamt-
ausgaben insgesamt als gut zu bewerten: Die Bewilligungen sind insgesamt und auch für 
die meisten Maßnahmen sehr hoch. Die Auszahlungsquote bezüglich der förderfähigen 
Gesamtausgaben auf Ebene der Prioritätsachse ist ebenfalls hoch, unterscheidet sich da-
bei stark für die unterschiedlichen Maßnahmen. Die Auszahlungsquote der EFRE-Mittel ist 
mit 38 Prozent zum 31.12.2020 eher als niedrig einzuordnen. Sie liegt im Vergleich zur 
bisherigen Programmlaufzeit und im hinsichtlich der n+3-Regel relativ niedrig. 

In differenzierter Betrachtung finden sich drei Verlaufstypen: 

- Einige kleinere Maßnahmen weisen aufgrund jeweils spezifischer Bedingungen 
(später Beginn, formale Probleme bei der Bewilligung, fehlender Bedarf) sowohl 
niedrige Bewilligungszahlen als auch niedrige Auszahlungen auf. 

- Eine Reihe von Maßnahmen zeichnen sich durch hohe Bewilligungen und niedrige 
Auszahlungen aus. Diese Gruppe besteht ausschließlich aus den größeren Infra-
strukturmaßnahmen. 

- Die unternehmensbezogene Förderung ist durch hohe Bewilligungen und mittlere 
bis hohe Auszahlungen gekennzeichnet. 

Die Aktualisierung der finanziellen Umsetzung bestätigt damit weitgehend die Diagnose des 
Zwischenberichts. Fortschritte sind im Jahr 2020 vor allem bei den Bewilligungen in den 
Infrastrukturmaßnahmen erzielt worden; zudem sind deutliche Fortschritte bei den Auszah-
lungen in einzelnen, zumeist kleineren Maßnahmen und leichte Fortschritte bei den Aus-
zahlungen in den genannten Infrastrukturmaßnahmen zu konstatieren. 

Hinsichtlich der finanziellen Umsetzung und der zu erwartenden Effekte des Programms 
sind vor allem die Verläufe bei den Infrastrukturmaßnahmen von Interesse. Die genauere 

 
 
18  Nicht berücksichtigt wurden hier die Förderfälle der Finanzinstrumente – vgl. dazu den Zwischenbericht 

der Evaluation. 
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Betrachtung zeigt u.a., dass die Bewilligungen ganz überwiegend in den Jahren 2019 und 
2020 ausgesprochen wurden: Fast drei Viertel der förderfähigen Gesamtausgaben wurden 
in den Jahren 2019 und 2020 bewilligt, gut die Hälfte im Jahr 2020. Die genauere Untersu-
chung der Projekte zeigt auch, dass diese teilweise deutlich vor der Bewilligung physisch 
begonnen wurden – zumindest entsprechend der Datumsangabe im Monitoring. In den Jah-
ren 2015 bis 2018 sind relativ wenige, kleinere Projekte bewilligt worden. Auszahlungen 
sind bisher nur zu einem kleinen Teil vorgenommen worden, dies erwartungsgemäß für 
Projekte, die früh bewilligt wurden.  

Die Projekte, die bisher abgeschlossen wurden, haben durchschnittliche Laufzeiten von 
zwei Jahren (Tourismus) bzw. drei Jahren (Gewerbeflächen). Diese abgeschlossenen Vor-
haben sind deutlich kleiner als die noch laufenden Vorhaben – im Durchschnitt haben sie 
ein Volumen von etwa 40 Prozent der laufenden Projekte. Dementsprechend ist für die 
laufenden Vorhaben von deutlich längeren Laufzeiten auszugehen. Die Ursachen für die 
dargestellten Umsetzungsverläufe – späte Bewilligungen, geringe Auszahlungen – werden 
im nächsten Kapitel beleuchtet. 
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5. Hemmnisse bei der Förderung von wirtschaftsorientierten Infrastrukturen 

In diesem Kapitel werden die Untersuchungsergebnisse zu den hemmenden Faktoren bei 
der Infrastrukturförderung der Prioritätsachse 2 dargelegt. Dabei werden sowohl die Gründe 
für eine Zurückhaltung bei der Antragstellung als auch Gründe für die lange Dauer der be-
willigten Projekte aufgenommen. 

Die folgenden Ergebnisse wurden aus Interviews mit insgesamt 21 Expertinnen und Exper-
ten gewonnen. In den Interviews sind zum einen offene Fragen nach Hemmnissen gestellt 
worden. Zum anderen ist eine Auswahl von Hemmnissen zur Diskussion und zur Bewertung 
vorgegeben worden. Die Auswahl dieser Vorgaben ist Gegenstand des nächsten Unterka-
pitels. Die identifizierten Hemmnisse werden dann in den beiden folgenden Unterkapiteln 
beschrieben. Dabei werden zunächst Problemlagen beschrieben, die übergreifend für alle 
Maßnahmen – und die kommunale Investitionstätigkeit generell – gelten. Danach werden 
spezifische Hemmnisse für die ausgewählten Maßnahmen dargestellt. 

5.1 Vorauswahl von Umsetzungshemmnissen 

In der ersten Phase der Evaluation sind die Umsetzungshemmnisse der Infrastrukturförde-
rung bereits thematisiert worden.19 Grundlage waren Gespräche mit der NBank und den 
Fachreferaten als verantwortliche Stellen für die Maßnahmen und erste Interviews mit Ver-
treterinnen und Vertretern der NBank. Aus diesen Interviews sind folgende übergreifende 
Herausforderungen abgeleitet worden: 

- Bedarf des Infrastrukturausbaus und Prioritäten der Kommunen 

- Finanzielle Ressourcen / wirtschaftliche Situation der Kommunen 

- Personelle Kapazitäten und Know-how in den Kommunen  

- Kapazitäten der Bauwirtschaft  

- Administrativer Aufwand der Förderung (Antrag, Abrufe, Kontrolle, Abrechnung, 
Prüfung) 

 
 
19  Vgl. GEFRA / IfS / ISG / Kovalis (2020): Evaluierung der PA 2 – Wettbewerbsfähigkeit der KMU, Zwi-

schenbericht. 
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- Förderbedingungen in den einzelnen Maßnahmen  

Ergänzend sind einzelne Hemmnisse und Sachlagen – etwa für die Maßnahme 2.62.1.1 - 
Weiterentwicklung Seehäfen – identifiziert worden.  

Die gelisteten Herausforderungen decken sich grundsätzlich mit den Aussagen in den wei-
teren Interviews und der Literatur.20 Die weiteren Interviews wurden mit Vertreterinnen und 
Vertretern folgender Akteursgruppen geführt: 

- begünstigte Kommunen und potenzielle Antragsteller, 

- Fachreferate, weitere Stellen in Ministerien und NBank, 

- kommunale Spitzenverbände, andere Verbände und regionale Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaften  

Darüber hinaus wurden Interviews mit externen Experten geführt.  

Die Interviews haben auch eine wesentliche Ergänzung der ursprünglichen Ergebnisse er-
bracht: Die Entwicklung und Planung der kommunalen Investitionsprojekte wird als zentra-
les Hemmnis sowohl für die Antragstellung als auch für die schnelle Umsetzung der Pro-
jekte beschrieben. Die Projektplanung ist in der geschlossenen Abfrage daher nicht enthal-
ten, wird aber in der folgenden Beschreibung der Hemmnisse aufgenommen. 

 

5.2 Allgemeine Hemmnisse des Ausbaus kommunaler Infrastrukturen  

In diesem Abschnitt werden zunächst Hemmnisse und Herausforderungen beschrieben, 
die übergreifend für die ausgewählten Maßnahmen genannt worden sind. Sie können dabei 
in den verschiedenen Maßnahmen unterschiedlich ausgeprägt sein; sie unterscheiden sich 
insbesondere auch nach der Ausgangssituation der Kommunen.  

 
 
20  Vgl. KfW-Kommunalpanel, verschiedene Jahrgänge, Scheller et al. (2021). 
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Abbildung 7 gibt einen Überblick zu den Hemmnissen bei kommunalen Infrastrukturprojek-
ten. Dabei ist auch die Gewichtung der Hemmnisse durch die befragten Expertinnen und 
Experten aufgenommen worden.  

 

Abbildung 7: Experteneinschätzungen zur Relevanz ausgewählter Hemmnisse  
bei Infrastrukturprojekten in der Prioritätsachse 2 

 
Angegeben sind die höchsten und niedrigsten Bewertungen (Endpunkte der orangenen Boxplots) sowie der Bereich, in der 
die Hälfte der Nennungen liegen (orangener Kasten). Zu den einzelnen Kategorien liegen zwischen 13 und 15 Angaben vor. 
Quelle: Eigene Darstellung 

Die Abbildung zeigt zunächst die nahezu durchgängig hohe Bandbreite der Bewertungen – 
so werden beispielsweise die „finanziellen Ressourcen der Kommunen“ oder die „Kapazi-
täten der Bauwirtschaft“ von einzelnen Expertinnen und Experten als überhaupt nicht rele-
vant oder als entscheidendes Hindernis benannt. Dies spiegelt zum einen die sehr unter-
schiedlichen Ausgangslagen der Kommunen etwa bei der finanziellen Situation gerade in 
den letzten Jahren wider. Einzelne Extremwerte erklären sich aber auch aus projektspezi-
fischen Bedingungen – so wurden in einem befragten Projekt (Tourismus) nur sehr wenig 
Bauleistungen notwendig; die Auslastung der Bauwirtschaft war damit nicht relevant.21 Die 
Bereiche, in den jeweils die Hälfte der Einschätzungen liegen, ist dagegen fast durchgängig 

 
 
21  Insgesamt ist die Interpretation der Bewertungen belastbarer, wenn der Bereich zugrunde gelegt wird, in 

dem die Hälfte der Angaben liegen. 
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sehr schmal – hier besteht tendenziell eine hohe Übereinstimmung der Expertinnen und 
Experten.  

Besonders hoch gewichtet werden insgesamt die unterschiedlichen Förderbedingungen; 
diese werden im nächsten Kapitel jeweils für die einzelnen Maßnahmen thematisiert. Sehr 
ähnlich werden die Hemmnisse „Finanzielle Ressourcen“, „Kapazitäten der Bauwirtschaft“, 
„personelle Kapazitäten / Know-how“ und „Administrativer Aufwand des Antrags“ bewertet. 
Zu beachten ist, dass die genannten Themen teils nicht unabhängig voneinander sind – so 
bestimmen die finanziellen Ressourcen auch die personellen Kapazitäten und diese den 
wahrgenommenen Aufwand der Beantragung mit. 

Von etwas geringerer Bedeutung sind die Prioritätensetzungen der Kommunen; von unter-
geordneter Bedeutung ist ein geringer Bedarf an wirtschaftsorientierten Infrastrukturen.  

Eine wesentliche Ergänzung dieser Hemmnisse stellt die Projektentwicklung und -planung 
durch die kommunalen Träger dar, die in den Interviews besonders hervorgehoben wurde. 
Die Projektentwicklung wird daher im Folgenden als erstes beschrieben, die abgebildeten 
Herausforderungen im Anschluss daran. 

5.2.1 Projektentwicklung und -planung  

Die Projektentwicklung einschließlich der Planungs- und Abstimmungsverfahren wird ins-
gesamt als das Hemmnis mit den größten Auswirkungen auf die zeitliche Umsetzung und 
die Antragsbereitschaft gesehen. Sehr prominent genannt wird dieses Hemmnis von na-
hezu allen Begünstigten und potenziellen Begünstigten. Betont wird es überwiegend auch 
von den Vertretern der NBank und den Wirtschaftsförderungen, in etwas geringerem Um-
fang von den Verbänden.  

Zur Projektentwicklung können drei Bereiche gezählt werden, die jeweils erheblichen zeit-
lichen und finanziellen Aufwand erfordern: 

Die Antragstellung setzt in aller Regel eine Befassung der politischen Gremien der Kom-
munen oder kommunalen Verbände voraus. Die Beschlussfassung dieser Gremien wird als 
aufwändig und langwierig beschrieben. So seien u.a. grundsätzlich alle Fraktionen zu infor-
mieren. Diese Befassung kann nach Einzelangaben „schnell ein halbes Jahr“ dauern. Bei 
längeren Planungs- und Antragszeiten ist eine mehrfache Befassung notwendig, zudem 
sind bei Kostensteigerungen neue Beschlüsse notwendig. Es bestehe dabei immer die Ge-
fahr, dass Projekte dann nach aktueller politischer Lage oder Haushaltslage geändert oder 
ganz angehalten werden. 
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In diesem Zusammenhang wurde von mehreren Interviewpartnern auf die Kommunalwah-
len im Jahr 2017 verwiesen, die eine Erklärung für geringe Antragszahlen in den Jahren 
2016 und 2017 sein könnten.22 Nach dem Erfahrungsstand der Experten erfolgt etwa ein 
halbes Jahr vor und drei Monate nach den Wahlen keine Beschlussfassung mehr. Zudem 
würden veränderte Mehrheiten teils zu neuen Befassungsprozessen führen und Projekte 
ggf. zurückgestellt werden. 

Neben der Befassung politscher Gremien ist in diesem Zusammenhang auch die Konsens-
findung in anderen Konstellationen zu nennen. So sind bei interkommunalen Gewerbege-
bieten jeweils in allen Kommunen zumindest grundlegende Beschlüsse herbeizuführen. Bei 
TGZ sind neben den Kommunen oft weitere Träger beteiligt (Wirtschaftsförderungen, über-
geordnete Gebietskörperschaften, Sparkassen), die an den Abstimmungsprozessen zu be-
teiligen sind. Ähnliches gilt für touristische Infrastrukturen, wenn kooperative Organisations-
formen (Stiftungen, GmbHs mit unterschiedlichen Gesellschaftern etc.) gewählt wurden. 

Auch die inhaltliche und technische Planung der Projekte wird als sehr aufwändig be-
schrieben. Hier sind eine Reihe von Gutachten – von einem Interviewpartner sind acht Gut-
achten genannt worden – zu beauftragen und zu finanzieren. Für die gesamten Planungs-
kosten müssen die Kommunen in Vorleistung gehen, eine Förderung erfolgt ggf. anteilig. 
Damit ist ein deutliches finanzielles Risiko verbunden – zusätzlich zu der Bindung perso-
neller Kapazitäten. 

Der zentrale Aufwand im Rahmen der Projektentwicklung entsteht nach Aussage der Ex-
pertinnen und Experten aber über die Genehmigungsverfahren und gesetzlichen 
(Bau)Standards. Hier scheint weniger die Komplexität einzelner Regelungen problematisch 
als die hohe Anzahl von Einzelverfahren und die Interdependenz dieser Verfahren. Nach 
Aussagen der Expertinnen und Experten befassen sich die Genehmigungsträger etwa für 
baurechtliche Genehmigung verfahrensrechtlich mit jedem einzelnen Punkt und müssen 
sich dabei gegenseitig beteiligen. Zu berücksichtigen sind u.a. das Bauordnungsrecht, das 
Haushaltsrecht, das Umweltrecht, ggf. wasserrechtliche sowie andere naturschutzrechtli-
che Belange. In einem Fall wird von der Berücksichtigung von etwa 30 Trägern öffentlicher 
Belange berichtet. Diese hätten sich teils gegenseitig zu befassen.  

 
 
22  Vgl. hierzu den Verlauf der Bewilligungen in den Fördermaßnahmen, insbesondere bei der Förderung von 

wirtschaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten, Kap. 4.2. 
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Bei den Genehmigungsverfahren sind insgesamt unterschiedliche Verwaltungen zu koordi-
nieren, eine größere Anzahl von Stellungnahmen einzuholen, Abstimmungen herbeizufüh-
ren und eine große Anzahl von gesetzlichen Einzelstandards zu berücksichtigen. Dabei 
können einzelne Standards nicht hinreichend aufeinander abgestimmt sein, was zu Abwä-
gungsverfahren führe.23 Die gesetzlichen Standards haben auch zur Folge, dass Rechts-
mittel eingelegt werden können. Von einem Gesprächspartner wurde ein Beispiel angeführt, 
zu dem drei Klagen eingereicht wurden. Dies führe zu erheblichen Verzögerungen, zusätz-
lichen Kosten und zu Unsicherheiten bei der politischen Beschlussfassung.  

Insgesamt führen die Planungs- und Genehmigungsverfahren zu aufwändigen und lang-
wierigen Koordinationsaktivitäten. Dieser Aufwand ist nach Aussage der Gesprächspartner 
ein zentraler Grund für die langen Projektlaufzeiten bzw. die langen Vorläufe für Anträge. 
Zudem seien nach Angabe mehrerer Expertinnen und Experten diese Aufwände ein zent-
raler Grund für einen Verzicht auf einen Antrag (und das Projekt). 

5.2.2 Finanzielle Ressourcen der Kommunen 

Ein weiteres zentrales Hemmnis sind fehlende Finanzmittel bei potenziellen Antragstellern. 
Finanzielle Ressourcen sind zunächst notwendig, um die Eigenmittel (bis zu 50 Prozent) 
an den Investitionen darzustellen. Sie sind aber auch erforderlich, um die Kosten der Pro-
jektentwicklung, der Planung und der Antragstellung zu tragen. Darüber hinaus ist auch die 
Projektumsetzung – insbesondere die Bauleitung – mit Kosten verbunden. Zudem beste-
hen teilweise Unsicherheiten hinsichtlich weiterer Kosten in Verbindung mit der Abrechnung 
des Förderprojekts (s.u.). Die zusätzlichen Kosten werden nach Aussage der Expertinnen 
und Experten nicht oder nur teilweise durch die Förderung getragen. Die Kommunen tragen 
hier das Risiko einer gescheiterten Antragstellung und müssen hohe finanzielle Vorleistun-
gen stellen. 

Eine zentrale Herausforderung sind in den vergangenen Jahren die erheblichen Preisstei-
gerungen in der Bauwirtschaft geworden. Diese Preissteigerungen wirken sich bereits in 
der mehrjährigen Planungs-, Antrags- und Bewilligungsphase aus. Der Antrag erfordert ein 
vollständiges Leistungsverzeichnis mit genauen Kostenangaben; dieses wird mit der Pro-
jektplanung entwickelt. Nach Bewilligung erfolgen die Ausschreibungen – dann oft auf 

 
 
23  Vgl. auch Scheller et al. (2021). 
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Grundlage einer veralteten Planungsgrundlage. Die Ausschreibungen führen dann oft zu 
erheblichen Überschreitungen der Kostenrechnungen.24  

Eine Nachbewilligung von Fördermitteln ist nach Aussagen der Expertinnen und Experten 
grundsätzlich nicht möglich; in Reaktion auf die Coronakrise in jüngster Vergangenheit in 
Einzelfällen aber erfolgt. Abgesehen von diesen Fällen sind die Kostensteigerungen daher 
vollständig durch den Antragsteller zu tragen. In einem Fall wird von einer Steigerung der 
Eigenmittel von 2 Mio. Euro auf 7 Mio. Euro berichtet.  

Insgesamt belasten die Bereitstellung der Eigenmittel und die laufenden Kosten die finan-
ziellen Ressourcen der Kommunen deutlich.25 Die vollständige Übernahme von Preisstei-
gerungen und andere Unsicherheiten führen zudem zu einem erheblichen finanziellen Ri-
siko. Dies ist auch erheblich, weil die kommunalen Entscheidungsträger nach Aussage der 
Expertinnen und Experten für wirtschaftsorientierte Infrastrukturen mindestens eine Kos-
tendeckung nach relativ kurzer Zeit erwarten. Insgesamt wirken unzureichende finanzielle 
Mittel vor allem verhindernd, teils auch verzögernd. 

Die Relevanz des Hemmnisses „finanzielle Ressourcen“ wird von den Expertinnen und Ex-
perten sehr unterschiedlich eingeschätzt. Die Extremwerte („nicht relevant“, „entschei-
dend“) wurde jeweils einmal angegeben; die anderen Einschätzungen verteilen sich relativ 
breit im rechten Bereich des Graphs. Dies spiegelt die sehr unterschiedliche Betroffenheit 
der Kommunen von finanziellen Restriktionen (Ausgaben, Verschuldung, Steuereinnah-
men, Rücklagen) wider. Struktur- und finanzschwächere Kommunen stehen hier weiter vor 
sehr hohen Herausforderungen, während sich die Handlungsmöglichkeiten strukturstarker 
Kommunen verbessert haben. Von den Expertinnen und Experten werden die niedersäch-
sischen Kommunen, die tendenziell einkommens- und strukturschwach sind, aber nicht von 
den Entschuldungsmaßnahmen profitiert haben, als besondere Problemgruppe angeführt. 

Die interkommunalen Disparitäten werden auch in der Literatur als umfassend und steigend 
eingeschätzt.26 Dabei wird die Gefahr eines selbstverstärkenden Prozesses gesehen: So-

 
 
24  In den Interviews wurden Überschreitungen von bis zu 70 Prozent genannt. Zudem wird von Ausschrei-

bungen berichtet, auf die keine Angebote eingegangen sind. Die Ausschreibungen können grundsätzlich 
aufgehoben werden. Dies führt zum einen zu deutlichen Verzögerungen. Zum anderen ist den Begünstig-
ten eine Umsetzungsfrist bis zum 30.6.2022 genannt, die bei neuer Ausschreibung nicht einzuhalten ist. 

25  Den Aufwänden stehen potenzielle Erträge aus den wirtschaftsorientierten Infrastrukturen gegenüber. 

26  Vgl. Bertelsmann Stiftung (2019): Kommunaler Finanzreport 2019. Der Stand 2019 deckt die Corona-
Krise nicht ab; deren Auswirkungen auf die kommunalen Finanzen sind noch offen. 
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zioökonomisch begünstigte Kommunen können nicht nur mehr und modernere Infrastruk-
turen anbieten, sondern auch ihre Wettbewerbsposition durch geringere Steuer- und Ge-
bührensätze verbessern. Strukturschwache Kommunen haben dagegen tendenziell gerin-
gere Möglichkeiten, infrastrukturelle Angebote zu schaffen und müssen möglichst hohe Ein-
nahmen erzielen.27  

Mit der Kofinanzierungsrichtlinie28 erfolgt bereits eine zusätzliche Unterstützung von fi-
nanzschwachen Kommunen. In einem Fall (unter den Projekten, zu denen Interviews ge-
führt wurden) ist nach Aussage der Expertinnen und Experten das Vorhaben überhaupt erst 
möglich geworden. In einem anderen Fall hat die Kommune den Schwellenwert für die zu-
sätzliche Förderung („weit unterdurchschnittliche Steuereinnahmekraft“) knapp nicht er-
reicht. Das beantragte Projekt wird mit großem Aufwand dennoch realisiert. Insgesamt wird 
die Richtlinie als sehr wichtig eingeschätzt. 

5.2.3 Fehlende Kapazitäten in der Bauwirtschaft  

Ein weiteres wesentliches Hemmnis sind Kapazitätsengpässe im Baugewerbe (bauaus-
führende Unternehmen) und bei privaten Planungskapazitäten. Diese wirken sich zum ei-
nen auf die Vergabe aus, wenn Angebote nicht erfolgen, nicht adäquat sind oder zu Kos-
tensteigerungen führen. Sie wirken sich vor allem aber über die Umsetzung der Bauprojekte 
aus und wirken zum einen preissteigernd und zum anderen verzögernd. In zwei Einzelfällen 
ist das Hemmnis als (nahezu) nicht relevant eingeordnet worden, in sechs Fällen wird die 
Relevanz als sehr hoch (im obersten Drittel der Skala) eingeschätzt.  

Die Wahrnehmung der Expertinnen und Experten stimmt mit der amtlichen Statistik weitge-
hend überein.29 Die Kapazitätsauslastung im Baugewerbe (bzw. im Hochbau und im Tief-
bau) ist seit der Finanzkrise deutlich gestiegen und hat schon im Jahr 2014 ein Niveau wie 
zu Beginn der neunziger Jahre erreicht. Die Folgejahre waren – bis 2018 / 2019 – durch 
einen breiten Bauboom gekennzeichnet, der durch den privaten, den gewerblichen und den 
öffentlichen Bereich getragen wurde. Die hohen und steigenden Kapazitätsauslastungen 
führten zu deutlichen Preissteigerungen und tendenziell auch zu geringerem Interesse an 

 
 
27  Vgl. Sydow (2018). 

28  Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung finanzschwacher Kommunen bei der 
Kofinanzierung von EU-Förderprojekten vom 29.4.2020. 

29  Vgl. Scheller et al. (2021) 
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relativ komplexen öffentlichen Aufträgen.30 Mit der Coronavirus-Pandemie ist die Kapazi-
tätsauslastung leicht gesunken und das Preisniveau war zwischenzeitlich rückläufig.31 In 
der Wahrnehmung der Expertinnen und Experten ist es – im Gegensatz zu der Datenlage 
– in der jüngsten Vergangenheit auf kommunaler Seite eher noch zu einer Verschärfung 
des Problems gekommen. Dies wird auf die zusätzlichen Maßnahmen und Hilfen im Rah-
men der Anpassungsmaßnahmen zurückgeführt. 

5.2.4 Administrativer Aufwand der Förderung  

Der administrative Aufwand der Förderung ergibt sich grundsätzlich aus dem Antragsver-

fahren, den begleitenden Verfahren (insb. Mittelabrufe), den Kontrollen und Prüfungen so-
wie dem Projektabschluss. Thematisiert wurde durch die Expertinnen und Experten nahezu 
ausschließlich die Antragstellung; in Einzelfällen noch die Mittelabrufe und der Projektab-
schluss. Die Wahrnehmung der Förderverfahren als Hemmnis ist eher zweigeteilt: Eine 
Gruppe von Befragten sieht hier nur ein kleineres Hemmnis, eine etwas größere Gruppe 
sehr relevante Herausforderungen. Ein wesentlicher Einflussfaktor dafür scheint die Erfah-
rung mit Antragstellungen zu sein: Expertinnen und Experten, die bereits mehrfach Anträge 
gestellt haben, sehen zwar einen erheblichen Aufwand in dem Verfahren, relativieren die-
sen aber im Vergleich zu den anderen Hemmnissen oder zu anderen Finanzierungsmög-
lichkeiten (etwa das Sponsoring oder den Zugriff auf kommunale Mittel). 

Als Herausforderungen bei der Antragstellung werden sowohl die hohe Anzahl von Anfor-
derungen als auch die Detailtiefe und der Grad der Konkretisierung gesehen. Dazu werden 
folgende Einzelaspekte genannt: 

- Als besonders aufwändig wird die Anforderung gesehen, dass die komplette Ent-
wurfsplanung zur Antragsstellung fertiggestellt sein muss und eine detaillierte Leis-
tungsbeschreibung gefordert ist. Eine baurechtliche Genehmigung bzw. ein Bebau-
ungsplan müsse vorhanden sein. 

- Es ist ein vollständiges Leistungsverzeichnis mit abgesicherten Kostenberechnun-
gen vorzulegen, eine Kostenschätzung ist nicht ausreichend. 

 
 
30  Vgl. Scheller et al. (2021). 

31  Die Preisentwicklung kann dabei durch die zeitweise Absenkung der Mehrwertsteuer beeinflusst sein. 
Eine fundierte Einschätzung zu den Auswirkungen der Pandemie ist derzeit noch nicht möglich. 
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- Eine Reihe von Gutachten (Boden, Schallschutz, Naturschutz) sind beizubringen. 
Diese müssen beauftragt und finanziert werden. 

- Die Finanzierung müsse gesichert sein, unabhängig von der Förderentscheidung 
und der Höhe der Förderung. 

- Für die Angaben zum Scoring müssen Schätzungen / Berechnungen vorgenommen 
werden (Begründung des Bedarfs), Nachweise gebracht werden und zusätzliche 
Argumentationen geliefert werden. 

Die Anträge sind nach Aussagen der Expertinnen und Experten sehr umfangreich, sie um-
fassen schnell deutlich über 100 Seiten. Zu Ihrer Entwicklung sei spezifisches Know-how 
notwendig; mehrere der befragten Kommunen nutzen speziell für die Antragsstellung pri-
vate Dienstleister. Von einzelnen Expertinnen und Experten aus den Kommunen wird wahr-
genommen, dass die Verwendung der richtigen Terminologie sehr wichtig ist.  

Nach Einzelaussagen dauert die Entwicklung eines Antrags mindestens 6 Monate und bis 
zu zwei Jahre. In diesen Zeiträumen sind teils auch die Abstimmungsprozesse innerhalb 
der Kommunen enthalten.  

Das Scoringverfahren wird von Seiten der Kommunen fast durchgängig als zusätzliche 
Aufgabe und zusätzlicher Aufwand angesehen. In aller Regel liefere es keine Hinweise auf 
Verbesserungen oder zusätzliche Projektelemente. Hier wird neben dem zusätzlichen Auf-
wand auch kritisiert, dass die Scoring-Kriterien oft nicht auf das Projekt anwendbar seien 
bzw. kein Bezug zum Projekt bestehe. In Einzelfällen wird das Scoring als Orientierungs-
hilfe wahrgenommen oder als Möglichkeit, die Positionierung des Antrags zu verbessern. 
In einem Fall sind zusätzliche Maßnahmen zur Barrierefreiheit in das Projekt integriert wor-
den. Die Sicherung der Förderwürdigkeit entsprechend des Scorings und die Sicherung der 
Qualität der Anträge setzen teils eine intensive Betreuung durch die NBank voraus. Dies 
stellt einen zusätzlichen Aufwand dar und wirkt tendenziell verzögernd.  

Von Seiten der Fachreferate und der NBank wird das Scoring als Instrument zur sachbe-
zogenen Projektauswahl und zur Erhöhung der Transparenz sehr begrüßt. 
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Zumindest zu Beginn der Förderung hat die Kommunikation zu den Fördermöglichkeiten32, 
der Hochwertigkeit der Projekte und dem Scoring nach Aussage mehrerer Expertinnen und 
Experten abschreckend auf Antragsteller gewirkt. Hier sei ein Narrativ entstanden und un-
terstützt worden, demzufolge nur sehr ausgewählte und hochwertige Projekte mit einer re-
lativ geringen Förderquote in einem aufwändigen Verfahren unterstützt werden sollen. Po-
tenzielle Antragsteller mit „normalen“ Projekten hätten daher auf eine Antragstellung ver-
zichtet. Im späteren Verlauf seien dann Anträge teils nur „aus Zufall“ oder auf Grundlage 
von direkten Kontakten gestellt worden. 

Nach Aussage der Expertinnen und Experten insbesondere der NBank ist die Prüfung der 
Anträge im weiteren Verlauf sehr umfangreich, hat aber keine hemmende Wirkung. Der 
administrative Aufwand bei der Prüfung wirkt sich eher verzögernd auf den Förderverlauf 
aus. Verfahrensprobleme variieren nach Aussagen der Expertinnen und Experten über Ein-
zelfälle und seien kaum zu kategorisieren. Im Bewilligungsverfahren sind mehrere externe 
Einrichtungen (Ämter für regionale Landesentwicklung, Landesamt für Bau und Liegen-
schaften) beteiligt – deren Befassung wirke teils stark verzögernd. Insbesondere die bau-
fachliche Prüfung durch das NLBL wird von mehreren Expertinnen und Experten als deut-
lich verzögernd eingestuft.  

Nach Aussagen der kommunalen Expertinnen und Experten haben die Bewilligungen ein 
halbes Jahr bis ein Jahr gedauert, in einem Einzelfall auch deutlich länger. 

Als weiterer Grund für die Verzögerungen werden die derzeitigen Abläufe bei Mittelabrufen 
(als Grundlage für Auszahlungen) genannt. Hier wird einerseits berichtet, dass relativ we-
nige Mittelabrufe vorgenommen werden. Diese Abrufe sind mit einem erheblichen Auf-
wand bei den Begünstigten und bei der NBank verbunden. Die begünstigten Kommunen 
können sich derzeit über Kassenkredite sehr günstig finanzieren und verzichten daher teil-
weise auf Zwischenabrufe von Fördermitteln. Von einzelnen kommunalen Experten wurde 
dagegen kritisiert, dass die Bearbeitung von Mittelabrufen relativ lange Zeit dauern (ge-
nannt wurden sechs Monate). Ein weiterer Mittelabruf sei in diesem Zeitraum nicht möglich, 
was die finanzielle Umsetzung behindere. Nach Aussagen der NBank ist die Bearbeitung 
der Mittelabrufe mit erheblichem Aufwand verbunden (Prüfung von Originalbelegen). 

 
 
32  So wurden für die Förderung hochwertiger Infrastrukturen in den Jahren 2016 und 2017 zwei Informati-

onsveranstaltungen durchgeführt, bei denen u.a. über die Neuausrichtung der Förderung informiert und 
diskutiert wurde. Zudem wurde in den Jahren 2015 und 2016 im Rahmen von Sitzungen und Veranstal-
tungen des Netzwerks der Wirtschaftsförderer in Niedersachsen (NEWIN) über bestehende Möglichkeiten 
informiert. 



 

- 43 - 
 
 

 

In einem Fall sind der Kontrollaufwand und die Prüfungen mit den dazu gehörigen Doku-
mentationspflichten und Aufwänden sowie die damit verbundenen Unsicherheiten über fi-
nanzielle Konsequenzen (Rückforderungen) als Hemmnis genannt worden. 

Insgesamt wird der administrative Aufwand im Förderverfahren als eines der ganz zentralen 
Hemmnisse wahrgenommen. Die weiteren Ausführungen fokussieren sich dabei stark auf 
das Antragsverfahren. Die Erläuterungen zeigen deutliche inhaltliche Überschneidungen zu 
den Aufgaben bei der Projektentwicklung und -planung. Da umfassende, detaillierte und 
belegte Planungen und Genehmigungen Grundlage für den Antrag sind, überschneiden 
sich diese Hemmnisse deutlich. Anders ausgedrückt: Auch ohne eine Antragstellung wäre 
ein Großteil der Aktivitäten für das Projekt unerlässlich. Damit relativiert sich die Bedeutung 
der Antragstellung als Hemmnis für die Förderung. Allerdings bleiben bestimmte spezifi-
sche Aufwände, wie etwa die gesonderte Antragsbegründung oder das Scoring bestehen.  

Ein wesentliches Hemmnis liegt außerdem in der Unsicherheit hinsichtlich einer Förde-
rung: Die Antragsteller müssen mit erheblichen personellen und finanziellen Ressourcen in 
Vorleistung gehen. Es besteht aber das Risiko, dass der Antrag nicht bewilligt wird und das 
Projekt dann nicht durchführbar ist. Dieses Risiko stellt ein Hemmnis bei der Entscheidung 
zu einer Antragstellung dar. Entsprechende Aussagen sind von einzelnen Expertinnen und 
Experten gemacht worden, die aber eher anekdotische Evidenz wiedergeben. 

5.2.5 Personelle Kapazitäten und Kompetenzen bei Antragstellern  

Die Darstellung der Herausforderungen bei der Projektentwicklung und bei der Antragstel-
lung hat an mehreren Stellen auch den hohen personellen Aufwand zum einen und die 
notwendigen Kompetenzen zum anderen aufgezeigt. Solche spezifischen Kapazitäten und 
Kompetenzen sind bei der Planung, der Beantragung, der Vergabe und der baulichen Um-
setzung des Projekts notwendig und müssen grundsätzlich in den Kommunen vorgehalten 
werden. Die Personalrestriktionen führen mindestens zu deutlichen Verzögerungen bei der 
Projektentwicklung, der Antragstellung und der Projektumsetzung, ggf. auch zum vollstän-
digen Verzicht auf ein Projekt.  

Diese Herausforderungen treffen kleinere Kommunen und insbesondere Kommunen ohne 
eigene Bauabteilung besonders. Hier sind teilweise ehrenamtlich tätige, fachfremde Perso-
nen in die Verfahren einbezogen, denen die spezifischen Kompetenzen fehlen. In solchen 
Fällen wirken Personalengpässe stark hemmend – auf eine Antragstellung wird nach Aus-
sage von Experten dann oft verzichtet. 
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Die Wahrnehmung der Befragten deckt sich mit den Ergebnissen von Befragungen und 
statistischen Auswertungen. Bis in die Jahre 2014 / 2015 zeigt sich für westdeutsche Flä-
chenländer ein nahezu kontinuierlicher Personalabbau in Verwaltungsbereichen, die für 
Bauvorhaben zuständig sind. Seitdem stagniert die Personalsituation nahezu, wobei es 
starke regionale Divergenzen gibt.33 Gleichzeitig steigen seit dem Jahr 2017 die preisberei-
nigten kommunalen Bauinvestitionen deutlich an.34 Zudem wird von Seiten der Kommunen 
von neuen Aufgaben und Zuständigkeiten, einer zunehmenden Komplexität von Bauvorha-
ben sowie einem erhöhten Abstimmungsbedarf mit anderen Verwaltungen berichtet. In der 
Konsequenz werden Bauvorhaben aufgeschoben und oft nicht fristgerecht fertiggestellt, 
vermehrt externe Dienstleister eingebunden, Fördermittel nicht fristgerecht abgerufen oder 
in geringem Ausmaß beantragt.35 Ein erheblicher Anteil von Kommunen berichtet von Stel-
len in der Bauverwaltung, die seit längerem nicht besetzt sind und von erheblichen Schwie-
rigkeiten bei der Wiederbesetzung von Stellen. Vor dem Hintergrund der demographischen 
Entwicklung wird eher von einer Verschärfung dieses Problems ausgegangen. 

5.2.6 Prioritäten und andere Aufgaben der Kommunen  

Die Investitionsbereiche der untersuchten Fördermaßnahmen stellen für die Kommunen als 
potenzielle Antragsteller freiwillige Aufgaben in Abgrenzung zu den pflichtigen kommunalen 
Aufgaben (Schulen, Kindergärten, Versorgung, Entsorgung u.a.). Zu den pflichtigen Aufga-
ben sind die Kommunen gesetzlich verpflichtet; zum Teil steht die Art und Weise der Auf-
gabenerfüllung dabei im Ermessen der Kommune.  

Die Evaluationsgegenstände sind durchgängig den freiwilligen Aufgaben zuzuordnen. 
Dementsprechend sind sie oft von nachgeordneter Priorität. Als Themen mit höherer Prio-
rität werden in den Interviews „Kindergartenplätze“ und der „Wohnungsbau“ häufiger ge-
nannt; als weitere prioritäre Themen werden „Verkehr“, „Einzelhandel“ und „Bildung“ ange-
führt.  

Die Prioritätensetzung ändert sich, wenn umfassende und / oder unerwartete Entwicklun-
gen eintreten. Nach Aussage der Expertinnen und Experten gehören – mit Bezug zu den 
Fördermaßnahmen – dazu die Folgen der Fluchtbewegungen in den Jahren 2015 und 
2016, der Ausbaubedarf bei Kindertageseinrichtungen und die Coronavirus-Pandemie. Hier 

 
 
33  Vgl. Scheller et al. (2021). 

34  Ohne das Corona-Jahr 2020. 

35  Vgl. Scheller et al. (2021), Befragung von 258 Kommunalverwaltungen in Deutschland. 
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seien von den Kommunen jeweils schnelle Reaktionen und der Einsatz von umfassenden 
personellen und finanziellen Ressourcen erforderlich gewesen. Die finanziellen Belastun-
gen sind jeweils zumindest teilweise wieder ausgeglichen worden. Dementsprechend erge-
ben sich aus den geänderten Prioritätensetzungen vor allem Verzögerungen bei geplanten 
oder bewilligten Förderprojekten.  

Die Bedeutung der geförderten wirtschaftsorientierten Infrastrukturen ergibt sich für die 
Kommunen aus ihren mittel- bis langfristig zu erwartenden monetären und wirtschaftlichen 
Effekten. Dazu gehören die Ansiedlung von Unternehmen, eine erhöhte Zahl von Über-
nachtungen und touristischen Ausgaben, erhöhte Gewerbesteuereinnahmen, Wachstum 
von Gründungen mit Folgeeffekten u.a. Daraus ergibt sich grundsätzlich eine hohe Priorität 
solcher Projekte für die Kommunen, die aber von kurzfristigen Aufgaben und Entwicklungen 
überlagert wird. Die Interviews haben auch ergeben, dass die Infrastrukturprojekte dann 
eine höhere Bedeutung erhalten, wenn eine längerfristige Entwicklungsstrategie oder eine 
längerfristige Planung vorliegen. 

Als weitere Herausforderung wird in diesem Feld von einigen Experten benannt, dass bei 
freiwilligen und wirtschaftsorientierten Maßnahmen grundsätzlich die Rentabilität der Pro-
jekte gefordert wird. Damit ist verbunden, dass grundsätzlich keine laufenden Kosten ent-
stehen dürften. Projekte, bei denen in dieser Hinsicht Unsicherheiten und Risiken bestehen, 
bestehen damit größere Vorbehalte. Sie werden dann ggf. aufgrund von Regelungen, die 
die Rentabilität (möglicherweise) einschränken, nicht realisiert und beantragt.  

5.2.7 Bedarf an wirtschaftsorientierten Infrastrukturen  

Eine grundsätzliche Voraussetzung für eine Entscheidung der Kommunen für die Entwick-
lung eines Projekts ist der Bedarf für die jeweiligen Infrastrukturen (Gewerbegebiete, Tech-
nologie- und Gründerzentren, touristische Infrastrukturen). Dieser Bedarf wird grundsätzlich 
breit gesehen und stellt weitgehend kein oder nur ein geringes Hemmnis für die Infrastruk-
turentwicklung einschließlich einer Förderung dar. Eine zentrale Ausnahme ist der Bedarf 
für Infrastrukturen in der Hafenentwicklung im Bereich der Offshore-Windwirtschaft. Ein-
zelne Einschätzungen dazu werden im folgenden Kapitel für die einzelnen Fördermaßnah-
men dargestellt. 
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5.3 Spezifische Hemmnisse in den ausgewählten Fördermaßnahmen  

Die bisher genannten Hemmnisse sind für die ausgewählten Fördermaßnahmen durchgän-
gig relevant. Sie sind dabei zum einen je nach Fördermaßnahme unterschiedlich ausge-
prägt, zum anderen bestehen zudem jeweils spezifische Hemmnisse. Diese sollen im Fol-
genden entlang der Maßnahmen dargestellt werden.  

5.3.1 Technologie- und Gründerzentren 

Die genannten allgemeinen Hemmnisse werden durchgängig auch für die Förderung von 
TGZ genannt. Dabei haben sich einige Besonderheiten und Schwerpunkte ergeben: 

- Der Bedarf für die – besonders kostenaufwändige – Errichtung von TGZ wird durch-
gängig als sehr niedrig eingeschätzt. Er ist nach Ansicht der Experten auf Einzelfälle 
insbesondere an Universitätsstandorten begrenzt. Bedarf bestehe insbesondere bei 
der Modernisierung bestehender Einrichtungen und der Erweiterung von TGZ. Da 
die Förderung schon in der laufenden Förderperiode eher auf die Modernisierung 
und die Erweiterung ausgerichtet ist, erscheint der fehlende Bedarf bei Neuerrich-
tungen aber als kein wesentliches Hemmnis für die Förderung. 

- Die Anforderungen bei der Planung und Entwicklung von baulichen Projekten wer-
den auch für die TGZ sehr hoch gewichtet. Diese erklären nach Aussagen der Ex-
pertinnen und Experten deutliche Verzögerungen in der Umsetzung. 

- Betont wird der hohe personelle Aufwand bei der Projektentwicklung, bei der An-
tragstellung und in der Bauphase (Bauleitung). Hier sei zudem spezifisches Know-
how aufzubauen, dass in der Regel nur einmal (für ein Projekt) zur Anwendung 
komme. 

- Ein deutlicher Unterschied zu anderen Fördermaßnahmen ergibt sich durch die Pri-
oritätensetzung der Kommunen: TGZ werden in der Wahrnehmung der Expertinnen 
und Experten von den Kommunen nur als relativ wenig bedeutend angesehen. Der 
Zusammenhang zur wirtschaftlichen Entwicklung und die monetären Effekte sind 
hier deutlich indirekter als etwa bei der Entwicklung von Gewerbeflächen, die direkt 
vermarktet werden oder bei touristischen Einrichtungen.  

- Korrespondierend zur relativ geringen Priorisierung scheint eine betriebswirtschaft-
liche Rentabilität und eine geringe Inanspruchnahme finanzieller Ressourcen bei 
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TGZ sehr wichtig. Entsprechende Unsicherheiten – etwa bedingt durch eine Anlauf-
phase mit geringerer Belegung, fehlende Auslastungen, hohe Personalkosten oder 
drohende Nachforderungen (s.u.) – führen ggf. zu einem Projektverzicht und zu Ver-
zögerungen bei der Projektentwicklung (Sicherung der Eigenmittel, insbesondere 
bei längeren Planungs-, Antrags- und Bewilligungszeiträumen).  

Als Hemmnisse werden auch verschiedene Regelungen und Verfahren der Förderung (För-

derbedingungen) wahrgenommen: 

- Die Förderung war zunächst – entsprechend des wesentlichen Bedarfs – vor allem 
auf die Modernisierung und Erweiterung von TGZ ausgerichtet. Im Zuge der Imple-
mentierung und ersten Umsetzung der Fördergrundsätze und -verfahren sind aber 
beihilferechtliche Probleme sichtbar geworden: Die Modernisierung der Zentren 
stellt eine Beihilfe für die Nutzer der Zentren dar (Gründerinnen und Gründer). Eine 
Modernisierung kann nur unter sehr speziellen Umständen beihilfefrei gestaltet wer-
den. Die Umsetzung von Modernisierungsprojekten hätte daher eine Anpassung der 
Förderverfahren (de-minimis-Erklärungen der Nutzer, Organisation und Gewährleis-
tung über die Träger der Zentren) vorausgesetzt. In der Folge wurden in der Förder-
periode ausschließlich Erweiterungsbauten gefördert. Die entsprechenden Abstim-
mungen und Entscheidungen haben zu einer Verzögerung bei der Umsetzung der 
Förderung geführt.  
In der zukünftigen Förderung sollen die Verfahren geändert und an die Beihilfebe-
stimmungen angepasst werden. Es soll dann ein Schwerpunkt bei der Modernisie-
rung von TGZ gebildet werden. 

- Die Ausrichtung auf Modernisierungsprojekte steht auch in Verbindung mit der Mit-
telausstattung der Fördermaßnahme. Hier waren zunächst EFRE-Mittel im Umfang 
von 5 Mio. Euro vorgesehen, für die eine öffentliche Kofinanzierung in Höhe von 
ebenfalls 5 Mio. Euro geplant war. Für eine Neuausrichtung auch auf Errichtungsin-
vestitionen erschien dieser Mittelansatz zu gering.36 In Abstimmung mit der Verwal-
tungsbehörde des Multifondsprogramms ist eine Mittelumschichtung (Erhöhung des 
EFRE-Ansatzes auf 15,3 Mio. Euro) vorgenommen worden. Diese Mittelumschich-
tung hat nach Aussage von befragten Experten zu einer deutlichen Verzögerung 
der Umsetzung der Maßnahme geführt. Eine Reihe von Bewilligungen konnten 

 
 
36  Für zwei größere Errichtungsinvestitionen in der aktuellen Förderung sind förderfähige Gesamtausgaben 

in Höhe von insgesamt über 23 Mio. Euro und eine EFRE-Förderung in Höhe von gut 11 Mio. Euro vor-
gesehen. Keines der beiden Projekte hätte mit dem ursprünglichen EFRE-Ansatz und dem aktuellen För-
dersatz unterstützt werden können. 
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demnach erst im Dezember 2020 nach erfolgreicher Mittelumschichtung vorgenom-
men werden. 

- Neben den Fördergrundsätzen sind auch die Regelungen der GRW Grundlage der 
Förderung. Dazu zählen zum einen die Beschränkung der Zielgruppe auf ausge-
wählte Branchen und Ausschlüsse von Branchen (Fernabsatzkriterium, Positivliste). 
Zudem sind Freie Berufe teilweise als Zielgruppe anerkannt, teilweise nicht. Hier 
sind jeweils Einzelfallentscheidungen notwendig, die mit einem zusätzlichen Auf-
wand und Unsicherheiten verbunden sind. Zum anderen wird von den Experten eine 
Gewinnabschöpfungspflicht thematisiert, die sich aus dem GRW-Koordinierungs-
rahmen ergibt. Nach Ablauf der Bindefrist (15 Jahre) ist eine Gewinnabschöpfung 
hinsichtlich des weiteren Betriebs vorzunehmen. Dies soll nach der Ertragswertme-
thode erfolgen. Je nach Festsetzung der Restlaufzeit und des Diskontierungssatzes 
kann eine hohe Zahlung durch die Projektträger notwendig werden. Die genannten 
Regelungen führen zu Restriktionen in der Bewirtschaftung der TGZ und damit zu 
Unsicherheiten hinsichtlich der Rentabilität, die tendenziell verhindernd wirken. 

5.3.2 Wirtschafsnahe Infrastrukturen (Gewerbeflächen) 

Auch für die Förderung von wirtschaftsnahen Infrastrukturen (Gewerbeflächen und Ver-
kehrsanbindungen) werden die oben aufgeführten allgemeinen Hemmnisse grundsätzlich 
als zentrale Herausforderungen genannt. Dabei ergeben sich einige spezifische Gewich-
tungen und weitere Hemmnisse: 

- Der Aufwand für die Projektentwicklung und -planung wird bei Gewerbeflächen 
noch einmal besonders betont. Dabei werden vor allem die umfassenden Geneh-
migungsverfahren und die politischen und administrativen Abstimmungsprozesse 
hervorgehoben. Es sei z.B. mit sehr hohem Aufwand verbunden, einen Bebauungs-
plan aufzustellen. Mehrfach wird durch Verzögerungen durch Klagen berichtet. 

- In diesem Zusammenhang stellt die Verfügbarkeit von Flächen nach Aussagen der 
Expertinnen und Experten ein erhebliches Hemmnis dar. Dabei fehlen nicht nur die 
eigentlichen Flächen für Gewerbegebiete, sondern auch Ausgleichsflächen. Die 
Problematik gelte insbesondere in städtischen Gebieten und verstädterten Regio-
nen. Oft bestehen Flächenkonkurrenzen oder die Eigentumsverhältnisse sind zu 
klären. Die Beteiligung der Kommunen auf dem „Flächenmarkt“ wird dabei oft kri-
tisch gesehen und führe zu „politischen Friktionen“, die stark verzögernd wirken. 
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- Der Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen wird durchgängig als gegeben ange-
sehen. Gewerbegebiete haben nach wie vor einen hohen Stellenwert, weil sie als 
Möglichkeit gesehen werden, eine der wenigen originär kommunalen Einnahmen 
(Gewerbesteuer) zu erhöhen. Vor allem in verstädterten Regionen besteht nach wie 
vor Bedarf, außerdem bei Standorten mit guter Verkehrsanbindung (Autobahn). 
Korrespondierend hierzu werden auch die kommunalen Prioritäten und die finanzi-

ellen Ressourcen weniger stark als Hemmnis wahrgenommen. Bei der Bereitstel-
lung der Eigenmittel werden dabei die oben ausgeführten starken regionalen Dispa-
ritäten angeführt, insgesamt fällt den Kommunen nach Aussage der Expertinnen 
und Experten aber die Finanzierung von wirtschaftsnahen Infrastrukturen etwas 
leichter. 

Einzelne Regelungen der Förderung und einzelne Verfahren der Förderung (Förderbe-

dingungen) werden ebenfalls als Herausforderung wahrgenommen: 

- Entsprechend des Ansatzes der GRW müssen auf den Flächen vorrangig förderfä-
hige Betriebe angesiedelt werden. Hier bestehen teilweise Unsicherheiten hinsicht-
lich der Verfahren (Definition der Vorrangigkeit), zudem erfordert die Auswahl der 
KMU zusätzlichen Aufwand bei Prüfung und Dokumentation (Nachweis, dass kein 
förderfähiges Unternehmen angefragt hat). Die Unternehmen müssten befragt wer-
den, die Ergebnisse sind zu dokumentieren und eine Abstimmung mit der NBank zu 
Entscheidungen ist vorzunehmen. 

- Die Beratung und Betreuung des Antrags durch die NBank wird von den Expertinnen 
und Experten teilweise gelobt, teilweise auch kritisiert. Hier seien u.a. von verschie-
denen Ansprechpartnern tendenziell gegensätzliche Aussagen gemacht worden; 
bei spezifischen Förderfragen konnte keine Hilfestellung gegeben werden. Zudem 
sei die Kriterien der Projektentscheidung und die Bestimmung der Förderhöhe nicht 
transparent ausgewiesen worden; dies habe zu hoher Unsicherheit, zu Verzögerun-
gen und letztendlich zu einer geringeren Förderung geführt. 

5.3.3 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismuswirtschaft 

Bei Förderung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismuswirtschaft durch touristische Infra-
strukturen sind sowohl die Projekte als auch die Begünstigten deutlich heterogener als bei 
den anderen Fördermaßnahmen. Die Projekte decken ein breites Spektrum touristischer 
Infrastrukturen ab – von der Neugestaltung von Ausstellungen über die Investitionen in Rad- 
und Wanderwege bis zum Neubau von Gebäuden. Entsprechend werden auch die Hemm-
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nisse diverser wahrgenommen und sind insgesamt breiter gestreut. Insgesamt ist die Ge-
wichtung der genannten Hemmnisse bei touristischen Projekten übergreifend am höchsten 
– hier scheinen besonders ausgeprägte Herausforderungen zu liegen. Dies erklärt sich ggf. 
auch durch die allgemeine strukturelle Situation der Tourismusregionen, die zu einem be-
deutenden Teil zu den strukturschwachen Räumen gehören. 

- Ein besonderes Hemmnis sind nach Einschätzung der Expertinnen und Experten 
die finanziellen Ressourcen der Kommunen. Hier wird fast durchgängig ein großer 
Mangel an Eigenmitteln konstatiert. U.a. wird es als sehr schwierig angesehen, Mit-
tel für die Entwicklungsphase bereitzustellen, da diese vollständig aus dem Haus-
halt der Kommunen finanziert werden müssten. Kommunen seien außerdem teil-
weise nicht mehr selbst in der Lage, Anträge zu stellen (Kapazitäten und Kompe-
tenzen). Hier wird ein besonderes Problem für finanzschwache Kommunen gese-
hen. Kommunen, die finanziell besser aufgestellt sind, haben dagegen bessere 
Chancen auf Fördermittel, da Personal für die Entwicklung und Beantragung zur 
Verfügung steht. In Zusammenhang damit scheint auch die Prioritätensetzung un-
terschiedlich zu sein: Teilweise wird eine hohe Priorität von Aktivitäten und Investi-
tionen im Tourismus wahrgenommen, teilweise aber auch eine niedrige Priorisie-
rung in expliziten Tourismusregionen genannt.   
Hinsichtlich der fehlenden Eigenmittel werden auch die steigenden Baupreise the-
matisiert, die zu Nachfinanzierungen und damit zu Verzögerungen und zu einer kri-
tischen Einstellung gegenüber touristischen Vorhaben führen.  

- Auch bei den touristischen Infrastrukturen wird die Projektenwicklung mit den zuge-
hörigen Planungs- und Genehmigungsverfahren als zentrales Hemmnis bewer-
tet. In den Interviews wird dabei – neben dem grundsätzlich hohen Aufwand – die 
administrative und politische Abstimmung besonders betont. Diese kann nach Aus-
sagen eines Experten „schnell mehrere Jahre dauern“. Politische Diskussionen 
könnten ein Projekt in einer frühen Phase zum Scheitern bringen. 

- Besonders betont wird teilweise der hohe personelle Aufwand und das notwendige 
Know-how für die Entwicklung des Projekts, für den Antrag und insbesondere für 
die Projektumsetzung (Projekt- und / oder Bauleitung). 

Als Hemmnisse, die aus den Förderregelungen resultieren werden folgende genannt: 

- Ein Hemmnis ist nach Angaben einzelner Experten die Deckelung der Förderung 
mit einer Förderhöchstgrenze. Diese sei für ambitionierte Projekte zu niedrig und 
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verhindere oder verzögere im Zweifelsfall die Projekte. Nach Aussage eines Exper-
ten ist eine solche Deckelung in anderen Ländern nicht gegeben. 

- Von einem Interviewpartner wird angeführt, dass die Fördergegenstände zu eng ge-
fasst seien, um wichtige Projekte unterstützen zu können. Damit werde eine Antrag-
stellung schwierig oder verhindert. 

- Nach Aussage einzelner Expertinnen und Experten führt die Bindung der Förderung 
an ein regionales touristisches Konzept zu Verzögerungen bei der Antragstellung. 
In den Interviews mit ausgewählten Begünstigten lag jeweils ein Konzept vor, in 
diesen Fällen entstand keine Verzögerung. Der Bezug zum Konzept konnte dabei 
jeweils einfach hergestellt werden.37 

- Mehrere Expertinnen und Experten sehen in relativ engen Förderbedingungen ein 
wichtiges Hemmnis. Insbesondere die Beschränkung auf Gebiete, in denen der 
Tourismus einen wesentlichen Beitrag zur Entwicklung leistet, wird hier als restriktiv 
betrachtet. In solchen Fällen wird nach Expertenaussagen häufig auf ELER-Mittel 
zurückgegriffen, die leichter zugänglich seien. 

Die heterogenen Strukturen der Förderung führen auch zu einer recht hohen Vielfalt von 
Akteuren und Organisationsformen (Stiftungen, Vereine, GmbHs). Diese sind teilweise 
durch eine relativ hohe Eigenständigkeit gekennzeichnet. Die Interviews haben hier ge-
zeigt, dass bei einer längerfristigen Ausrichtung der Unternehmens- und Projektentwicklung 
auf Grundlage einer „Unternehmensstrategie“ die genannten Hemmnisse weniger stark 
zum Tragen kommen. Dazu gehören z.B. eine vorausschauende Ideenfindung und Projekt-
konzeptionierung, eine Organisation der Finanzierung über mehrere Standbeine, die Ver-
netzung innerhalb der Kommune und mit weiteren Akteuren oder die frühe Ansprache von 
potenziellen Auftragnehmern der Bauphase.   

5.3.4 Weiterentwicklung der Seehäfen  

In der Maßnahme „Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung der maritimen Verbund-
wirtschaft und der Offshore-Windenergie“ ist bisher kein Infrastrukturprojekt gefördert wor-
den.38 Der Mittelansatz der Maßnahme ist sukzessive reduziert worden. 

 
 
37  Nach Aussage von mehreren Experten werde im Zweifel das Konzept dem Projekt angepasst. 

38  Unterstützt wurde bisher ein Projekt zur Forschung und Entwicklung in der Offshore-Windwirtschaft. 
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Zentrales Hemmnis ist hier der fehlende Bedarf: Der Ausbau von sehr spezifischen Infra-
strukturen ist nur notwendig (und rentabel), wenn Offshore-Windanlagen in der Nordsee 
errichtet werden. Dieser Ausbau ist wiederum wesentlich abhängig von der Förderung des 
Bundes und damit der entsprechenden Planung des Bundes. Nach Implementierung der 
Fördermaßnahme sind die entsprechenden Ausbauplanungen revidiert worden; der Aus-
bau der Offshore-Windenergie ist in der Folge deutlich reduziert worden.  

Ein potenzielles Hemmnis ist zu Beginn des Förderzeitraums die beihilferechtliche Einord-
nung der Förderung gewesen. Die Klärung der beihilferechtlichen Fragen durch die Euro-
päische Kommission hat tendenziell zu Verzögerungen und zu einer Förderung mit gerin-
geren Anreizeffekten geführt.   
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6. Handlungsoptionen 

Die Untersuchung der ausgewählten Maßnahmen hat gezeigt, dass grundsätzlich weiterhin 
ein Bedarf an spezifischen Infrastrukturen in Niedersachsen besteht. Der Bedarf liegt dabei 
nicht in der Breite vor, sondern entsteht jeweils in Reaktion auf spezifische Entwicklungen.39 
Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, welche Reaktionen und Anpassungsmöglich-
keiten hinsichtlich der identifizierten Investitionshemmnisse bestehen.  

Zu den wesentlichen allgemeinen Investitionshemmnissen zählen (Kap. 5.2): 

- die Projektentwicklung,  

- die finanzielle Situation der Kommunen,  

- die fehlenden Kapazitäten in der Bauwirtschaft und  

- die personelle Situation in den Kommunen. 

Ihre Ursachen liegen in den regulatorischen Rahmenbedingungen von öffentlichen Bauver-
fahren, in regionalpolitischen Strukturen und in der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung be-
gründet. Sie sind weder durch die Förderung aus den europäischen Strukturfonds entstan-
den noch direkt durch die Aktivitäten oder Strukturen des Operationellen Programms zu 
beeinflussen. Auf übergeordneter Ebene liegen aber eine Reihe von Vorschlägen zu diesen 
Hemmnissen vor – von der Flexibilisierung von kommunalen Gehaltsstrukturen über die 
Digitalisierung der Verfahren bis zur Anpassung des Baurechts.40 Die Folgen dieser allge-
meinen Investitionshemmnisse können aber (ergänzend) durch einzelne Maßnahmen in-
nerhalb der Förderung abgemildert werden. Andere spezifische Hemmnisse ergeben sich 
originär aus der Gestaltung der Förderung auf Ebene der Richtlinie und aus den Förderver-
fahren; diese können direkter beeinflusst werden.  

Im Folgenden werden Handlungsoptionen zu den genannten Investitionshemmnissen skiz-
ziert und kurz begründet. Die Optionen ergeben sich aus den Interviews mit den Expertin-
nen und Experten, einer Literaturrecherche und den Erfahrungen und Erkenntnissen des 

 
 
39  So ist die Versorgung mit TGZ im Land insgesamt gegeben; hier besteht eher ein Bedarf bei der Moder-

nisierung sowie in erfolgreichen Einzelfällen bei einer Erweiterung. Bei der Entwicklung von Gewerbeflä-
chen scheint nach Aussage der Expertinnen und Experten vor allem ein Bedarf bei sehr verkehrsgünsti-
gen Standorten zu bestehen. 

40  Vgl. ausführlich Scheller et al. (2021). 
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Evaluationsteams. Die Handlungsoptionen verstehen sich als Vorschläge zur weiteren Prü-
fung. Teilweise sind sie von mehreren Expertinnen und Experten oder durch die Literatur 
getragen, teilweise sind es erste Ideen auf Grundlage von einzelnen Aussagen. Erster Vor-
schlag ist daher, mit den Evaluationsergebnissen einen Prozess unter Einschluss der zent-
ralen Akteure zu starten, der zu einer Vereinfachung und Beschleunigung von Infrastruk-
turprojekten führt. Ein wesentlicher Teil der Vorschläge weist dabei über die Infrastruktur-
maßnahmen der Prioritätsachse 2 hinaus und betrifft die Infrastrukturförderung des Landes 
und die Situation der Kommunen insgesamt. 

6.1 Realistische Finanzplanung und Monitoring  

Realistische Finanzplanung 

In Interviews mit den Stellen, die für die Umsetzung der Maßnahmen verantwortlich sind, 
ist auch eine divergierende Einschätzung und Bewertung der finanziellen Umsetzung of-
fensichtlich geworden: Umsetzungsstände, die aus Sicht des Evaluationsteams vor dem 
Hintergrund der ausstehenden Laufzeiten als problematisch eingeschätzt werden, werden 
von den Expertinnen und Experten vor dem Hintergrund ihrer Kenntnisse und Erfahrungen 
als handhabbar eingeordnet.41 Hier fehlt ein einheitlicher und akzeptierter Bewertungsmaß-
stab, an dem sich alle Akteure orientieren können, die für die planmäßige Durchführung 
des Multifondsprogramms verantwortlich sind.  

Die Finanzplanung des Operationellen Programms ist entsprechend der Rechtsgrundlage 
auf die Jahre 2014 bis 2020 ausgelegt. Dabei sind Jahrestranchen aufgenommen, die nur 
bedingt relevant sind. Die Förderung ist aber tatsächlich erst nach Genehmigung des Pro-
gramms gestartet – teils noch mit einem Nachlauf. Ein weiterer Maßstab ist die „n+3-Regel“, 
die es ermöglicht, Mittel mit einer Verzögerung von bis zu drei Jahren abzurechnen. Damit 
liegen nur wenige quantifizierte Kriterien für die Einordnung der finanziellen Umsetzung vor, 
die – in gewissem Maße - auch für die verantwortlichen Stellen relevant sind. Eine länger-
fristige Planung zum Einsatz der OP-Mittel – auch in Abstimmung mit GRW-Mitteln - liegt 
nach Kenntnisstand der Evaluatoren und nach Aussagen von einzelnen Expertinnen und 
Experten nicht vor. Die OP-Mittel werden – in Abstimmung mit den Umsetzungsanforderun-
gen der GRW – sukzessive eingeplant und dann bewilligt.  

 
 
41  Entsprechend der Problembewertung werden einzelne Hemmnisse zwar wahrgenommen und benannt, 

in ihrer Bedeutung aber als weniger relevant eingeschätzt. Entsprechend wird auch die Notwendigkeit von 
Anpassungen gewichtet. 
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Zentrale Informationsgrundlagen für die Steuerung des Programms müssen damit immer 
wieder ad hoc ermittelt werden. Zudem fehlt eine gemeinsame, abgestimmte Bewertung: 
Bei welchem Umsetzungsstand bestehen relevante Probleme, welche Verzögerungen sind 
noch zu korrigieren?  

Um eine längerfristige Planung zu ermöglichen, offene Fördermöglichkeiten kommunizieren 
zu können und einen gemeinsamen Bewertungsmaßstab zu finden sollte eine langfristige 

realistische Finanzplanung etabliert werden. Diese bietet eine fundierte Grundlage für die 
Diagnose von Planverfehlungen und damit für Anpassungsmaßnahmen – sowohl auf 
Ebene der Maßnahmen als auch auf übergeordneten Programmebenen.  

Die realistische Finanzplanung könnte von den verantwortlichen Referaten in Abstimmung 
mit der NBank vorgenommen werden. Eckpunkte sind der Finanzplan des Operationellen 
Programms bzw. der n+3-Verlauf. Die Verwaltungsbehörde koordiniert die Planung und 
stellt insbesondere sicher, dass die Anforderungen an die Umsetzung des Programms er-
füllt werden. Explizit zu berücksichtigen sind zum einen typische / erwartete Projektlaufzei-
ten insbesondere bei Infrastrukturprojekten, aber auch bei der einzelbetrieblichen Investiti-
onsförderung. Zum anderen sind alternative / ergänzende Fördermittel, insbesondere die 
Planungen für die GRW-Mittel und die Wiederaufbauprogramme einzubeziehen. 

Die Finanzplanung kann um Mechanismen ergänzt werden, die eine frühzeitige Befassung 
mit Umsetzungsproblemen in Gang setzen (Schwellenwerte). Damit können Anlässe für 
eine Diskussion des Umsetzungsstandes geschaffen werden. Zudem wären frühe und 
schnelle Reaktionen auf Umsetzungsprobleme möglich. 

Anpassung des Monitorings 

Die Auswertung der Finanzdaten nach zeitlichem Verlauf hat für die Infrastrukturmaßnah-
men in der Prioritätsachse 2 eine relativ lange Phase mit einer geringen Anzahl von Bewil-
ligungen und sehr geringen Auszahlungen aufgezeigt. Erst in den Jahren 2019 und insbe-
sondere 2020 sind die Bewilligungszahlen deutlich gestiegen. In einer Maßnahme ist der 
Großteil der Bewilligungen im Dezember 2020 ausgesprochen worden. Eine genauere Be-
trachtung der bewilligten Projekte zeigt, dass diese zum größeren Teil bereits deutlich vor 
der Bewilligung begonnen wurden. Eine Bewilligung war aus unterschiedlichen Gründen 
jeweils erst deutlich später möglich. 

Das Monitoring liefert – zumindest nach Kenntnisstand der Evaluatoren und in den Daten 
für die Evaluation und die Programmbegleitung – keine systematischen Informationen zu 
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Projekten für die ein Antrag, ein vorzeitiger Maßnahmenbeginn oder eine Zusage vorliegt.42 
Damit ist der Umsetzungsstand nur anhand der schlussendlichen Bewilligungen zu bewer-
ten. Hier sollte eine Erweiterung des Monitorings geprüft werden. Ziel sollte eine diffe-
renzierte Darstellung der finanziellen Umsetzung sein, um frühzeitige und zielgerichtete An-
passungen systematisch und fundiert vornehmen zu können. 

6.2 Unterstützung bei der Projektentwicklung 

Als wesentliches Hemmnis für eine Antragstellung und bei der Umsetzung der Projekte 
wurde die Projektentwicklung identifiziert. Die Planung der Projekte entsprechend der ein-
schlägigen Regulierungen, die Genehmigungsverfahren unter Berücksichtigung aller Be-
lange sowie die politischen und administrativen Abstimmungen erfordern einen Vorlauf, der 
in aller Regel mehrere Jahre umfasst. Sie sind mit einem erheblichen personellen und fi-
nanziellen Aufwand verbunden.  

In diesem Zusammenhang stellen auch die fehlenden administrativen Kapazitäten und 
Kompetenzen bei den Antragstellern ein Hemmnis dar. Die Anforderungen an die Projekt-
entwicklung und die Antragstellung steigen nach Aussage der Expertinnen und Experten, 
dazu muss zusätzliches Know-how entwickelt werden. Teilweise erfolgen solche Projekt-
entwicklungen einmalig – etwa beim Bau oder der Erweiterung eines TGZ oder einer spe-
zifischen touristischen Einrichtung. Das entsprechende Know-how kann dann nicht weiter 
genutzt werden. 

Eine Unterstützung bei der Antragstellung erfolgt durch die NBank und durch die Förderre-
ferate. Eine Beratung der Begünstigten erfolgt grundsätzlich auch während der Umsetzung 
des Projekts – vor allem hinsichtlich der Anforderungen zu Mittelabrufen und Abrechnung. 
Zu prüfen wäre, inwieweit die Kommunen weiter unterstützt werden können – insbesondere 
bei der Projektkonzeption und der Antragstellung, insbesondere aber auch bei regulativen 
Voraussetzungen, bei der Vergabe, ggf. beim Projektmanagement in der Bauphase sowie 
bei Prüfung und Abrechnung. Um die Hürden für die Weiterentwicklung der kommunalen 
Infrastrukturen zu reduzieren und insbesondere um die Verfahren zu beschleunigen sind 
verschiedene Unterstützungsleistungen denkbar bzw. von den Expertinnen und Experten 
vorgeschlagen worden: 

 
 
42  Für die Förderung von hochwertigen wirtschaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen (2.61.2.1) werden ent-

sprechende Informationen über Projektlisten für das Fachreferat bereitgestellt. 
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- Von mehreren Expertinnen und Experten (Begünstigten, Verbandsvertretern) wurde 
vorgeschlagen, eine oder mehrere zentrale Einrichtungen oder eine oder mehrere 
Stellen zu schaffen, die die (strukturschwachen) Kommunen sowohl bei der Projekt-
entwicklung als auch bei der Antragstellung unterstützt. Begründet wurde dies u.a. 
mit der zunehmenden Komplexität sowohl der Planungs- und Genehmigungsver-
fahren als auch der Antragsverfahren. Sowohl hinsichtlich des Aufgabenspektrums 
als auch hinsichtlich der institutionellen Struktur gibt es verschiedene Vorschläge. 
So wird ein Unterstützungsbedarf bei der Antragstellung nicht durchgängig gese-
hen. Es erscheint naheliegend, eine Unterstützungsstelle an überregionale Träger 
anzuschließen – etwa an die ArL oder an einschlägige Verbände. Als Orientierung 
wurde auch das Breitbandkompetenzzentrum genannt.   
Ähnliche Unterstützungsleistungen werden – z.B. als Kompetenzzentren oder Infra-
strukturgesellschaften – auch auf übergeordneter Ebene zu allgemeinen Investiti-
onshemmnissen diskutiert. Solche Einrichtungen sollen den Kommunen speziali-
siertes und unabhängiges Know-how für die Planung und die Umsetzung von Bau-
maßnahmen entgeltlich oder unentgeltlich zur Verfügung stellen.43   
Die Effektivität einer (zusätzlichen) Beratungs- und Unterstützungseinheit hängt we-
sentlich von der Zusammenarbeit mit den Kommunen und insbesondere den Kapa-
zitäten auf Seiten der Kommunen bei der Zuarbeit und der Verarbeitung der Unter-
stützungsleistungen ab (Absorptionskapazitäten). Hier sollte vertieft geprüft werden, 
ob und in welcher Form eine Unterstützung effektiv und effizient möglich ist.  
Neben der Schaffung einer Einrichtung oder einer zugeordneten Einheit ist grund-
sätzlich auch die Unterstützung der Kommunen über Dienstleistungsaufträge 
möglich. Dabei könnten von Seiten des Landes oder aus dem Operationellen Pro-
gramm nach einer Bedarfserhebung Dienstleistungsaufträge ausgeschrieben und 
beauftragt werden. Gegenstand wäre eine Erleichterung und Beschleunigung von 
kommunalen Infrastrukturprojekten.  
Es wäre zudem zu prüfen, ob ein entsprechendes Angebot allen Kommunen zur 
Verfügung gestellt wird, oder ob es an bestimmte Kriterien gekoppelt wird – insbe-
sondere an eine Strukturschwäche / Finanzschwäche oder an besonders innovative 
oder nachhaltige Projekte etc..   
Insgesamt wird die Schaffung einer zusätzlichen Einheit von den Expertinnen und 
Experten unterschiedlich bewertet. Neben denen, die eine solche Unterstützungs-

 
 
43  Vgl. Scheller et al. (2021). 
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leistung vorschlagen oder befürworten gibt es auch mehrere Stimmen, die eine wei-
tere beteiligte Stelle eher skeptisch beurteilen – insbesondere hinsichtlich des kon-
kreten Nutzens bei spezifischen Problemen und Fragestellungen.  

- Die Beteiligung von externen Planungsbüros (Bauplanung, Naturschutz u.ä.) durch 
die Kommunen ist seit längerem breite Praxis. Externe Dienstleistungen werden 
zudem teilweise bei der Antragstellung und bei der Vergabe genutzt. Diese sind 
nach Aussagen der Expertinnen und Experten nicht oder nur begrenzt förderfähig. 
Es sollte geprüft werden, inwieweit die Unterstützung der Kommunen durch externe 
Dienstleistungen umfassend gefördert werden kann.   
Grundsätzlich besteht auch die Möglichkeit, Generalunternehmen zu beauftragen, 
die ein breites Aufgabenspektrum vollständig übernehmen. Diese Möglichkeit ist 
nach Aussagen einzelner Experten innerhalb der ausgewählten Förderprogramme 
derzeit nicht möglich. Die Einzelvergabe an (regionale) Unternehmen stärkt die re-
gionale Nachfrage und ist grundsätzlich nachvollziehbar. Dennoch sollte geprüft 
werden, ob eine Einbindung von Generalunternehmen möglich ist. 

- Die Interviews haben auch gezeigt, dass Akteure mit einer längerfristigen Planung 
und einer proaktiven Projektentwicklung relativ frühzeitig Anträge gestellt haben und 
durch die genannten Hemmnisse weniger beeinträchtigt waren. Die Ideenfindung 
und Skizzierung der Projekte hat dabei teilweise schon vor Implementierung der 
Fördermaßnahmen, teilweise direkt danach begonnen. Eine Möglichkeit, solche 
Prozesse der Ideenfindung und Projektentwicklung früh anzuregen, könnte eine 
Vorförderung für die Planungsphase sein. Damit könnte der relativ lange Vorlauf 
vor einer Antragstellung zu Beginn einer Förderperiode reduziert werden. Die För-
derung sollte sich auf Entwicklungs- und Planungsprozesse beziehen; sie könnte 
zeitlich befristet für die ersten Jahre der Förderperiode eingeführt werden (einschl. 
zielgruppengerechter Kommunikation). Um für die nächste Förderperiode wirksam 
zu werden, ist ein frühzeitiger und damit zeitnaher Beginn notwendig. Es sollte ge-
prüft werden, ob eine Finanzierung noch aus den aktuellen Strukturfondsmitteln 
möglich ist. 

- Grundsätzlich ist die Staffelung von Fördersätzen mit einer höheren Förderquote 
für frühe Vorhaben eine Möglichkeit, einen Anreiz für eine Beschleunigung der Ver-
fahren zu schaffen. Hier ist auch eine Kopplung an die Qualität der Vorhaben denk-
bar.  
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- Ein strukturierter und ggf. angeleiteter Wissens- und Erfahrungsaustausch zwi-
schen den Kommunen könnte schnelle Problemlösungen und den Aufbau von spe-
zifischem Know-how erleichtern. Ein solcher Austausch sollte moderiert sein und 
sich zunächst an allgemeineren Problemen z.B. hinsichtlich des Antragsverfahrens 
orientieren. Die Entstehung eines dauerhaften Netzwerks ist relativ voraussetzungs-
voll – es sollte daher im Bewusstsein eines möglichen Scheiterns ein niedrigschwel-
liger Ansatz gewählt werden. 

- Von einzelnen Expertinnen und Experten ist angeregt worden, die Kosten einer Pro-

jektleitung als förderfähige Ausgabe – ggf. beschränkt auf finanz- und struktur-
schwache Kommunen – in die Förderung aufzunehmen. 

Die Unterstützung von (potenziellen) Begünstigten bei ihren Infrastrukturprojekten wirkt ver-
mutlich deutlich über die Maßnahmen des Multifondsprogramms des Landes hinaus – ins-
besondere, wenn das Know-how zu investiven Maßnahmen und unterstützende Kapazitä-
ten geschaffen werden. 

6.3 Antragstellung und Förderverfahren optimieren  

Von den Expertinnen und Experten werden die Förderverfahren als vergleichsweise große 
Herausforderung wahrgenommen (vgl. Kap. 5.2.4). Bezug genommen wurde dabei nahezu 
ausschließlich auf die Antragstellung. Hier bestehen aber offensichtlich deutliche Über-
schneidungen zu den Aufgaben bei der Projektentwicklung und -planung. Zumindest ein 
Teil der Aufgaben und Aktivitäten wäre auch ohne einen Förderantrag für das Projekt un-
erlässlich. Der Aufwand wird dann besonders hoch, wenn ein Projekt von einer Bewilligung 
abhängig ist und diese Bewilligung nicht ausgesprochen werden kann. Ein wesentliches 
Hemmnis liegt damit in der Unsicherheit hinsichtlich der Förderung. Folgende Optionen für 
eine Verbesserung der Antragstellung bestehen aus Sicht der Expertinnen und Experten 
und der Evaluation: 

- Eine Möglichkeit, um die Unsicherheiten zu reduzieren, ist eine zweiphasige An-

tragstellung. Dabei wird das Projekt in einer ersten Phase skizziert, wobei eine 
deutlich vereinfachte Planung und Kostenrechnung vorzulegen ist. Genehmigungen 
und Abstimmungen sollten hier nicht oder nur in sehr begrenzter Auswahl vorzule-
gen sein. Eine vorläufige Antragsprüfung kann auf dieser Grundlage schnell erfol-
gen; eine vorläufige Zusage – ggf. verbunden mit einer Förderung von Planungs-
leistungen – unter Vorbehalt erfolgen. Im weiteren Verlauf können dann der voll-
ständige Antrag und die Projektentwicklung parallel erfolgen. Ein zweistufiges Ver-
fahren ist bei vielen Förderprogrammen auf Bundesebene Standard. 
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- Das Scoringverfahren wird sehr ambivalent beurteilt: Während es von den Fach-
referaten und von Seiten der NBank als wertvolle Hilfe bewertet wird, wird es von 
den Begünstigten als zusätzlicher Aufwand ohne steuernde Wirkung eingeschätzt. 
Aus Sicht der Evaluation sollte das Scoring beibehalten werden. Vor allem die Be-
gründung des regionalen Bedarfs erscheint wichtig, um eine Auswahl von beson-
ders effektiven Projekten zu ermöglichen. Das Scoring sollte aber deutlich gekürzt 
und stärker mit Blick auf die potenziellen Projekte unterlegt werden – etwa durch 
Beispiele oder weitergehende Erläuterungen. Insbesondere sollte geprüft werden, 
inwieweit die Kriterien zu regionalen Konzepten / Strategien / Schwerpunkten deut-
lich gestrafft werden können. Bei Reduktion der Kriterien erhalten die verbleibenden 
Kriterien ein höheres Gewicht; wenn hier konkrete Vorschläge / Beispiele zur Um-
setzung gemacht werden, könnten das Scoring auch projektqualifizierend wirken.  

- Einzelne Hinweise deuten auf längere Bearbeitungszeiten bei Mittelabrufen. Da 
diese von unmittelbarer Relevanz für die Auszahlungsseite sind, sollte geprüft wer-
den, ob und wie die Bearbeitung von Mittelabrufen in Zukunft beschleunigt werden 
kann. Zudem sollte geprüft werden, ob Mittelabrufe ohne abschließende Bearbei-
tung des vorangehenden Abrufs eingereicht werden können.  

- Nach Aussagen von Expertinnen und Experten sind zu Beginn der laufenden För-
derperiode Verzögerungen in der Implementierung der Förderung durch eine grö-
ßere Anzahl von Einzelerlässen und Verfahrensregelungen entstanden. Diese ha-
ben sich u.a. durch die Verknüpfung der GRW-Förderung mit EU-Recht oder den 
Anforderungen der Europäischen Kommission ergeben. Mit der neuen Förderperi-
ode sind neue Anforderungen zu erwarten, während bestehende Regelungen ggf. 
hinfällig werden. Hier bietet es sich an, die gesamten Förderverfahren grundle-

gend zu überprüfen. Dies mit Blick auf die unabdingbaren regulativen Anforderun-
gen und insbesondere mit Blick auf die Interpretationen und die Umsetzungswege 
von einzelnen Regelungen der GRW und der Strukturfonds.  

- Im Zuge des Bewilligungsverfahrens sind zu verschiedenen Punkten Dritte zu be-
fassen (ArL, NLBL). Diese Befassung führt nach Aussagen der Expertinnen und 
Experten teilweise zu deutlichen Verzögerung, insbesondere bei der baufachlichen 
Prüfung der Anträge. Die Beteiligung hat zumindest in der derzeitigen Förderpraxis 
nach Aussage der Expertinnen und Experten nur sehr wenig Einfluss auf die För-
derentscheidung und Qualifizierung der Projekte, führt aber zu deutlichen Verzöge-
rungen im Bewilligungsprozess. Um den Aufwand der Beteiligung Dritter nicht zu 
groß werden zu lassen, sind teilweise Schwellenwerte der Beteiligung vorgesehen. 
Es wird vorgeschlagen, den Nutzen der Beteiligung Dritter an der Antragsprüfung 
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im Verhältnis zum zusätzlichen Aufwand grundsätzlich zu überprüfen. In diesem 
Zusammenhang ist auch eine Vereinfachung des Scorings zu prüfen. Sollte eine 
Beteiligung weiterhin notwendig sein, so sollte diese auf große Vorhaben be-
schränkt bleiben. Dazu sind Schwellenwerte vorzugeben, bzw. die aktuellen 
Schwellenwerte, die im Zuge der Reaktionen auf die Coronavirus-Pandemie festge-
legt worden sind, mindestens beizubehalten. 

6.4 Kommunikation der Förderung 

Mit der laufenden Förderperiode sind für die betrachteten Fördermaßnahmen eine Reihe 
von Neuerungen und Restriktionen eingeführt worden. Die Diskussionen und die Kommu-
nikation zu Fördermöglichkeiten, zur Hochwertigkeit der Projekte und dem Scoringverfah-
ren haben nach Aussage mehrerer Experten zu einem Narrativ geführt, dass abschreckend 
gewirkt habe (vgl. Kap. 5.2.4). Einzelne Kommunen haben nach Eigenaussage im weiteren 
Verlauf einen Antrag teils nur „aus Zufall“ gestellt, andere haben aufgrund ihrer guten Ver-
netzung von weiteren Fördermöglichkeiten erfahren. Hier wird eine systematische und fun-
dierte Kommunikation der Förderbedingungen und -möglichkeiten empfohlen.44 Dabei sol-
len über die gängigen Kommunikationskanäle hinaus (Internetauftritt, Newsletter) gezielt 
Multiplikatoren informiert werden. Zudem bietet es sich an, punktuell und systematisch In-
formationen zu Umsetzungsproblemen bei (potenziellen) Fördernehmern aufzunehmen.  

6.5 Nachbewilligungen / Preisgleitklauseln 

In den vergangenen Jahren und verstärkt in der jüngsten Vergangenheit sind die deutlichen 
Preissteigerungen in der Bauwirtschaft zu einem finanziellen Risiko für die Begünstigten 
geworden. Diese Preissteigerungen wirken sich bereits in der Antrags- und Bewilligungs-
phase aus – mit dem Antrag muss eine vollständige Kostenplanung vorgelegt werden, die 
zum Zeitpunkt der Ausschreibung der Leistungen ggf. schon hinfällig ist. Die Preissteige-
rungen müssen bisher – mit Ausnahme der jüngsten Vergangenheit (Corona-Maßnahmen) 
– vollständig durch die Begünstigten übernommen werden; eine Nachbewilligung von För-
dermitteln ist nach Aussagen der Expertinnen und Experten grundsätzlich nicht möglich. 
Die vollständige Übernahme zusätzlicher Kosten führt zu hohen Unsicherheiten bei den 
kommunalen Entscheidungsträgern und den Projektverantwortlichen. Die Risiken treffen 
strukturschwache Kommunen mit geringeren finanziellen Ressourcen verstärkt. Hier sollte 

 
 
44  Zur Förderung hochwertiger Infrastrukturen sind in Förderperiode 2014-2020 in den Jahren 2015 bis 2017 

Informationsveranstaltungen durchgeführt worden bzw. es erfolgte eine Beteiligung bei Veranstaltungen. 
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geprüft werden, inwieweit zumindest bei finanzschwachen Kommunen eine Nachbewilli-
gung in bestimmten Grenzen ermöglicht werden kann. Eine solche Nachbewilligung kann 
auf Projekte begrenzt werden, die früh zu einem Abschluss kommen oder bei späten An-
trägen ausgeschlossen werden. Damit kann vermieden werden, dass der Mittelansatz über-
beansprucht wird. In der Literatur wird zudem die Einführung bzw. die verstärkte Nutzung 
von Preisgleitklauseln mit Bindung z.B. an Materialkosten vorgeschlagen. 

6.6 Verbünde anregen 

Die Interviews mit Begünstigten liefern deutliche Evidenz für die These, dass Akteure, die 
mehrfach Projekte umsetzen auch überdurchschnittlich gut auf Hemmnisse reagieren kön-
nen. In diesen Fällen kann spezifisches Know-how mehrfach genutzt und weiterentwickelt 
werden, es ergeben sich Routinen und bewährte Verfahrensweisen. Eine Möglichkeit, sol-
che Skaleneffekte zu ermöglichen, ist die Unterstützung von Verbünden oder Zusammen-
schlüssen. Solche Zusammenschlüsse sind insbesondere in touristischen Regionen, die 
kommunale Grenzen weit überschreiten, denkbar.45 Ähnliches gilt für Regionen, in denen 
in längerfristiger Planung Potenziale für eine größere Anzahl von Projekten zu wirtschafts-
nahen Infrastrukturen bestehen. Grundsätzlich sind Kooperationen eine effiziente, aber 
auch voraussetzungsreiche Form der Leistungserstellung (hier Projektentwicklung und An-
tragstellung). Insbesondere muss der Kooperationsertrag deutlich sein. Eine gesonderte 
Förderung etwa über eine angehobene Förderquote könnte hier einen Anschub leisten. 

6.7 Förderregelungen und -verfahren anpassen 

Die Interviews mit den Expertinnen und Experten haben eine Reihe von spezifischen 
Hemmnissen erbracht, die sich aus den Regulierungen zur Förderung ergeben (vgl. Kap. 
5.3). Grundsätzlich werden hier die Hinweise aufgeführt, die von mehreren Expertinnen und 
Experten thematisiert wurden. Wenn Optionen von einzelnen Akteuren vorgeschlagen wur-
den, ist dies vermerkt.  

- Gewerbegebiete (wirtschaftsnahe Infrastrukturen) sind derzeit vorrangig an KMU zu 
vermarkten, die nach der GRW förderfähig sind. Dabei entstehen Unsicherheiten 
durch die unklare Auslegung der Vorrangigkeit und Aufwände bei den Verfahren 
(Abstimmung mit NBank, Dokumentation). Die Unsicherheiten erhöhen das finanzi-
elle Risiko und hemmen damit tendenziell die Antragstellung. Wenn die Kopplung 

 
 
45  In der Organisationsform der Stiftung sind einzelne Zusammenschlüsse bereits aktiv. 
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an die GRW erhalten bleiben soll (s.u.), sollten die Auslegungen geklärt und kom-
muniziert werden.  

- Die Bindung der Förderung an regionale Konzepte (direkt bei den touristischen 
Infrastrukturen, ansonsten über das Scoring) kann zu Verzögerungen führen und 
hat nach Aussage der Expertinnen und Experten keinen Einfluss auf die Projektkon-
zeption. Auf die Bindung der Förderung an solche Konzepte sollte daher verzichtet 
werden. Grundsätzlich erscheint die Einbindung der Projekte in einen strategischen 
Rahmen sehr sinnvoll – insbesondere für eine bedarfsorientierte Förderung. Wenn 
eine stärkere konzeptionelle Orientierung der Akteure und Projekte ein Förderziel 
ist, sollte dieses über eine spezifische Maßnahme umgesetzt werden. 

- Von einzelnen Expertinnen und Experten wurden die Beschränkung der Förderge-

genstände, der Fördergebiete (mehrere Experten) und der Förderhöchstgrenze 
bei der Unterstützung von touristischen Infrastrukturen als Hemmnis benannt. Die 
jeweiligen Regelungen sind auf Beschränkungen zurückzuführen, die sich aus der 
strategischen Ausrichtung der Förderung aus den Strukturfonds heraus ergeben ha-
ben. Sie sollten mit der neuen Förderperiode überprüft werden. Ein Vorschlag dazu 
ist eine Zweiteilung der Förderung: Dabei könnte eine weitgehend offene und einfa-
che Breitenförderung sowie eine Spitzenförderung mit hohen Förderhöchstsätzen 
und deutlichen Qualitätsanforderungen etabliert werden.   

- Bei den TGZ wird die Beschränkung und die unklare Abgrenzung der Zielgruppe 
als Hemmnis benannt. Damit werden Einzelfallentscheidungen notwendig, die mit 
einem zusätzlichen Aufwand und mit Unsicherheiten verbunden sind. Die Unsicher-
heiten ergeben sich aus der Kopplung an die GRW und führen zu finanziellen Risi-
ken. Wenn eine Kombination mit der GRW fortgeführt werden soll, sollte die Ab-
grenzung der Zielgruppe vereinfacht (z.B. generelle Öffnung für Freie Berufe), ge-
klärt und kommuniziert werden. 

- In ähnlicher Weise wirkt die noch offene Verfahrensweise bei der Gewinnabschöp-

fung, die nach dem Koordinierungsrahmen notwendig ist. Je nach Art der Berech-
nung kann die Gewinnabschöpfung zu deutlichen Kosten für die Träger der TGZ 
und damit der Kommune führen. Daraus ergibt sich ein hemmendes finanzielles Ri-
siko für potenzielle Antragsteller. Die Methode zur Gewinnabschöpfung sollte defi-
niert, abgestimmt und kommuniziert werden.  

Eine Reihe von Unsicherheiten und Hemmnissen ergeben sich durch die Kombination der 
EFRE-Förderung mit der GRW-Förderung von Infrastrukturen. Die GRW-Mittel ermöglichen 
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eine Erhöhung der Fördersätze – insbesondere, wenn keine (weiteren) Landesmittel für die 
Förderung eingesetzt werden sollen. Eine Option ist hier die Vereinfachung der EFRE-För-
derung durch die Entkopplung von der GRW-Förderung bei tendenziell niedrigeren För-
dersätzen – insbesondere in den stärker entwickelten Regionen. Eine weitere Option ist, 
beide Fördermöglichkeiten anzubieten: Eine Förderung ohne die Einschränkung der GRW-
Förderung etwa hinsichtlich der Förderkulisse und der Zielgruppe mit tendenziell geringeren 
Fördersätzen und alternativ die Förderung nach dem GRW-Koordinierungsrahmen. 
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7. Die Auswirkungen der Corona-Pandemie 

Die Wirkungen der Maßnahmen der Prioritätsachse 2 und ihre weitere finanzielle Umset-
zung sind auch durch die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie bestimmt. Diese sollen 
daher im Folgenden beschrieben werden. Grundlage sind eine Erhebung bei den verant-
wortlichen Referaten, die Interviews mit Expertinnen und Experten zur Infrastrukturförde-
rung sowie allgemeine Studien und Befragungen.  

Zu den Auswirkungen der Pandemie bestehen weiterhin deutliche Unsicherheiten. So ist 
offen, inwieweit weitere Einschränkungen von Gesellschaft und Wirtschaft folgen werden. 
Zudem werden Auswirkungen aufgrund von Anpassungsmaßnahmen (Soforthilfen, Ausset-
zung der Insolvenzantragspflicht46) erst verzögert sichtbar. Insbesondere Auswirkungen 
hinsichtlich zukünftiger struktureller Entwicklungen (z.B. eine zunehmende Digitalisierung) 
stehen daher unter deutlichem Vorbehalt. 

7.1 Zur Erfassung der Effekte der Corona-Pandemie  

Um die unterschiedlichen Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie zu erfassen, ist ein 
einfaches Wirkmodell erarbeitet worden. Hier werden die Auswirkungen hinsichtlich der 
Umsetzung und der Effekte des Operationellen Programms und dabei insbesondere der 
Prioritätsachse 2 differenziert modelliert.  

Abbildung 8: Schaubild Effekte Coronavirus-Pandemie 

 
Quelle: Eigene Darstellung  

 
 
46  Ausgesetzt bis zum 30.4.2021 
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Mit Bezug auf die EFRE-Förderung können zwei Wirkungskanäle unterschieden werden: 

- Auswirkungen auf die Umsetzung der Förderung  

- Auswirkungen auf die Zielgruppe 

Auswirkungen auf die Umsetzung können sich durch physische Restriktionen bei den Um-
setzungstätigkeiten (Kontakteinschränkungen, Home-Office, technische Probleme) oder 
durch zusätzliche Aufgaben und geänderte Prioritäten der Akteure der Umsetzung (Fach-
referate, NBank) ergeben. Auswirkungen ergeben sich auch indirekt durch Einschränkun-
gen bei den Begünstigten oder potenziellen Begünstigten (Verzögerungen, Ausfall von Pro-
jekten, sinkende Nachfrage). Auswirkungen bei der Zielgruppe ergeben sich etwa in Form 
von Umsatz- und Einnahmeeinbußen, verzögerten Geschäftsabläufen und Anpassungs-
leistungen, aber auch durch zusätzliche Umsätze und Einnahmen oder neue Geschäftsmo-
delle.  

Im weiteren Verlauf können sich Folgewirkungen hinsichtlich der Ergebnisse und Wirkun-
gen der Maßnahmen ergeben. Dabei lassen sich  

- Folgewirkungen in Bezug auf das laufende Programm und  

- Folgewirkungen in Bezug auf zukünftige Förderprogramme  

unterscheiden. Die Folgewirkungen für das laufende Programm können zum einen aus Um-
setzungsproblemen entstehen: Wenn Projekte nicht oder nur in kleinerem Umfang umge-
setzt werden, sind entsprechend auch geringere Fördereffekte zu erwarten. Zum anderen 
können sich Folgewirkungen aus strukturellen Veränderungen ergeben. Solche strukturel-
len Veränderungen können z.B. in der Beschleunigung der Digitalisierung von Unterneh-
men und Verwaltung, in neuen Geschäftsmodellen (z.B. im Onlinehandel), in reduzierten 
oder veränderten Gründungsaktivitäten, in einer verstärkten Konzentration von Insolvenzen 
oder in der Anpassung von Wertschöpfungsketten bestehen. Solche Folgewirkungen kön-
nen sich auf das laufende Programm beziehen, werden sich angesichts der verbleibenden 
Laufzeit und der zumeist hohen Bewilligungsquote aber eher für Folgeprogramme ergeben. 

Um die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Maßnahmen der Prioritäts-
achse 2 zu ermitteln, sind verschiedene Methoden eingesetzt worden: 

- Eine schriftliche Erhebung bei den Fachreferaten mit Fragen zu Auswirkungen bei 
der Förderung und der Zielgruppe  
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- Fragestellungen zu den direkten und den strukturellen Auswirkungen der Coronavi-
rus-Pandemie in den Interviews mit Expertinnen und Experten  

- Eine Auswertung einschlägiger Befragung und Studien zu den Auswirkungen der 
Pandemie 

Die Ergebnisse dieser unterschiedlichen Ansätze werden im Folgenden dargestellt. 

7.2 Befragung der Fachreferate  

Um Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Umsetzung und die Zielgruppen der 
Förderung systematisch zu erfassen, ist eine schriftliche Erhebung bei den verantwortlichen 
Fachreferaten vorgenommen worden. Die Befragung wurde im Juni 2021 durchgeführt. Es 
wurden die Fachreferate zu elf Förderprogrammen kontaktiert, die Erhebung erfolgte als 
Online-Befragung. Antworten liegen zu sieben Maßnahmen vor.47 Diese umfassen 89 Pro-
zent der EFRE-Mittelansätze und ebenfalls 89 Prozent der bewilligten EFRE-Mittel 
(31.12.2020). Angaben fehlen zu zwei kleineren Maßnahmen mit jeweils guter finanzieller 
Umsetzung sowie zu zwei der näher untersuchten Infrastrukturmaßnahmen. Hinsichtlich 
der gesamten Prioritätsachse sind damit fundierte Aussagen zu der Betroffenheit durch die 
Coronavirus-Pandemie möglich. 

7.2.1 Umsetzung der Förderung 

Zunächst wurde erhoben, inwiefern direkte Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf 
die Förderverfahren eingetreten sind. Dazu ist u.a. eine sinkende Nachfrage nach der För-
derung thematisiert worden. 

Bei vier Maßnahmen wird eine Veränderung der Nachfrage nach Fördermittel festgestellt. 
Diese Maßnahmen umfassen zusammen 73 Prozent des EFRE-Mittelansatzes der PA 2. 
Es handelt sich fast durchgängig um Maßnahmen der direkten Unternehmensförderung. 

 
 
47  Fragen und eine vollständige Auswertung finden sich in Anhang I. 
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Abbildung 9: Veränderungen bei der Fördernachfrage 

 

Fragestellung: Kam es seit Anfang 2020 zu Veränderungen bei der Nachfrage nach der Förderung und im Antragsaufkom-
men? 
Quelle: Eigene Darstellung 

In allen Fällen werden die Veränderungen auf die Coronavirus-Pandemie zurückgeführt. 
Die Veränderungen der Nachfrage bestehen  

- in zwei Fällen aus einem Rückgang der Antragszahlen,  

- in zwei Fällen aus Verzögerungen bei der Projektumsetzung, der steigenden Anzahl 
von Verlängerungen oder aus Verzögerungen beim Projektabschluss48 und  

- in einem Fall aus einer deutlichen Zunahme der Antragszahlen.49 

Insbesondere durch den Rückgang von Antragszahlen ergeben sich Auswirkungen der 
Coronavirus-Pandemie – sowohl hinsichtlich der finanziellen Umsetzung als auch hinsicht-
lich der Ergebnisse und Wirkungen der Förderung. In beiden Maßnahmen werden Unter-
nehmen bzw. Gründungen gefördert – sie machen zusammen weniger als 20 Prozent des 
EFRE-Volumens aus. Eine deutliche Zunahme von Antragszahlen in einer anderen Maß-
nahme der Unternehmensförderung hat hier gegenläufige positive Wirkung. 

 
 
48  Es konnten jeweils mehrere Ausprägungen ausgewählt werden.  

49  In diesem Fall sind umfassende Maßnahmen zur Hilfe der Antragsteller eingeführt worden. 
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In mehreren Fragen sind mögliche Verzögerungen der Umsetzung der Förderung adres-
siert worden. Dabei sind Verzögerungen bei der Bewilligung, bei Prüfungen und Verwen-
dungsnachweisen sowie sonstige Corona-bedingte Verzögerungen unterschieden worden.  

Abbildung 10: Verzögerungen bei der Umsetzung der Förderung 

               

Fragestellung: Kam es Corona-bedingt zu Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen und Bewilligungen von Vorha-
ben? (links); Kam es Corona-bedingt zu Verzögerungen bei der Kontrolle, bei Prüfungen (Mittelabrufe) oder beim Verwen-

dungsnachweis? (Mitte); Ergaben sich andere Corona-bedingte Verzögerungen? (rechts) – Quelle: Eigene Darstellung 

Insgesamt melden vier Maßnahmen (EFRE-Anteil: 68 Prozent) Verzögerungen in den Ver-
fahren; die meisten Verzögerungen entstehen dabei bei der Bearbeitung von Anträgen und 
Bewilligungen. Die Verzögerungen entstehen u.a., weil Corona-Sonderprogramme von den 
zuständigen Stellen (prioritär) umgesetzt werden müssen. 

Um Nachfrageausfälle und Verzögerungen zu reduzieren, sind von mehreren Referaten 
spezielle Aktivitäten durchgeführt worden. Für drei der sieben Förderprogramme wurden 
solche Maßnahmen eingeführt (67 Prozent der EFRE-Mittel).50 Die Hilfsaktivitäten bestehen 
u.a. in einer gesteigerten Beratung, in der Reduzierung von Förderbedingungen, in der Nut-
zung von flexibleren Beihilfekonditionen, in der Verlängerung von Bewilligungszeitraum und 
Nachbewilligungen oder in erhöhten Fördersätzen.  

7.2.2 Auswirkungen bei der Zielgruppe  

Die Förderung der Prioritätsachse 2 ist auf verschiedene Unternehmensgruppen und Grün-
dungen sowie auf Kommunen ausgerichtet. Diese Akteure sind von der Coronavirus-Pan-
demie in unterschiedlichem Maße betroffen – hier bestehen Unterschiede zwischen Unter-
nehmen etwa verschiedener Branchen, aber auch zwischen den Kommunen.  

 
 
50  Insgesamt haben fünf Antwortende Verzögerungen oder Nachfrageveränderungen angegeben. Zwei die-

ser fünf haben in der Befragung von Hilfsmaßnahmen berichtet. 
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Abbildung 11: Betroffenheit der Zielgruppe 

 

Fragestellung: Wie stark ist die Zielgruppe der Förderung von der Corona-Pandemie betroffen? 
Quelle: Eigene Darstellung 

Nach Einschätzung der Fachreferate sind die Zielgruppen der Förderung ganz überwie-
gend „sehr stark“ oder „stark“ von der Coronavirus-Pandemie betroffen. Die Maßnahmen, 
für die eine solche starke Betroffenheit wahrgenommen wird, umfassen 76 Prozent des 
EFRE-Mittelansatzes. Für die betroffenen Akteure ist eine Reihe von Hilfsprogrammen auf-
gelegt worden. Von diesen profitieren grundsätzlich auch die Zielgruppen der Fördermaß-
nahmen. In drei Fällen (56 Prozent der EFRE-Mittel) wird davon ausgegangen, dass die 
Zielgruppe stark profitiert, in vier Fällen (33 Prozent) wird angenommen, dass sie „weniger 
stark“ unterstützt werden.51  

Abbildung 12: Einfluss der Corona-Hilfsprogramme auf die Zielgruppe 

 

Fragestellung: In welchem Ausmaß hat die Zielgruppe von Soforthilfen / Überbrückungshilfen oder Aufbauprogrammen pro-
fitiert? 
Quelle: Eigene Darstellung. 

 

 
 
51  Antwortmöglichkeiten: „sehr stark“, „stark“, „weniger stark“, „fast gar nicht“. 
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Über die unmittelbare Betroffenheit der Zielgruppe hinaus wurde auch die Einschätzung zu 
strukturellen Veränderungen in der Zielgruppe erhoben. Demnach werden in zwei von sie-
ben Förderprogrammen strukturelle Veränderungen erwartet, in der Mehrzahl der Maßnah-
men dagegen nicht. Als erwartete Veränderungen wurde ein hoher Modernisierungsbedarf 
insbesondere im Bereich Digitalisierung sowie die Konzentration von Unternehmen ge-
nannt. Veränderungen werden nur für Unternehmen erwartet.  

7.2.3 Weitere Entwicklung 

Für die weitere Umsetzung der Prioritätsachse 2 wird in drei der sieben erfassten Maßnah-
men (27 Prozent des EFRE-Ansatzes) mit weiteren Verzögerungen gerechnet. Diese erge-
ben sich in je einem Fall noch bis Ende des Jahres 2021, Ende des Jahres 2022 und Ende 
des Jahres 2023. Ursachen für weitere Verzögerungen liegen in der Umsetzung von 
Corona-Sonderprogrammen, die teils verlängert werden, in aufwändigen Abstimmungsver-
fahren bei Kontaktbeschränkungen sowie bei der hohen Auslastung der Baubranche ein-
schließlich von Materialengpässen. 

Hinsichtlich des Mittelabflusses und der fristgerechten Umsetzung der Fördermaßnahmen 
könnte es bei diesen Maßnahmen zu Problemen kommen. So könnte es sein, dass die 
Mittel nicht vollständig abfließen können und die fristgerechte Umsetzung von Maßnahmen 
gefährdet wird. Zudem könnten Bewilligungen erlöschen, die unter der Vorgabe eines Ab-
schlusses bis zum 30.6.2022 ausgesprochen wurden, wenn dieser Termin nicht flexibel 
gehandhabt werden kann. 

7.3 Interviews mit Expertinnen und Experten  

Im Rahmen der zweiten Phase der Evaluation sind Interviews mit 21 Expertinnen und Ex-
perten geführt worden. Dabei sind jeweils auch kurzfristige Auswirkungen und längerfris-
tige, strukturelle Effekte der Coronavirus-Pandemie thematisiert worden. Von 19 Expertin-
nen und Experten liegen Aussagen zu diesen Fragestellungen vor.52  

Die Antworten fallen grundsätzlich sehr homogen aus, wobei die Einschätzungen zu den 
touristischen Infrastrukturen deutlich von denen zu den anderen Infrastrukturbereichen ab-
weichen.  

 
 
52  Die Aussagen zu strukturellen Effekten sind dabei oft nicht besonders dezidiert ausgefallen; explizite Aus-

sagen können für elf der 21 Expertinnen und Experten identifiziert werden.  
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Eine Reihe von Expertinnen und Experten haben explizit angeführt, dass es für endgültige 
oder umfassend belastbare Aussagen noch zu früh sei. Auch bei den Expertinnen und Ex-
perten, die hier keine explizite Aussage gemacht haben, ist von ähnlichen Einschätzungen 
auszugehen – insbesondere hinsichtlich der strukturellen Effekte. 

Die Einschätzungen zu den Auswirkungen lassen sich in folgende Kategorien zusammen-
fassen: 

„Keine Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie“  

In vier Interviews wurde – durchgängig von Begünstigten – angegeben, dass die Coronavi-
rus-Pandemie keine Auswirkungen auf das Projekt und die Infrastrukturentwicklung habe. 
In mehreren Fällen wurden positive Effekte hinsichtlich der eigentlichen Bauvorhaben an-
geführt, etwa durch friktionsfreiere Bautätigkeiten in den Lockdown-Phasen oder durch freie 
Kapazitäten bei den Bauausführenden.  

„Wenige Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie“  

Der Großteil der Expertinnen und Experten sehen eher wenige Auswirkungen durch die 
Coronavirus-Pandemie. Neun Interviewte sind dieser Kategorie zuzuordnen. Die Aussagen 
beziehen sich dabei fast durchgängig auf die Förderung von wirtschaftsnahen Infrastruktu-
ren und TGZ, nicht auf die Unterstützung von touristischen Infrastrukturen. Die Einschät-
zung wird häufig auf die Zielgruppe der Infrastrukturen zurückgeführt: Die Branchen, die 
nach der GRW förderfähig sind und demnach als Nutzer der Infrastrukturen in Frage kom-
men, seien von der Coronavirus-Pandemie wenig betroffen. Es wird im Gegenteil eine eher 
steigende Nachfrage aus der Zielgruppe wahrgenommen. Dies wird auf die allgemeine wirt-
schaftliche Entwicklung in den Branchen, sowie auf erste strukturelle Veränderungen (Lo-
gistikwirtschaft, Onlinehandel) und die Unterstützungsprogramme zurückgeführt.53 

Die (geringen) Auswirkungen bestehen hier in Verzögerungen bei Abstimmungen und Be-
schlüssen oder bei operativen Entscheidungen sowie durch Personalengpässe in den Kom-
munen und bei der NBank aufgrund neuer Prioritäten. Der überwiegende Teil der Expertin-
nen und Experten sieht unabhängig von den aktuellen Auswirkungen die Gefahr zukünftiger 
Einschränkungen durch die Belastung der kommunalen Finanzen bzw. durch fehlende Ei-

 
 
53  Die beiden letztgenannten Ursachen wurden jeweils von einem Experten genannt. 
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genmittel. Gleichzeitig werden die Hilfs- und Aufbauprogramme wahrgenommen, die einer-
seits zu einer Entlastung der finanziellen Situation führen können, andererseits Kapazitäten 
auf allen Ebenen binden.  

„Deutliche Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie (mit Kompensation)“ 

Sechs Expertinnen und Experten sehen grundsätzlich deutliche Auswirkungen der Corona-
virus-Pandemie auf die aktuellen Projekte und die Infrastrukturförderung. Die Expertinnen 
und Experten sind durchgängig dem Bereich der touristischen Infrastrukturen zuzuordnen.54 
Die Auswirkungen bestehen vor allem in den Einnahmeausfällen der touristischen Einrich-
tungen bei gleichzeitig steigenden Kosten. Zudem ergeben sich operative Verzögerungen 
etwa durch Kurzarbeit und Kontaktbeschränkungen. Die Auswirkungen der Coronavirus-
Pandemie zeigt sich hier auch in einem hohen Anteil von Projekten, für die eine Verlänge-
rung des Bewilligungszeitraums beantragt und genehmigt wurde. In Einzelfällen wird auch 
von positiven Effekten berichtet. Dabei werden die vereinfachten Vergabeverfahren und der 
störungsfreie Bau bei geschlossenen Einrichtungen genannt. 

Die Einnahmeausfälle von touristischen Einrichtungen werden durch Hilfsprogramme des 
Landes kompensiert. Mit einer Ausnahme berichten alle Begünstigten in den Interviews von 
einer umfassenden Kompensation im Jahr 2020, die die Einnahmeausfälle des Jahres 2020 
vollständig ausgleiche. Die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie seien damit deutlich 
abgemildert. Für das Jahr 2021 werden dagegen teilweise Probleme durch weitere Einnah-
meausfälle gesehen. Über die Kompensation hinaus werden weitere Hilfsprogramme 
(Kurzarbeitergeld) genutzt und teilweise eigene Initiativen entwickelt. In einem Fall ist ein 
neues Geschäftsfeld / Einnahmefeld erschlossen worden, dass auch langfristig genutzt 
werden soll.  

Eine Kompensation ist auch durch Nachförderungen der geförderten Projekte bei Corona-
bedingten Ausfällen möglich. Zudem ist eine weitere Förderung von touristischen Projekten 
aus Landesmitteln eingerichtet worden, mit der digitale und/oder sonstige touristische Maß-
nahmen unterstützt werden können, die aufgrund der Auswirkungen der COVID-19-Pande-
mie erfolgen.  

 
 
54  Drei weitere Expertinnen und Experten beschreiben „den Tourismus“ als Sonderfall bei den Auswirkungen 

der Coronavirus-Pandemie auf die Infrastrukturentwicklung. 
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Insgesamt kann für die Fälle in dieser Kategorie von deutlichen, aber weitgehend kompen-
sierten Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie ausgegangen werden. Auch hier bleibt 
der Vorbehalt der langfristigen Entwicklung der kommunalen Finanzen.  

„Wenige strukturelle Effekte“ 

Langfristige, strukturelle Effekte werden von dem Großteil der Expertinnen und Experten 
derzeit nicht erwartet. Genannt werden in Einzelfällen: 

- Als Folge der Coronavirus-Pandemie wird von mehreren Experten eine steigende 
Belastung der kommunalen Finanzen erwartet. Hier werden direkte Beschränkun-
gen für die Finanzierung von kommunalen Projekten (Eigenmittel) befürchtet. Ge-
nannt werden diese Beschränkungen ganz überwiegend für touristische Infrastruk-
turen und für TGZ. 

- In einzelnen Wirtschaftsbereichen werden deutliche Wachstumspotenziale gese-
hen, die sich auch auf den Bedarf an wirtschaftsnahen Infrastrukturen auswirken. 
Genannt werden hier insbesondere Standorte mit sehr guter Verkehrsanbindung 
bzw. der Onlinehandel / Verteilzentren für den Onlinehandel. 

- Im Jahr 2020 waren viele Tourismusgebiete in den Öffnungsphasen nach Aussagen 
der Expertinnen und Experten hoch ausgelastet. Hier wird mehrheitlich eine Ten-
denz zum Inlandstourismus abgeleitet, die grundsätzlich auch in den nächsten Jah-
ren bestehen bleibt. Zudem seien neue Zielgruppen angesprochen worden. Aus 
diesem Trend ergibt sich auch ein steigender Bedarf an zeitgemäßen Infrastruktu-
ren.55 Hier wird grundsätzlich ein höherer Förderbedarf bei geringeren Eigenmitteln 
erwartet.   
Von einzelnen Experten wird dabei auf die langen Umsetzungszeiträume von Infra-
strukturprojekten verwiesen: Durch neue Vorhaben mit einer Realisierungszeit von 
drei bis fünf Jahren ließe sich der aktuelle Trend kaum unterstützen. Die Infrastruk-
turentwicklung müsse als kontinuierliche und strategische Aufgabe konzipiert wer-
den. 

 
 
55  Ein deutlicher Bedarf wird auch bei der Modernisierung und Ergänzung von privaten Angeboten im Gast-

gewerbe (insbesondere Übernachtung) gesehen.  
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7.4 Auswertung von Studien und Befragungen  

Die Grundlagen (z.B. Befragungen) und die Aussagen von Studien zu Auswirkungen der 
Coronavirus-Pandemie haben sich im Verlauf der Pandemie deutlich geändert. Insbeson-
dere die frühen Studien sind von einem deutlich stärkeren Wirtschaftseinbruch und entspre-
chende Folgewirkungen ausgegangen.56 Um die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie 
im Kontext des Evaluationsgegenstands zu erfassen, wird daher ganz überwiegend auf ak-
tuelle Studien zurückgegriffen. 

Zentraler Gegenstand der vorliegenden Studien sind die Auswirkungen der Coronavirus-
Pandemie auf die Finanzlage der Kommunen und auf ihre Investitionstätigkeit. Die finanzi-
elle Situation der Kommunen wird von den Expertinnen und Experten als der wesentliche 
Faktor für die Entwicklung von Infrastrukturen und die Nachfrage nach der Förderung ein-
gestuft (s.o.). Die zentralen Ergebnisse der aktuellen Studien57 werden im Folgenden kurz 
zusammengefasst. 

Finanzielle Situation 

- Entgegen den ersten Vermutungen hat es im Jahr 2020 insgesamt keinen Einbruch 
der kommunalen Finanzen gegeben, sondern einen Finanzierungsüberschuss in 
Höhe von ungefähr 2,0 Mrd. Euro. Dieser Überschuss hat sich durch die umfassen-
den Entlastungsmaßnahmen des Bundes ergeben, insbesondere durch die Erstat-
tung von Ausfällen bei der Gewerbesteuer (etwa 11 Mrd. Euro). Diese Leistungen 
sind vor allem im vierten Quartal wirksam geworden; in den ersten drei Quartalen 
hat sich durch sinkende Einnahmen (-4,3 Prozent) und steigende Ausgaben (+ 11,6 
Prozent) ein Defizit von insgesamt etwa 15 Mrd. Euro ergeben.58 Damit haben im 
Jahr 2020 lange erhebliche Unsicherheiten hinsichtlich der weiteren finanziellen 
Entwicklung bestanden.  

 
 
56  So geht eine Studie aus dem Jahr 2020 bei der Berechnung von Einnahmeausfällen der Kommunen noch 

von einem Rückgang des BIP im Jahr 2020 von bis zu 20 Prozent aus. 

57  Vgl. Brand / Steinbrecher (2021), Scheller et al. (2021), difu/KfW (2021), Brand et al. (2021). Die Studien 
beruhen auf verschiedenen Befragungen, insbesondere auf dem KfW-Kommunalpanel 2021. Die Erhe-
bung hierzu wurde im vierten Quartal 2020 bei den Kämmereien in Städten, Gemeinden und Landkreisen 
durchgeführt. Die Antworten von 765 Kämmereien gehen in die Auswertung ein. 

58  Vgl. Statistisches Bundesamt (2021). 
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- In Bezug auf das laufende Jahr (2021) besteht hinsichtlich der fiskalischen Entwick-
lung noch deutliche Unsicherheit. Dies vor allem mit Blick auf die Gewerbesteuer-
einnahmen und mögliche Unterstützungszahlungen durch den Bund. Die Erwartun-
gen der Kommunen hinsichtlich ihrer Finanzlage waren zumindest Ende 2020 sehr 
pessimistisch: 85 Prozent der Kommunen gehen für das Jahr 2021 und die Folge-
jahre von sinkenden oder stark sinkenden Einnahmen gegenüber dem Niveau von 
Anfang 2020 aus, gut die Hälfte von steigenden oder stark steigenden Ausgaben.59 
Aus steigenden Ausgaben und sinkenden Einnahmen folgen grundsätzlich – bei 
Ausbleiben von Unterstützungsleistungen – Haushaltsdefizite und verminderte 
Handlungsspielräume. Die kommunalen Spitzenverbände schätzen die Defizite auf 
jeweils etwa 10 Mrd. Euro in den nächsten Jahren.60  

- Zentrale Einnahmequelle der Kommunen sind Steuern (Gewerbe- und Einkom-
menssteuer). Etwa neun von zehn Kommunen erwarten hier in den kommenden 
Jahren (starke) Rückgänge. Relativ positiv sind dagegen die Erwartungen hinsicht-
lich von Fördermitteln: Hier gehen knapp zwei Drittel von steigenden (15 Prozent) 
oder unveränderten (49 Prozent) Einnahmen aus. Bei den Ausgaben werden die 
geringsten Steigerungen bei den Investitionen gesehen. 

- Die Konditionen für Kommunalkredite werden ganz überwiegend gut bewertet; da-
bei wird davon ausgegangen, dass die Konditionen zumindest im Jahr 2021 auch 
gut bleiben. Hier werden eher wenige Veränderungen durch die Coronavirus-Pan-
demie erwartet: Ein Viertel der Befragten sieht negative Auswirkungen auf die Kre-
ditaufnahme, 15 Prozent erwarten eher positive Auswirkungen, 61 Prozent sehen 
keine Auswirkungen auf die Kreditfinanzierung.61 

Kommunale Investitionen 

- Die kommunalen Investitionen scheinen durch die Coronavirus-Pandemie (noch) 
nicht betroffen zu sein. Im Jahr 2020 sind die geplanten Investitionen gegenüber 
dem Vorjahr gestiegen und betrugen 37,5 Mrd. Euro. Für das Jahr 2021 werden 
hochgerechnet geplante Investitionen im Umfang von 39,2 Mrd. Euro und damit eine 

 
 
59  Vgl. Brand / Steinbrecher (2021). 

60  Vgl. Deutscher Städtetag (2020). 

61  Vgl. difu/KfW (2021). 
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weitere Steigerung erwartet.62 Der Grund liegt hier auch in der langen Vorlaufzeit 
von öffentlichen Investitionen – Anpassungen aufgrund fehlender Mittel werden mit 
deutlicher Verzögerung wirksam; die Finanzierungen von laufenden und kurzfristig 
geplanten Investitionen sind in der Regel gesichert. 

- Auf mittlere Sicht sind nach den Befragungsergebnissen zunächst keine größeren 
Veränderungen in der allgemeinen Investitionstätigkeit zu sehen. Gut ein Viertel der 
befragten Kommunen gehen für die Folgejahre von steigenden Investitionen infolge 
der Krise aus, 22 Prozent sehen sinkende Investitionen vor. Die Hälfte der Kommu-
nen gibt an, dass sie Ausgaben für Investitionen zunächst nicht ändern werden. 63  

- Den größten Finanzierungsanteil bei kommunalen Investitionen machen mit derzeit 
36 Prozent die kommunalen Eigenmittel aus.64 Diese ergeben sich u.a. aus den 
Steuereinnahmen der Kommunen. Die antwortenden Kommunen gehen davon aus, 
dass die Eigenmittel für die Finanzierung von Investitionen im Vergleich zum Jahr 
2020 eher geringer werden.65 Wenn die Eigenmittel in Folge der Coronavirus-Pan-
demie deutlich zurückgehen, werden auch die kommunalen Investitionen betroffen 
sein. Da Investitionen freiwillige Aufgaben darstellen und ein Großteil der Ausgaben 
rechtlich gebunden sind, besteht bei Einnahmerückgängen häufig die Tendenz, 
diese Investitionen zu reduzieren.  

- Finanzschwache Kommunen erwarten für die kommenden Jahre dabei deutlich 
häufiger Einsparungen: 18 Prozent der finanzstarken Kommunen erwarten „eher“ 
oder „stark“ sinkende Ausgaben bei der Wirtschaftsförderung. Bei den finanzschwa-
chen Kommunen liegt dieser Anteil bei 32 Prozent.66  

- Kommunale Investitionen werden sehr häufig auch durch Fördermittel finanziert: 91 
Prozent der Kommunen haben diese im Jahr 2020 in Anspruch genommen. Sie 

 
 
62  Hier handelt es sich um Bruttoinvestitionssummen. Die realen Investitionen sind wesentlich von den (stei-

genden) Preisen abhängig. Genannt sind jeweils die geplanten Investitionen, die realisierten Investitionen 
weichen regelmäßig nach unten ab.  

63  Vgl. Brand / Steinbrecher (2021). 

64  Bestehend aus „Allgemeinen Deckungsmitteln“ und „Liquiden Mittel aus den Vorjahren“, vgl. difu/KfW 
(2021). 

65  Bei den Deckungsmitteln sehen 52 Prozent der Befragten einen Rückgang, neun Prozent eine Steigerung; 
bei den liquiden Mitteln 42 Prozent einen Rückgang und 24 Prozent eine Steigerung. Vgl. difu/KfW (2021). 

66  Vgl. difu/KfW (2021) 
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machen mit 20 Prozent nach den Eigenmitteln den größten Teil der Investitionsfi-
nanzierung aus. Von noch größerer Bedeutung sind sie bei finanzschwachen Kom-
munen (28 Prozent). In Folge der Coronavirus-Pandemie wird ihre Bedeutung ver-
mutlich eher steigen: Zwei Drittel aller Antwortenden gehen davon aus, dass Inves-
titionen künftig noch stärker über Förderprogramme von Bund und Land finanziert 
werden.67 

7.5 Fazit 

Die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie wurde über eine Erhebung bei den Fachre-
feraten zur aktuellen Umsetzung der Maßnahmen, über die Interviews mit Expertinnen und 
Experten zur Infrastrukturförderung und über die Auswertung von aktuellen Studien abge-
schätzt. 

Die Erhebung bei den Fachreferaten zeigt zunächst Auswirkungen bei der Nachfrage nach 
Fördermitteln im Bereich der Unternehmensförderung. Dem Rückgang von Antragszahlen 
in zwei Maßnahmen stehen hier steigende Antragszahlen in einer anderen Maßnahme ge-
genüber. Vier der sieben berücksichtigten Maßnahmen melden zudem Verzögerungen in 
den Verfahren insbesondere bei der Bearbeitung von Anträgen und Bewilligungen.  

Die Zielgruppen der Förderung sind nach Ansicht der Fachreferate stark von der Coronavi-
rus-Pandemie betroffen. Gleichzeitig profitieren sie aber auch deutlich von den Hilfsmaß-
nahmen. Strukturelle Veränderungen bei den Zielgruppen werden nur sehr bedingt erwartet 
(in zwei von sieben Förderprogrammen). Hier wird ein hoher Modernisierungsbedarf, ins-
besondere im Bereich Digitalisierung, sowie die Konzentration von Unternehmen genannt.  

Von den befragten Expertinnen und Experten und insbesondere von den Begünstigten 
werden die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Entwicklung und Förderung 
von wirtschaftsorientierten Infrastrukturen eher weniger belastend eingeschätzt.68 Zentrale 
Auswirkungen sind operative Verzögerungen, fehlende personelle Kapazitäten sowie Ein-
nahmeausfälle im Bereich der touristischen Infrastrukturen. Die Nachfrage nach den geför-
derten Infrastrukturen wird nach Einschätzung der Expertinnen und Experten durch die 
Coronavirus-Pandemie derzeit kaum beeinträchtigt.  

 
 
67  Vgl. difu/KfW (2021) 

68  Stand Frühjahr 2021. 
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Beeinträchtigungen werden vor allem bei der Umsetzung bestehender und der Konzeption 
neuer touristischen Infrastrukturprojekte gesehen. Diese entstehen aus Einnahmeausfällen 
und den (finanziellen) Prioritäten der Kommunen. Hilfsprogramme und Eigeninitiativen ha-
ben die Einnahmeausfälle des Jahres 2020 nach Aussage der befragten Begünstigten ganz 
weitgehend kompensiert. 

Strukturelle Veränderungen in Folge der Coronavirus-Pandemie werden derzeit kaum 
wahrgenommen. Explizit werden die Zunahme des Onlinehandels und des Inlandtourismus 
genannt. Deutliche Auswirkungen auf die zukünftige Entwicklung der kommunalen Infra-
strukturen könnten sich nach Ansicht der Expertinnen und Experten durch eine ange-
spannte kommunale Finanzlage ergeben. 

Als wesentliche Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Kommunen als Ziel-
gruppe der Förderung wird in der Literatur deren finanzielle Situation und ihre Investitionen 
untersucht. Inwieweit es hier zu negativen Effekten kommt, ist auf Basis der vorliegenden 
Studien nur bedingt abzuschätzen. Die finanzielle Lage erscheint wesentlich von der Ent-
wicklung der Einnahmenseite der Kommunen abhängig. Gewerbe- und Einkommenssteuer 
sind hier zentral, die Entwicklung ist damit stark von der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 
in der Coronavirus-Pandemie und den staatlichen Unterstützungsmaßnahmen abhängig. 
Insgesamt sind die Erwartungen der befragten Kommunen sehr verhalten, der ganz über-
wiegende Teil geht von einer negativen finanziellen Entwicklung aus.  

Die kommunalen Investitionen sind zunächst in Summe nicht zurückgegangen. Die Mehr-
heit der Kommunen geht aber davon aus, dass sich die Investitionen durch einen Corona-
bedingten Rückgang der Eigenmittel reduzieren werden. Als freiwillige Aufgaben stehen die 
Investitionen dabei besonders in finanzschwachen Kommunen mit geringeren Eigenmitteln 
unter Einspardruck. Fördermittel werden nach aktueller Einschätzung der befragten Kom-
munen deutlich wichtiger werden. Hier wäre eine Option, den Eigenanteil für finanzschwa-
che Kommunen weiter zu senken und durch Fördermittel auszugleichen.  
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8. Zusammenfassung, Fazit und follow-up-Prozess 

Mit dem vorliegenden Bericht werden die Ergebnisse der zweiten Phase der Evaluation der 
Prioritätsachse 2 dargestellt.69 Die erste Phase der Evaluation hat eine Gesamtüberblick 
über die Prioritätsachse einschließlich ihrer finanziellen Umsetzung und der erwarteten Wir-
kungen geliefert. Die Ergebnisse sind in einem gesonderten Bericht dargestellt. Aufbauend 
auf den zentralen Erkenntnissen zur finanziellen Umsetzung wurden in der zweiten Phase 
der Evaluation die Hemmnisse der Infrastrukturförderung genauer untersucht. Die zügige 
Umsetzung der Fördermaßnahmen ist zum einen Grundlage für die Erstattung der Ausga-
ben des Landes durch die europäische Kommission. Zum anderen ist sie notwendige Vo-
raussetzung für die angestrebten Ergebnisse und Wirkungen der Förderung. 

Die Aktualisierung der Auswertungen aus der ersten Phase haben die dort skizzierten Her-
ausforderungen der Infrastrukturförderung grundsätzlich bestätigt. Die Maßnahmen der Inf-
rastrukturförderung zeichnen sich durchgängig durch inzwischen hohe Bewilligungen und 
niedrige Auszahlungen aus. Die Bewilligungen sind dabei ganz überwiegend in den Jahren 
2019 und 2020 erfolgt. In den Jahren 2015 bis 2018 sind dagegen nur relativ wenige und 
eher kleinere Projekte bewilligt worden. Auszahlungen sind bisher nur in geringem Maße 
erfolgt; dies vor allem für die frühen Projekte. Infrastrukturprojekte sind grundsätzlich durch 
lange Laufzeiten geprägt. Die Projekte, die bisher abgeschlossen wurden, weisen je nach 
Maßnahme durchschnittliche Laufzeiten von zwei Jahren bzw. drei Jahren auf. Da diese 
Projekte deutlich kleiner als die laufenden Vorhaben sind, ist für die laufenden Vorhaben 
von deutlich längeren Laufzeiten auszugehen. Vor dem Hintergrund der zusätzlichen admi-
nistrativen Belastungen durch Sonderprogramme und die Unsicherheiten der Coronavirus-
Pandemie erscheint die fristgerechte Umsetzung der Vorhaben weiterhin sehr ambitioniert.  

Im weiteren Verlauf der Evaluation sind die Ursachen für diese Entwicklungen – späte Be-
willigungen, geringe Auszahlungen – detailliert untersucht worden. Wesentliche Quelle 
dazu sind Interviews mit insgesamt 21 Expertinnen und Experten gewesen. Interviews wur-
den dabei mit Vertretern von Kommunen (Begünstigten und potenziellen Antragstellern), 
Verbänden, der NBank und den Fachreferaten geführt. Die zentralen Hemmnisse, ihre 
durchschnittliche Relevanz nach Einschätzung der Expertinnen und Experten und mögliche 
Handlungsansätze sind in der folgenden Tabelle dargestellt.  

 
 
69  Ergänzend und in einem gesonderten Bericht ist die Ausrichtung der Prioritätsachse 2 auf die bereichs-

übergreifenden Grundsätze des Operationellen Programms, insbesondere auf die „Gleichstellung von 
Männern und Frauen“ und die „Nichtdiskriminierung“ untersucht worden. vgl. ISG (2021). 
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Die Einschätzungen der Expertinnen und Experten schwanken bei der Bewertung der ein-
zelnen Hemmnisse teilweise sehr deutlich (vgl. die Angaben zu den Intervallen, Kap. 5.2), 
sind bei einer Aggregation aber relativ homogen. Die ausgewählten Hemmnisse sind – mit 
Ausnahme eines geringen Bedarfs an Infrastrukturen – alle von hoher Bedeutung. 

 Tabelle 2: Zusammenfassung der Hemmnisse und der Handlungsoptionen 

Hemmnisse der Entwicklung und För-
derung von Infrastrukturen 

Relevanz der 
Hemmnisse * Handlungsoptionen 

Projektentwicklung und -planung  

Unterstützung der Kommunen (zentrale 
Einrichtung, externe Dienstleistungen, 
Vorförderung, Förderquote, Wissensaus-
tausch) 

Finanzielle Ressourcen der Kommunen  Nachbewilligungen / Preisgleitklauseln 

Personelle Kapazitäten / Know-how der 
Kommunen 

 Verbünde anregen 

Kapazitäten der Bauwirtschaft / Planung   

Förderbedingungen / -regulierungen  
Förderregelungen anpassen (Vorrangig-
keit, regionale Konzepte, Förderkonditio-
nen, Zielgruppe, Gewinnabschöpfung)  
Kommunikation der Förderung 

Administrativer Aufwand der Förderung  
Antragstellung und Förderverfahren opti-
mieren (zweiphasige Antragstellung, 
Scoringverfahren, Beteiligung Dritter) 
Verbünde anregen 

Prioritäten der Kommunen   

Bedarf an Infrastrukturen    

  Realistische Finanzplanung und Monito-
ring 

* Relevanz der Hemmnisse: Dargestellt ist die mittlere Position der Einzelangaben der Expertinnen und Experten. Eine 
Verortung auf der linken Seite symbolisiert eine geringe Relevanz, eine Zuordnung auf der rechten Seite eine hohe Re-
levanz.  

Quelle: Eigene Darstellung. 

Das Hemmnis mit den größten Auswirkungen ist die Projektentwicklung einschließlich der 
Planungs- und Abstimmungsverfahren auf kommunaler Ebene. Die Verfahren mit den An-
forderungen durch die Planung der Infrastrukturen, die notwendigen Genehmigungen, die 
Befassung von Trägern öffentlicher Belange und die politische Abstimmung führt zu hohen 
personellen, zeitlichen und finanziellen Aufwänden. Sie sind eine wesentliche Ursache für 
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die langen Vorlaufzeiten für Anträge und ein zentraler Grund für einen Verzicht auf einen 
Antrag. 

Eine weitere Herausforderung sind knappe finanzielle Ressourcen bei Antragstellern, ins-
besondere bei finanzschwachen Kommunen. Finanzmittel sind vor allem notwendig, um die 
Eigenmittel (bis zu 50%) an den Investitionen darzustellen. Sie sind aber auch für die Pro-
jektentwicklung einschließlich der externen Dienstleistungen vorzuhalten. Die Kommunen 
müssen unter dem Risiko einer gescheiterten Antragstellung in Vorleistung gehen. 

Weitere Hemmnisse sind die personellen Kapazitäten in den Kommunen und das spezifi-
sche Know-how für Projektentwicklung und Antragstellung sowie die hoch ausgelasteten 
Kapazitäten in der Bauwirtschaft, die zu Verzögerungen und Preissteigerungen führen. 
Beide Hemmnisse stehen auch in Zusammenhang mit den finanziellen Ressourcen der 
Kommunen. 

Eine hohe Relevanz als Hemmnis wird von den Expertinnen und Experten und dabei ins-
besondere von den Begünstigten den Förderbedingungen zugewiesen. Bei genauerer 
Betrachtung beziehen sich diese nicht auf die Umsetzung oder Beantragung der Projekte 
selbst, sondern auf deren Rentabilität und auf den Aufwand für einzelne Bestimmungen. 
Damit scheint die Relevanz der Förderbedingungen als Hemmnis für die Umsetzung der 
Infrastrukturförderung aus Sicht des Evaluationsteams eher etwas übergewichtet. Hier sind 
eine Reihe von einzelnen Anpassungsmöglichkeiten skizziert worden. 

Relevant erscheint in diesem Zusammenhang die Kommunikation der Förderung. Die Inf-
rastrukturförderung ist von den Begünstigten nach Aussagen mehrere Experten zunächst 
als relativ restriktiv wahrgenommen worden. Die Möglichkeiten und insbesondere die Er-
weiterung der Möglichkeiten einer Förderung sind diesen Aussagen zu Folge nicht umfas-
send kommuniziert worden.  

Auch der Aufwand im Förderverfahren wird als sehr relevant eingeschätzt. Thematisiert 
wird dabei vor allem das Antragsverfahren. Die Ausführungen dazu zeigen aber, dass es 
deutliche inhaltliche Überschneidungen zu den Aufgaben bei der Projektentwicklung gibt. 
Nach Auffassung des Evaluationsteams relativiert sich damit die Bedeutung der Antragstel-
lung als Hemmnis für die Förderung. Es bleibt aber das Risiko für die Kommunen, trotz 
eines hohen Aufwands für die Antragstellung keine Förderung zu erhalten. Die Förderver-
fahren und die Antragstellung bleiben zudem wichtige Felder für eine Optimierung der För-
derung.  
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In einer Bewertung der Hemmnisse der Infrastrukturförderung ist auch erkenntnisreich, wel-
che Hemmnisse nicht oder nur am Rande thematisiert wurden. Dazu gehören zum einen 
die beihilferechtlichen Regelungen, die von einzelnen Akteuren, aber nicht in der Breite 
angesprochen wurden. Dies erklärt sich auch durch die teilweise geringe beihilferechtliche 
Relevanz der Infrastrukturförderung.  

Ebenfalls nicht als Hemmnis benannt worden sind die Regelungen des EFRE bzw. der EU-

Strukturfonds. So wurde z.B. die Kontrolle der Förderungen bzw. Prüfungen von Projekten 
nur von zwei Interviewten explizit benannt; dabei überhaupt nicht von den Begünstigten. 
Auch die sonst häufig genannten Öffentlichkeitsmaßnahmen wurden nicht angesprochen. 
Die Hemmnisse der Infrastrukturförderung sind in ganz überwiegendem Maße durch die 
Situation der Kommunen, die Regulierungen und Standards des Baurechts und angrenzen-
der Rechtsvorschriften sowie durch das Vergabe- und das Haushaltsrecht bedingt. Hem-
mend wirkt in deutlich untergeordneter Form die Auslegung von allgemeinen Rahmenvor-
gaben der Strukturfonds zur Förderung von Infrastrukturen innerhalb des EFRE – etwa die 
Beschränkung auf hochwertige Infrastrukturen oder das Scoring.  

Zu den Hemmnissen sind eine Reihe von Handlungsansätzen skizziert worden. Diese ba-
sieren auf Vorschlägen der Expertinnen und Experten und auf einer Auswertung einschlä-
giger Studien. Die Handlungsansätze sind bewusst breit und offen formuliert; sie sind nur 
in beschränktem Maße nach dem Kriterium der unmittelbaren Umsetzbarkeit ausgewählt 
worden. Sie können als Grundlage eines Prozesses dienen, der alle Beteiligten der Förde-
rung einbeziehen sollte.  

Sowohl die Umsetzung der Förderung seit dem Jahr 2020 als auch die Ergebnisse und 
Wirkungen der Förderung standen und stehen unter dem Vorbehalt der Folgen der Corona-

virus-Pandemie. Die möglichen Auswirkungen der Pandemie sind daher mit Bezug zu Pri-
oritätsachse 2 und insbesondere mit Bezug zur Infrastrukturförderung untersucht worden. 
Insgesamt erscheinen die Auswirkungen der Coronavirus-Pandemie auf die Maßnahmen 
der Prioritätsachse 2 und insbesondere auf die Infrastrukturmaßnahmen derzeit weniger 
stark ausgeprägt. Die physischen Einschränkungen und die Hilfsprogramme führen zu Ver-
zögerungen der Umsetzung insbesondere auf der administrativen Seite. Die Nachfrage 
durch die Zielgruppen geht bei einzelnen Maßnahmen der Unternehmensförderung nach 
Einschätzung der Fachreferate zurück, steigt in anderen Bereichen aber auch an. Die in-
terviewten Begünstigten sehen keine oder nahezu keine Restriktionen bzw. eine weitge-
hende Kompensation der negativen Effekte der Coronavirus-Pandemie (Tourismus). Struk-
turelle Auswirkungen werden kaum gesehen – genannt werden die Digitalisierung der Wirt-
schaft, eine Stärkung des Inlandstourismus und Konzentrationstendenzen.  
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Zentrale Auswirkungen im Bereich der Infrastrukturförderung wird nach Expertenaussagen 
und Studienlage die Entwicklung der kommunalen Finanzlage haben. Davon abhängig sind 
die kommunalen Investitionen und auch die Nutzung der Förderung u.a. aus dem Operati-
onellen Programm des Landes. Zum einen gehen die Kommunen derzeit von einem Rück-
gang der Investitionen aus, wenn sich die finanzielle Lage weiter verschärft. Sie wollen zum 
anderen in Zukunft verstärkt Fördermittel für den Ausbau ihrer Infrastrukturen nutzen. Damit 
ergeben sich sowohl Anlass als auch Notwendigkeit für eine Optimierung der Förderung. 

 

Die Evaluation der Prioritätsachse 2 ist in der Steuerungsgruppe zur begleitenden Bewer-
tung und im Begleitausschuss des Multifondsprogramms umfassend diskutiert worden. Da-
bei sind auch die unterschiedlichen Positionen von einzelnen Programmakteuren und dem 
Evaluationsteams verdeutlicht worden; sie sind teilweise im Bericht reflektiert.  

Darüber hinaus wurde von der Verwaltungsbehörde des Programms bereits ein Prozess in 
Gang gesetzt, in dem die Handlungsoptionen mit den anderen Programmakteuren disku-
tiert und konkrete Maßnahmen abgeleitet wurden. Dazu wurde u.a. ein Workshop unter 
Beteiligung des Evaluationsteams durchgeführt. An diesem Workshop waren knapp 20 Ver-
treterinnen und Vertreter der zwischengeschalteten Stelle, der verantwortlichen Fachrefe-
rate und der Verwaltungsbehörde des Operationellen Programms beteiligt. Diskutiert wur-
den die aufgeführten Handlungsoptionen, ihre Relevanz und Umsetzbarkeit sowie mögliche 
Ausgestaltungen. Es hat sich u.a. gezeigt, dass einzelne Optionen bereits durch die Ver-
waltungsbehörde des Programms umgesetzt werden. Andere Optionen wurden kritisch dis-
kutiert, etwa weil bereits negative Erfahrungen vorliegen oder der Aufwand für Veränderun-
gen hoch ist. Weitere Handlungsoptionen wurden grundsätzlich positiv bewertet, müssen 
vor einer Umsetzung aber noch konkretisiert und geprüft werden. 
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Anhang I 

Nachstehend eine vollständige Zusammenstellung der im Rahmen der Coronabefragung erhobe-
nen geschlossenen Fragen: 
 
Frage 1: Kam es seit Anfang 2020 zu Veränderungen bei der Nachfrage nach der Förderung 
und im Antragsaufkommen? 
 
 

 
 
 
 
 

Frage 2: Wie stark ist die Zielgruppe der Förderung von der Corona-Pandemie betroffen? 
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Frage 3: In welchem Ausmaß hat die Zielgruppe von Soforthilfen / Überbrückungshilfen 
oder Aufbauprogrammen profitiert? 

 
 

 
 
 
 
 

Frage 4: Erwarten Sie grundsätzliche, strukturelle Änderungen bei der Zielgruppe? 
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Frage 5: Kam es Corona-bedingt zu Verzögerungen bei der Bearbeitung von Anträgen und 
Bewilligungen von Vorhaben?  
 
 

 
 
 
 
 

Frage 6: Kam es Corona-bedingt zu Verzögerungen bei der Kontrolle, bei Prüfungen (Mittel-
abrufe) oder beim Verwendungsnachweis? 
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Frage 7: Ergaben sich andere Corona-bedingte Verzögerungen? 
 
 

 
 
 
 
 

Frage 8: Rechnen Sie mit weiteren Verzögerungen bei der Umsetzung der Fördermaßnah-
men? 
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Frage 9: Haben Sie spezifische Maßnahmen zur Mithilfe entwickelt und umgesetzt? 
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Teil II: Die Verankerung der bereichsübergreifenden Grundsätze in der PA 2 

1. Kurzfassung 

1.1 Zusammenfassung 

Im Rahmen der Evaluierung der PA 2 – Wettbewerbsfähigkeit der KMU wurden ergänzend 
die strukturelle und operative Verankerung der Querschnittsziele Gleichstellung von Frauen 
und Männern, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung sowie ökologische Nachhaltig-
keit und der Beitrag der Prioritätsachse zu diesen Querschnittszielen analysiert. Die Infor-
mationsgewinnung erfolgte dabei auf Basis einer dokumentengestützten Relevanzanalyse 
zu den in der PA 2 umgesetzten Förderangeboten und Auswertungen der zur Verfügung 
stehenden Monitoringdaten. Ergänzend fanden leitfadengestützte Expertinnen- und Exper-
ten-interviews mit für die Konzeption und Umsetzung der Fördermaßnahmen relevanten 
Stellen (Verwaltungsbehörde, Fachreferate und NBank) sowie im Rahmen einer themati-
schen Vertiefung auch mit Vertreterinnen und Vertretern von Unternehmen und Wirtschafts-
fördereinreichungen auf Ebene der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung statt. 

Aus den durchgeführten Analysen lassen sich die folgenden Schlussfolgerungen ziehen: 

Die für die Förderung in der PA 2 relevanten Richtlinien geben nur begrenzte Impulse und 
eine nur allgemeine Orientierung zur Umsetzung der Querschnittsziele, da i. d. R. Anforde-
rungen an und Vorgaben für Träger und Unternehmen eher unkonkret gehalten sind. Nur 
in vier Richtlinien der PA 2 findet in der aktuellen Förderperiode das Querschnittsziel Gleich-
stellung, in fünf Richtlinien das Querschnittsziel Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung 
und in vier Richtlinien das Querschnittsziel (ökologische) Nachhaltigkeit eine Erwähnung.  

Vor diesem Hintergrund lassen sich gute Ansätze zur Verankerung der Querschnittsziele 
auf wenige Einzelfälle begrenzen. Die wenig systematische und konkrete Verankerung von 
Gleichstellung und insbesondere von Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung lässt sich 
z. B. mit recht hohen Hürden bei der Schaffung von Barrierefreiheit oder von Voraussetzun-
gen bei der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in wirtschaftsnahe Förder-
vorhaben erklären. Beiträge zur ökologischen Nachhaltigkeit sind dagegen – v. a. aufgrund 
der hohen Relevanz dieses Querschnittsziels im Scoring – teilweise stark vertreten, da sich 
Fragen der Nachhaltigkeit von den Begünstigten häufig vergleichsweise einfach in das zu 
fördernde Vorhaben einfügen lassen.  

Die durchgeführten Analysen zeigten auch, dass nicht jedes Querschnittsziel gleicherma-
ßen sinnvoll für jede Maßnahme bzw. jedes Vorhaben ist. Dennoch kann der Erfolg der 
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Verankerung der Querschnittsziele auf struktureller und operativer Ebene an verschiede-
nen Faktoren festgemacht werden. Förderlich wirken sich beispielsweise die inhaltliche 
Nähe zwischen Fördergegenstand und Querschnittsziel, konkrete Vorgaben in den Richtli-
nien, das Vorhandensein fachlicher Kompetenzen in den Querschnittszielen (bei Fachver-
antwortlichen, Unternehmen, Trägern etc.) oder auch klare politische Weichenstellungen 
aus. 

Ohne eine stärkere Verzahnung der jeweiligen Fördergegenstände und ihrer fachpoliti-
schen Ziele mit den Querschnittszielen ist eine strukturell bessere Verankerung Letzterer 
nach Einschätzung der wissenschaftlichen Begleitung kaum zu bewältigen. Die Möglichkei-
ten hierzu hängen stark von der jeweiligen Maßnahme und den Vorhaben selbst ab. Für 
eine erfolgreiche Implementierung der Querschnittsziele ist es daher wichtig, dass künftig 
Programm- und Richtlinienverantwortliche z. B. in der Richtline oder in Handreichungen, 
Leitfäden u. ä. klare Erwartungen hinsichtlich der Querschnittsziele formulieren und auf Ba-
sis dieser klar formulierten Erwartungen im Rahmen der Antragsstellung konkrete Ziele und 
nachprüfbare Maßnahmen zur Zielerreichung von den Antragsstellenden eingefordert wer-
den. 

Zur effektiveren Verankerung der Querschnittsziele wurden sowohl instrumentenübergrei-
fende als auch spezifische Handlungsempfehlungen entwickelt. Auf instrumentenübergrei-
fender Ebene wurde u. a. vorgeschlagen, den Querschnittszielen im Scoring ein insgesamt 
höheres Gewicht einzuräumen und Mindestpunkzahlen vorzusehen, die Relevanz der 
Querschnittsziele in Richtlinien und Leitfäden stärker zu betonen, Erwartungen und Zielset-
zungen für jedes Förderangebot zu konkretisieren, Antragsstellende eingehender zu den 
Querschnittszielen zu informieren und zu beraten, das Monitoring um relevante Aspekte 
der Querschnittsziele zu ergänzen und die fachlichen Kompetenzen der an Planung, Steu-
erung, Umsetzung und Monitoring beteiligten Akteure durch gezielte Fortbildungs- und In-
formationsangebote zu erhöhen. 

1.2 Summary 

Within the scope of the evaluation of PA 2 - Competitiveness of SMEs, the relevance of the 
three horizontal priorities gender equality, equal opportunities and non-discrimination as 
well as environmental sustainability and the contribution of the priority axis 2 to these hori-
zontal priorities were analysed. Relevant information was gathered on the basis of a review 
of relevant documents, a relevance analysis of the measures funded within priority axes 2 
and available monitoring data analysis. In addition, semi-structured interviews were con-
ducted with experts from the Management Authority, Intermediate Body and ministries re-
sponsible for implementing the different support measures and, as part of a more in-depth 
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thematic analysis, with representatives of enterprises and regional development agencies 
involved in the funding of investment activities of enterprises in Lower Saxony. 

The following conclusions can be drawn from the analyses conducted: 

The guidelines relevant to the measures carried out within priority axes 2 provide only lim-
ited impetus and only general orientation for implementing the horizontal priorities of the 
programme. In this regard, the requirements and specifications for beneficiaries of the fund-
ing in priority axes 2 remain generally rather vague. In the current funding period, gender 
equality is mentioned in only four guidelines of priority axes 2 measures, equal opportuni-
ties/non-discrimination in five guidelines and (ecological) sustainability in four guidelines.  

Against this background, good approaches to anchoring the horizontal priorities have been 
identified in a few individual cases only. The lack of systematic and concrete anchoring of 
gender equality and, in particular, of equal opportunities/non-discrimination can be ex-
plained, for example, by quite high hurdles in organising full access to persons with disabili-
ties or persons with scarce language skills to the funding projects. Instead, contributions of 
the priority axes 2 to environmental sustainability, have appeared more relevant, mainly due 
to the high relevance of this horizontal priority in the scoring system, since sustainability 
issues can often be incorporated comparatively easily by the beneficiaries into the project 
to be funded.  

The analyses carried out also showed that not every horizontal priority makes equal sense 
for every measure or project. Nevertheless, some determining factors influencing a suc-
cessful implementation of horizontal priorities at structural and operational levels have been 
identified in the analysis. For example, the alignment of funding purpose and the horizontal 
priority, concrete specifications of expectations and objectives in the guidelines, the exist-
ence of specific competencies in the field of horizontal priorities among those responsible 
for planning, implementing and monitoring funding activities (including also the beneficiar-
ies) or clear political decisions all have a positive effect. 

As consequence of the evaluation results, evaluators conclude that a structurally better an-
choring of the horizontal priorities can hardly be achieved without a stronger linkage of sec-
tor-related funding objectives and objectives of horizontal priorities. The degree of this link-
age depends heavily on the respective measure and the projects themselves. For a suc-
cessful implementation of the horizontal priorities, it is therefore important that in the future 
those responsible for programs and guidelines formulate clear expectations with regard to 
the horizontal objectives, e. g. in the guidelines or in handouts etc., and that, on the basis 
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of these clearly formulated expectations, concrete objectives and verifiable measures for 
achieving the objectives are made by the applicants in the application process. 

To anchor the horizontal priorities more effectively, both general and specific recommenda-
tions (with view to single measures funded within the priority axes 2) were developed. At 
the general level, evaluators propose, among other things, giving greater weight to the hor-
izontal objectives in scoring and providing for minimum scores, emphasizing the relevance 
of the horizontal priorities more strongly in guidelines and manuals, specifying expectations 
and objectives for each funding opportunity and measure, providing applicants with more 
detailed information and advice on the horizontal priorities, improving the monitoring with 
view to horizontal priorities, and increasing the professional competencies of all stakehold-
ers involved in planning, steering, implementing, and monitoring through targeted training 
and information activities. 
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2. Einleitung 

Artikel 7 und 8 der EU-Verordnung 1303/2013 regeln die Förderung der Gleichstellung von 
Männern und Frauen und Nichtdiskriminierung sowie die Nachhaltige Entwicklung inner-
halb der europäischen Struktur- und Kohäsionsfonds. Mit dem Operationellen Programm 
(OP) des Multifonds Niedersachsen soll ein Beitrag zu den drei Querschnittszielen Gleich-
stellung, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung sowie ökologische Nachhaltigkeit ge-
leistet werden, indem Vorhaben gefördert werden, die geeignet sind, den Abbau strukturel-
ler Ungleichheiten im Kontext wirtschaftlicher Tätigkeiten und auf dem Arbeitsmarkt zu be-
günstigen bzw. die Verbreitung einer umweltverträglichen Wirtschaft zu lancieren. Diese 
Zielsetzung schließt u. a. die Bekämpfung der horizontalen und vertikalen Arbeitsmarktseg-
regation etwa nach dem Geschlecht, einem Migrationshintergrund oder einer Behinderung 
ein und beinhaltet auch eine gerechtere, aktivere und selbstbestimmtere Teilhabe an wirt-
schaftlichen Prozessen für alle. Darüber hinaus wird der Umstieg auf eine CO2-arme, res-
sourceneffiziente Produktionsweise und der damit verbundene Erhalt der Qualität von Öko-
systemen postuliert. (NBank 2017a; 2017b; 2017c). Entsprechende Beiträge sollen sicher-
gestellt werden, indem unter anderem „(…) über Projektauswahl- bzw. Scoringverfahren 
(…) den Anforderungen dieser Querschnittsziele Rechnung getragen“ wird (OP Multifonds 
Niedersachsen 2014: 27). Darüber hinaus sollen auf struktureller Ebene relevante Akteu-
rinnen und Akteure in die Erstellung der Maßnahmen eingebunden werden.  

Untersucht wurden im Rahmen der Untersuchung zu den Querschnittszielen u. a. die fol-
genden Fragestellungen: 

- Welche Maßnahmen sind in welcher Form für die einzelnen bereichsübergreifenden 
Grundsätze relevant? 

- Wo finden sich die bereichsübergreifenden Grundsätze im Zielsystem der Prioritäts-
achse und der einzelnen Maßnahmen direkt oder indirekt wieder? Inwieweit wurden 
die bereichsübergreifenden Grundsätze bei der Zieldefinition der jeweiligen Förder-
programme berücksichtigt und werden potenzielle Auswirkungen der Förderpro-
gramme auf Gleichstellung, Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung und/oder 
Nachhaltigkeit berücksichtigt? 

- Welche Relevanz haben die bereichsübergreifenden Grundsätze in den Richtlinien, 
Fördergrundsätzen und in den Antragsunterlagen? Welche Vorkehrungen wurden 
getroffen, um konkret die bereichsübergreifenden Grundsätze zu unterstützen? Wie 
und inwieweit werden die bereichsübergreifenden Grundsätze bei der Projektaus-
wahl berücksichtigt? 
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- In welchen Maßnahmen sind Effekte hinsichtlich der bereichsübergreifenden 
Grundsätze zu erwarten?  

In Vorbereitung auf die vorliegende Studie wurde literaturgestützt eine Relevanzanalyse 
durchgeführt, welche unter Einbezug sämtlicher rechtlicher Regelungen zum Evaluations-
gegenstand die Dimension potenzieller Beiträge einzelner Fördermaßnahmen der PA 2 zu 
den drei Querschnittszielen eruiert. Diese stellt fest, inwieweit die Querschnittsziele im Rah-
men von Richtlinien, Fördergrundsätzen und Verfahrensregelungen sowie im Scoring-Ver-
fahren der einzelnen Fördermaßnahmen formell verankert sind.70 Auf Basis dieser Ergeb-
nisse ergibt sich eine inhaltliche Relevanz für folgende Einzelmaßnahmen, deren Beiträge 
zu den Querschnittszielen in Kapitel 10 näher beleuchtet werden: Einsatz von Nachfolge-
moderatorinnen und Nachfolgemoderatoren, MikroSTARTer Niedersachsen, Gründungs-
prämie für das niedersächsische Handwerk, Einzelbetriebliche Investitionsförderung und 
Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten.71  

Der Untersuchungsansatz des vorliegenden Berichtsteils zur strukturellen und operativen 
Verankerung der Querschnittsziele in der PA 2 lehnt sich in Teilen konzeptionell an das 
SPO-Modell zur Verankerung von Gleichstellung auf strategischer, personeller und opera-
tiver Ebene an (Frey/Kuhl 2003). Das Modell, welches im Kontext des Gender 
Mainstreamings72 entwickelt wurde, beschreibt die idealtypische und durchgängige Veran-
kerung der Gleichstellung von Frauen und Männern und ist auf das Querschnittsziel Chan-
cengleichheit und Nichtdiskriminierung übertragbar (Roth/Puxi 2019: 2f.). Aufgrund der Er-
gebnisse der im Vorfeld dieser Studie erstellten Relevanzanalyse sowie des methodischen 

 
 
70  Tabelle 5 im Anhang bietet eine Übersicht über die Erwähnung der Querschnittsziele in den jeweiligen 

Rechtsgrundlagen der einzelnen Maßnahmen sowie im zugehörigen Scoring. 

71  Tabelle 6 im Anhang hält die zentralen Ergebnisse in Bezug auf die Relevanzprüfung der Beiträge aller 
elf Fördermaßnahmen der PA2 zu den drei Querschnittszielen überblicksartig fest. 

72  Gender Mainstreaming als Leitbild der Geschlechtergerechtigkeit bedeutet allgemein, dass bei allen ge-
sellschaftlichen und politischen Vorhaben die unterschiedlichen Auswirkungen auf die Lebenssituationen 
und Interessen von Frauen und Männern grundsätzlich und systematisch zu berücksichtigen sind. Das 
Leitbild basiert auf der Erkenntnis, dass es keine geschlechtsneutrale Wirklichkeit gibt, und Männer und 
Frauen in sehr unterschiedlicher Weise von politischen und administrativen Entscheidungen betroffen sein 
können. Gender Mainstreaming bedeutet also zu berücksichtigen, dass eine Regelung für die Lebens-
wirklichkeiten von Frauen und Männern unterschiedliche Auswirkungen haben kann, daher "Gender". Dies 
gilt für alle Regelungen, nicht nur solche mit einem ausdrücklichen Gleichstellungsziel, daher 
"Mainstreaming". Verpflichtungen zur Umsetzung einer effektiven Gleichstellungspolitik im Sinne des 
Gender Mainstreaming ergeben sich aus einer Vielzahl internationaler und nationaler Rechtsnormen. Auf 
Ebene der Europäischen Union wurde der Gender Mainstreaming-Ansatz zum ersten Mal im Amsterda-
mer Vertrag vom 1. Mai 1999 verbindlich festgeschrieben. Seit der Verabschiedung des Vertrags von 
Lissabon im Jahr 2008 ist die Verpflichtung der EU zu Gender Mainstreaming in Artikel 8 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union festgeschrieben und damit auch Gegenstand aller Verord-
nungen, die sich auf die Strukturfonds beziehen. 



 

- 97 - 
 
 

 

Profils und der verfügbaren Daten nehmen diese beiden Querschnittsziele in der vorliegen-
den Untersuchung einen größeren Raum ein als das Querschnittsziel der ökologischen 
Nachhaltigkeit. Ob konkrete Beiträge zu den Querschnittszielen systematisch erwartet wer-
den können, ist von deren Verankerung in formalen Strukturen und Umsetzungsprozessen 
sowie von den relevanten fachlichen Kompetenzen der beteiligten Akteure abhängig. Auf 
eine fundierte Analyse der Verankerung der Querschnittsziele auf der personellen Ebene 
wurde hingegen verzichtet, zum einen, weil eine qualifizierte Bewertung von querschnitts-
relevanten Kompetenzen der handelnden Akteure den methodischen Rahmen gesprengt 
hätte, zum anderen, weil entsprechende Kompetenzen auch kaum zu erwarten waren, da 
solche auf der strukturellen Ebene – z. B. in den Anforderungen an Vorhabenträger und im 
Antragsverfahren – überwiegend nicht vorgesehen sind.  

Die Teilstudie widmet sich explizit der formalen und praktischen Verankerung der Quer-
schnittsziele. Eine umfassende Untersuchung der Wirkungen der Querschnittsziele wird 
hingegen nicht vorgenommen, auch weil das Operationelle Programm hier keine expliziten 
Bewertungsmaßstäbe oder Wirkungsdimensionen vorsieht. Durch ihren insbesondere auf 
die strukturelle Ebene bezogenen Fokus ergänzt die vorliegende Studie eine Sonderunter-
suchung von 2019, welche sich vor allem auf die Implementierungsverfahren auf Projekt- 
und Vorhabenebene konzentriert (Roth/Puxi 2019). Erkenntnisse der Sonderuntersuchung 
zur Umsetzung der Querschnittsziele auf Projektebene werden mithilfe der in diese Analyse 
integrierten thematischen Fallstudie verifiziert.   

Im Folgenden werden die Datengrundlage sowie das methodische Vorgehen skizziert (Ka-
pitel 3). Daran anschließend werden alle auf struktureller Ebene verantwortlichen Akteurin-
nen und Akteure (Kapitel 4) sowie deren Instrumente zur strukturellen Verankerung der 
Querschnittsziele (Kapitel 5) vorgestellt. Hierauf folgt die Darstellung der maßnahmenspe-
zifischen Umsetzung der Querschnittsziele (Kapitel 6) anhand der fünf zu untersuchenden 
Maßnahmen, wobei die Ausführungen zur Einzelbetrieblichen Investitionsförderung (Ab-
schnitt 6.4) aufgrund der thematischen Fallstudie ausführlicher ausfällt als die der anderen 
vier Maßnahmen. Kapitel 7 zeigt die Herausforderungen bei der Verankerung der Quer-
schnittsziele auf struktureller (Abschnitt 7.1) sowie operativer Ebene (Abschnitt 7.2) auf. 
Daran schließt sich eine zusammenfassende Gesamtbetrachtung der Verankerung der drei 
Querschnittsziele in Form eines Fazits an (Kapitel 8), worauf sich die in Kapitel 9 beschrie-
benen PA 2-übergreifenden (Abschnitt 9.1) und maßnahmenspezifischen Handlungsemp-
fehlungen (Abschnitt 9.2) stützen. 
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3. Datengrundlagen und methodisches Vorgehen 

Hinsichtlich der Evaluierung der Berücksichtigung der Querschnittsziele ist das Evaluati-
onsteam methodisch folgendermaßen vorgegangen: Im Anschluss an die Dokumenten- 
und Relevanzanalyse wurden leitfadengestützte Expertinnen- und Experteninterviews mit 
für die Konzeption und Umsetzung der Fördermaßnahmen relevanten Stellen, wie Vertre-
tungen der Verwaltungsbehörde (VB), der für die auf Basis der vorgelagerten Analyse als 
relevant eingestuften Maßnahmen zuständigen Fachreferate sowie der NBank (Grundsatz-
stelle und Fachberaterinnen und -berater) geführt. Insgesamt fanden hier sieben Interviews 
mit 13 Expertinnen und Experten statt, welche jeweils zwischen 75 und 90 Minuten dauer-
ten und über Webkonferenzen (Webex, Jitsi etc.) oder telefonisch geführt wurden. Die aus 
diesen Interviews gezogenen Erkenntnisse wurden für die Analyse der Verankerung der 
Querschnittsziele auf struktureller Ebene herangezogen.  

Um die operative Berücksichtigung der Querschnittsziele bewerten zu können, erfolgte die 
Durchführung einer thematischen Fallstudie. Auf Grundlage der Ergebnisse von Dokumen-
ten- und Relevanzanalyse wurde die Einzelbetriebliche Investitionsförderung für vertie-
fende Analysen im Rahmen einer Fallstudie ausgewählt. In diesem Rahmen wurden fünf 
begünstigte Kleine und Mittlere Unternehmen (KMU) hinsichtlich ihrer Umsetzung der Quer-
schnittsziele Gleichstellung von Frauen und Männern, Chancengleichheit und Nichtdiskri-
minierung sowie ökologische Nachhaltigkeit in leitfadengestützte Interviews einbezogen. 
Für die Fallstudie wurden Begünstigte aus der Reinigungsbranche, dem Tierzuchtbedarf, 
dem Einzelhandel, der Hafenlogistik und dem Beherbergungsgewerbe befragt. Für Letzte-
res gelten gesonderte Verfahrensregelungen (gültig seit dem 01.07.2014), in deren Anlage 
3.2 (Bewertungsschema Qualität), im Gegensatz zu den für alle anderen Branchen gelten-
den Verfahrensregelungen, das Querschnittsziel Chancengleichheit und Nichtdiskriminie-
rung gesonderte Beachtung findet. Aus diesem Grund war es wichtig, dass unter den be-
fragten Unternehmen ein Begünstigter dem Beherbergungsgewerbe zuzuordnen ist.73 Alle 
befragten Unternehmen nutzen die Förderung für unterschiedliche Bau- und Erweiterungs-
maßnahmen oder die Errichtung einer neuen Betriebsstätte. Die leitfadengestützten Inter-
views mit den Zuwendungsempfangenden wurden telefonisch geführt und nahmen jeweils 
zwischen 25 und 35 Minuten in Anspruch. Die Interviewpersonen gehörten alle der Ge-
schäftsleitung an und waren selbst an der Beantragung der Förderung beteiligt.  

 
 
73  Aus dem Monitoring lässt sich errechnen, dass in der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung 73 von 396 

geförderten Unternehmen dem Gast- und Beherbergungsgewerbe zuzurechnen sind. Damit gehören 
18,4 % dieser Branche an. Bei der Fallstudie wurde diese Quote insofern berücksichtigt, als einer von 
Fünf der befragten Begünstigten dem Gast- und Beherbergungsgewerbe angehört. 
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Zur Vertiefung der durch die Fallstudie erlangten Erkenntnisse wurden fünf zusätzliche In-
terviews mit Einrichtungen der Wirtschaftsförderung durchgeführt. Wenn es die Bereitschaft 
der zuständigen Mitarbeitenden in den Wirtschaftsförderungen zugelassen hat, wurden die 
Interviews in denjenigen Landkreisen geführt, in welchen die für die Fallstudie ausgewähl-
ten Unternehmen ansässig sind, um die Schilderungen der Begünstigten zu komplettieren 
und zu verifizieren, und um eine externe Sicht auf die Förderung bzw. die operative Veran-
kerung der Querschnittsziele innerhalb der Förderung zu erlangen. Diese Interviews dau-
erten zwischen 30 und 45 Minuten und wurden entweder per Webkonferenz oder telefo-
nisch durchgeführt.  

Sofern die Interviewpersonen ihr Einverständnis erteilt hatten, wurden die Interviews auf-
gezeichnet. In wenigen Fällen wurden hingegen Gesprächsprotokolle angefertigt. Auf Basis 
der Interview- oder Gesprächsprotokolle die Auswertung der Interviews auf Basis einer in-
haltlich-strukturierenden qualitativen Inhaltsanalyse nach Kuckartz (2018). 

Ergänzend zu den qualitativen Analysen wurden die zur Verfügung stehenden Monitoring-
daten ausgewertet. Hierfür lag dem Evaluationsteam der Gesamtfinanzdatensatz für den 
EFRE Niedersachsen mit Datenstand zum 30.09.2020, der PA 2-spezifische Datensatz zur 
Bepunktung der erfolgreichen Förderanträge im Scoring-Verfahren sowie ein Datensatz mit 
Angaben zu den Einzelbegünstigten der Fördermaßnahme MikroSTARTer Niedersachsen 
vor. Letzterer wurde verwendet, um anhand der Vornamen der Zuwendungsempfangenden 
eine geschlechtsspezifische Auswertung vorzunehmen. Der Finanzdatensatz wurde vor-
nehmlich hinsichtlich der Verteilung der durch die Einzelbetriebliche Investitionsförderung 
geschaffenen Arbeitsplätze nach dem Geschlecht ausgewertet. Für die Analyse der im Sco-
ring festgeschriebenen Beiträge der Antragsstellenden zu den Querschnittszielen wurde 
der Datensatz zur Bepunktung der Qualitätskriterien herangezogen. Der ebenfalls vorlie-
gende Datensatz zur Indikatorik des EFRE Niedersachsen enthält für die Querschnittsziele 
innerhalb der PA 2 keine relevanten Einträge, weshalb mithilfe dieser Daten keine inhaltlich 
sinnvolle Auswertung stattfinden konnte. Im Rahmen der statistischen Analysen erfolgen 
vorwiegend deskriptive Auswertungen des zur Verfügung stehenden Datenmaterials.  

Für das Biodiversity- und Climate-Change-Tracking lag dem Evaluationsteam die Durch-
führungsverordnung (EU) Nr. 2015/2014 der Europäischen Kommission vom 07. März 2014 
vor, welche die Methodik für die Anpassung an den Klimawandel, die Festlegung von Etap-
penzielen und Vorgaben im Leistungsrahmen sowie die Nomenklatur der Interventionska-
tegorien für die Europäischen Struktur- und Investitionsfonds enthält. Allerdings existiert in 
der PA 2 nur ein einziger Interventionsbereich, auf den ein Koeffizient größer null zur Be-
rechnung der Unterstützungsleistung eines Vorhabens für Klimaschutzziele angewendet 
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wird: Interventionsbereich 040 („Andere Seehäfen“). Diesem Interventionsbereich ist inner-
halb der PA 2 nur die Maßnahme Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung der ma-
ritimen Verbundwirtschaft und der Offshore-Windenergie zugeordnet, für die im Finanzda-
tensatz genau ein Verbundvorhaben erfasst ist. Aus diesem Grund musste dieser Auswer-
tungsansatz verworfen werden. 

4. Akteurinnen und Akteure 

4.1 Die Verwaltungsbehörde 

Der im Niedersächsischen Ministerium für Bundes- und Europaangelegenheiten und Regi-
onale Entwicklung ansässigen Verwaltungsbehörde obliegt die Mitzeichnung der Richtlinien 
auf Grundlage der EU-Verordnungen und des Operationellen Programms. Aus den auf ad-
ministrativer Ebene geführten Interviews ergab sich, dass im Zuge des Richtlinienaufstel-
lungsverfahrens intensiv auf die Berücksichtigung der Querschnittsziele geachtet wurde. 
Bei ihrer Arbeit in Bezug auf die Querschnittsziele orientiere sich die VB an der Dachver-
ordnung für die Europäischen Fonds (Verordnung (EU) Nr. 1303/2013). Artikel 125, Absatz 
iii) der Verordnung bestimmt: „In Bezug auf die Auswahl der Vorhaben muss die Verwal-
tungsbehörde a) geeignete Auswahlverfahren und -kriterien aufstellen und – nach Billigung 
– anwenden, die (…) iii) den allgemeinen Grundsätzen der Artikel 7 und 8 Rechnung tra-
gen“. Hinzukommt, dass im gemeinsamen Kabinettsbeschluss vom 22.05.2013 festgelegt 
wurde, die Verwirklichung der Gleichstellung von Frauen und Männern und die Auswirkun-
gen auf Familien und Menschen mit Migrationshintergrund sowie auf schwer behinderte 
Menschen und die Umwelt im Rahmen der EU-Förderung maßgeblich zu unterstützen. Ent-
sprechend wurden bei Aufstellung der EU-Programme sowie der damit verbundenen För-
derrichtlinien die Querschnittsziele mitberücksichtigt. Die Verwaltungsbehörde hat dabei in 
den Abstimmungsprozessen mit den Richtlinienverantwortlichen u. a. darauf hingewirkt, 
dass die Querschnittsziele grundsätzliche in ihrem Scoring berücksichtigt werden. Welchen 
Stellenwert die Querschnittsziele dabei genau haben und wie sie konkret umgesetzt werden 
sollen, wurde indes entsprechend dem Ressortprinzip den jeweiligen für die jeweilige För-
derung zuständigen richtlinienverantwortlichen Ministerien und Fachressorts überlassen.  

Dies habe nach Interviewaussagen dazu geführt, dass es zwischen aber auch innerhalb 
der Ministerien kein homogenes Verständnis beispielsweise zum Stellenwert der Quer-
schnittsziele bei den Förderungen gebe. Daher berufe sich die VB gemäß Interviewaussa-
gen auf die in der o. g. Regelung der Dachverordnung genannten allgemeinen Vorgaben 
zur Verankerung der Querschnittsziele. Allerdings ginge dies nach den Interviewaussagen 
mit erheblichen Abstimmungsaufwänden einher, da mit jeder relevanten Stelle gesondert 
über die konkrete Umsetzung verhandelt werden müsse. In solchen Fällen sei in Bezug auf 
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die Querschnittsziele weniger zu erreichen als im Falle eines politischen Beschlusses zu 
Beginn der Konzipierungsphase, welcher in der aktuellen Förderperiode allerdings gefehlt 
habe.  

Anlässlich der Konzipierung der PA 2 wurden die zwei von der VB angebotenen Workshops 
zu den Querschnittszielen – insbesondere aber zur Implementierung der Gleichstellung in 
allen Maßnahmen – von den richtlinienverantwortlichen Fachressorts angenommen. Zu-
dem habe es Angebote für Einzelgespräche mit den für die einzelnen Maßnahmen zustän-
digen Ressorts gegeben. Die Verwaltungsbehörde werde den Schilderungen einiger Inter-
viewpersonen nach auch dann eingeschaltet, wenn es bei der Richtlinienerstellung in Hin-
blick auf die Querschnittsziele Probleme gab oder Ausnahmegenehmigungen erteilt werden 
mussten. 

4.2 Die Fachreferate 

Die Fachreferate (auch Fachressorts) sind für die Erstellung der Richtlinien und Verfahrens-
regelungen zu den einzelnen Fördermaßnahmen und damit auch für die strukturelle Veran-
kerung der Querschnittsziele in der Förderung zuständig. Auf Grundlage der Vorgaben des 
OPs für den Multifonds Niedersachsen sind die Fachreferate dazu angehalten, die formelle 
Integration der Querschnittsziele in die Förderungen zu gewährleisten.  

Auf Basis der relevanten EU-Verordnungen wurden zu Beginn der Förderperiode 2014-
2020 die Fördergrundsätze der Fachressorts sowie das Scoring festgeschrieben. Hierbei 
oblagen dem BGA die Prüfung der Durchführung, Methodik und Kriterien zur Auswahl der 
Projekte und während der Förderperiode die Überprüfung der Fortschritte bei der Umset-
zung des Programms. Die Richtlinienentwicklung liegt im Rahmen der Vorgaben des OPs 
in der Verantwortung der Fachreferate, wobei die VB die Einhaltung des gegebenen Rah-
mens und der weiteren einschlägigen EU-rechtlichen Regelungen sicherstellt. Im Rahmen 
der Richtlinienerstellung durch die Fachreferate ist auch die Ausgestaltung der Quer-
schnittsziele innerhalb der jeweiligen Förderung zu beachten. Bereits beim Entwurf der 
Richtlinien werde laut Interviewaussagen durch die Fachreferate festgelegt, wie die Quer-
schnittsziele am besten in die Förderung integriert werden können. Dabei stützte man sich 
gemäß den Aussagen aus mehreren Fachreferaten u. a. auf eine von der VB erstellte Hand-
reichung zu den Querschnittszielen sowie später auch auf die Leitfäden der NBank, die in 
ihrer Funktion als zwischengeschaltete Stelle der VB in deren Auftrag erstellt wurden. Hier-
mit kam die VB ihrer Verpflichtung nach, sicherzustellen, dass die Querschnittsziele im 
Sinne der Ziele der Europa-2020-Strategie umgesetzt werden.  



 

- 102 - 
 
 

 

Neben den Richtlinien legen die Fachreferate auf Basis eines von der VB entwickelten Ras-
ters auch die Qualitätskriterien und deren Subrubriken im Scoring fest und entscheiden über 
deren jeweilige Bepunktung. Dies geschehe Interviewaussagen zufolge allerdings häufig in 
Absprache mit den Richtlinienfachberaterinnen und -beratern der NBank. Im Nachgang zur 
Antragsprüfung durch die NBank erhalten die zuständigen Fachreferate die jeweiligen Stel-
lungnahmen der NBank zu den Anträgen und werden in die Entscheidung der Förderfähig-
keit einbezogen. Die eigentliche Förderentscheidung wird allein durch die NBank getroffen, 
wobei die Fachreferate lediglich beratend und gegebenenfalls zur erforderlichen Klärung 
der rechtlichen Rahmenbedingungen involviert werden.  

4.3 Die NBank 

Die NBank ist zwischengeschaltete Stelle der VB und entscheidet über die Förderfähigkeit 
und Förderwürdigkeit der Anträge. Dabei setzt sie die in den Fachreferaten entwickelten 
Richtlinien um. Innerhalb der NBank existiert ein übergeordnetes Grundsatzreferat74, wel-
ches sich mit allen richtlinienübergreifenden Fragen und damit auch mit den Querschnitts-
zielen befasst. Zu den Aufgaben gehört auch die Prüfung, ob und inwieweit die praktische 
Umsetzung der Querschnittsziele richtlinienkonform erfolgt; darüber hinaus stimmt sich die 
NBank eng mit der VB ab, die die Gesamtverantwortung für die Umsetzung des OPs und 
damit auch für die Berücksichtigung der Querschnittsziele trägt. Auch die NBank orientiere 
sich in ihrer Arbeit, den Aussagen einer Interviewperson zufolge, an oben erwähnter EU-
Dachverordnung sowie anderen EU-Verordnungen und Landesvorgaben zu den EFRE- 
und ESF-Richtlinien. Darüber hinaus konsultiere man bzgl. der Querschnittsziele Leitfäden 
aus vergangenen Förderperioden oder bei Bedarf die im Rahmen des ESF-Bundespro-
gramms in der Förderperiode 2014-2020 eingerichtete Agentur für Querschnittsziele. Im 
Mittelpunkt des Tagesgeschäfts stehen allerdings die durch die Fachressorts entwickelten 
Richtlinien, Fördergrundsätze oder Verfahrensregeln. Die Vorgaben der zuständigen Fach-
referate zu den einzelnen Maßnahmen seien bindend für die NBank und werden von dieser 
in Anforderungen und Mitteilungspflichten für die Begünstigten umgesetzt, welche Letztere 
zu erfüllen haben. 

 
 
74  In einigen Interviews wurde diese auch als „Grundsatzstelle“ oder „Grundsatzausschuss“ bezeichnet. Im 

Berichtstext wird diesbezüglich einheitlich von „Grundsatzreferat“ gesprochen. 
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Zu den Aufgaben der NBank gehören die technische Programmierung und Umsetzung der 
Förderprogramme, die Bearbeitung der eingehenden Förderanträge, die Vergabe der Sco-
ring-Punkte75 im Antragsprüfvermerk nach Eingang der Förderanträge sowie die Umset-
zung der Berichts- bzw. Prüfungspflichten bezogen auf die Mittelverwendung durch die Zu-
wendungsempfangenden. Laut einer Interviewperson werde im Rahmen der Zwischenbe-
richte sowie der jährlichen Verwendungsnachweisprüfung auch abgefragt, inwieweit die im 
Antrag dargestellten Maßnahmen und die Vorgaben zu den Querschnittszielen eingehalten 
worden seien. Hier seien zudem in manchen Fällen entsprechende Nachweise zu erbringen 
(z. B. Energiezertifikate/-gutachten). Im Zuge der Antragsstellung und während der Förder-
phase kommt der NBank zudem eine beratende Funktion hinsichtlich der Querschnittsziele 
zu. Antragstellende haben ein Recht auf eine Beratung durch die Fachberatenden der 
NBank, diese werde, wie aus den Interviews hervorgeht, seitens der Förderinteressierten 
stark nachgefragt, wobei die Querschnittsziele nicht im Vordergrund stehen und Divergen-
zen je nach Maßnahme festzustellen seien.76 Auch wenn dies möglicherweise mit einer 
nach Förderprogramm, Berater*in etc. voneinander abweichenden Beratungstiefe erklärt 
werden kann, legen die Interviewaussagen aus Sicht des Evaluationsteams den Schluss 
nahe, dass eine systematische Beratung zu querschnittszielbezogenen Fragen nicht er-
folgt. Das Beratungsangebot der NBank beschränke sich – so die Befunde aus den Inter-
views – vielmehr auf die Bewerbung der Querschnittsziele sowie auf allgemeine Hinweise.  

Darüber hinaus gibt die NBank für alle Querschnittsziele Leitfäden zu deren Umsetzung 
innerhalb der Förderung heraus, welche auch die Spezifika der einzelnen Prioritätsachsen 
berücksichtigen und mit der VB und den Fachreferaten abgestimmt sind. Diese Leitfäden 
seien als Anhaltspunkt für Antragstellenden und die Begünstigten gedacht. Bei ihrer Erstel-
lung orientierte man sich an den durch die Agentur für Querschnittsziele im ESF erstellten 
Leitfäden. Die in der Fallstudie befragten Unternehmensvertretungen schätzten die bishe-
rigen Leitfäden als informativ, aber wenig hilfreich für die konkrete Umsetzung der Quer-
schnittsziele ein. Erkenntnissen aus den Interviews mit Vertreterinnen und Vertretern der 
NBank zufolge sei ein Projekt zur fachlichen Vorbereitung der neuen Förderperiode initiali-
siert worden, wobei ein Arbeitspaket dezidiert den Querschnittszielen gewidmet werde. Da 
die NBank Kritik für ihre Leitfäden aufgrund der zu geringen Praxistauglichkeit bekommen 

 
 
75  NBank darf bis zu 70 Punkte pro Förderantrag vergeben, die Vergabe der restlichen 30 Punkte erfolgt 

durch das Amt für Regionale Landesentwicklung. Die Punktevergabe in Bezug auf die Querschnittsziele 
fällt stets in den Zuständigkeitsbereich der NBank. 

76  Interviews legen diesbezüglich nahe, dass Beratungsanfragen zu den Querschnittszielen im Zusammen-
hang mit der Gründungsprämie sehr selten, bei der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung hingegen 
vergleichsweise häufig sind. 
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habe, arbeite man nun für den Start der neuen Förderperiode an der Erstellung optimierter 
Leitfäden. 

4.4 Der Begleitausschuss 

Neben den direkt involvierten Akteurinnen und Akteuren, wie der Verwaltungsbehörde, den 
Fachressorts und der NBank, ist der Begleitausschuss an der Verankerung der Quer-
schnittsziele beteiligt. Von Interviewpersonen der Umsetzungsebene, zu der auch Träger 
gehören, wurde berichtet, dass der Begleitausschuss unterschiedliche Vertreterinnen und 
Vertretern aus der Verbandslandschaft (z. B. Umweltverbände, Landesfrauenrat, Gewerk-
schaften und Arbeitgeberverbände) sowie verschiedener Fachressorts umfasse und sich 
unter anderem mit den Querschnittszielen auseinandersetze, wobei er Stellungnahmen zur 
Verankerung der einzelnen Querschnittsziele innerhalb der Richtlinien abgeben könne. 
Eine Interviewperson berichtete, dass sich der Begleitausschuss regelmäßig Bericht zur 
Umsetzung der Querschnittsziele erstatten lasse, insbesondere beim Thema Gleichstellung 
zeige er gemäß dem Eindruck mehrerer auf administrativer Ebene befragter Personen gro-
ßes Engagement. Allerdings konnte vom Evaluationsteam auf Basis der Sitzungsprotokolle 
eine solche regelmäßige Befassung des BGA mit den Querschnittsthemen nicht festgestellt 
werden. 

4.5 Weitere Akteurinnen und Akteure 

Zusätzlich zu Fachberatenden der NBank nehmen auch Einrichtungen der regionalen Wirt-
schaftsförderung in Niedersachsen eine beratende Funktion für die Zuwendungsempfan-
genden – insbesondere während der Phase der Antragsstellung – ein. Im Kontext der Fall-
studie stellte sich heraus, dass diese Einrichtungen im Gespräch mit den Antragsstellenden 
die Chancen für eine Förderung abschätzen, Ziele der Förderung und Potenziale zur Erhö-
hung des Scorings abwägen und praktische Hilfestellungen bei der Formulierung der Vor-
haben leisten. Gerade in Hinblick auf die Querschnittsziele gebe es laut Interviewaussagen 
häufig Erklärungsbedarf bzw. sei eine Impulsgebung durch die Beratenden notwendig. So 
wurde in den Interviews beispielsweise von zu knappen bzw. schwer verständlichen Erläu-
terungen zu den Querschnittszielen, von Ratlosigkeit seitens der Antragstellenden in Bezug 
auf die Umsetzung der Querschnittsziele im eigenen Förderkontext oder von Schwierigkei-
ten bzgl. der Definition von Teilzeit, Gleitzeit und Kernarbeitszeit berichtet. Da die regiona-
len Wirtschaftsförderungen im Antragsprozess eine allgemeine, d. h. übergreifende Bera-
tungs- und Unterstützungsfunktion in unterschiedlichen Themenfeldern leisten, hat die Be-
ratung zu Querschnittszielen eine insgesamt eher untergeordnete Bedeutung. 
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Als weitere Akteurinnen und Akteure, die in Bezug auf die Querschnittsziele eine Rolle spie-
len, wurden in den Interviews die Koordinierungsstellen „Frauen & Wirtschaft“ der Verbund 
„Familie und Beruf“, die Gleichstellungsbeauftragten der Landkreise, Innovationsgesell-
schaften, Architekturbüros sowie Baugutachterinnen und Baugutachter genannt. Die bei-
den letztgenannten Gruppen treten in Erscheinung, wenn etwa Energieeffizienznachweise 
für bauliche Vorhaben benötigt werden. In Maßnahmen, wie z. B. den Wirtschaftsnahen 
Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten, sei zudem das Niedersächsische Landesamt 
für Bau und Liegenschaften involviert. Diversity-, Gleichstellungs- oder Umweltbeauftragte 
(bzw. vergleichbare Stellen) seien gemäß den Aussagen mehrerer Interviewpersonen in 
die Konzeption der Fördermaßnahmen der PA 2 bzw. deren rechtlicher Grundlagen i. d. R. 
nicht involviert. Allerdings sei das Fachreferat 204 des Niedersächsischen Ministeriums für 
Soziales, Gesundheit und Gleichstellung ein wichtiger Ansprechpartner für Fragen rund um 
die Themen Frauen in der Wirtschaft und Gleichstellung im Berufsleben. Darüber hinaus 
war die Referatsgruppe 3 „Migration und Teilhabe“ der Staatskanzlei77 im Zuge des Mit-
zeichnungsverfahrens involviert.  

Entsprechend den Vorüberlegungen des Evaluationsteams wurden die auf der Steuerungs- 
und Konzeptionsebene ansässigen Interviewpersonen nach ihrer Meinung zur Etablierung 
einer fonds- oder programmübergreifenden Arbeitsgruppe als Begleitgremium für die Ver-
ankerung der Querschnittsziele befragt. Hier fielen die Reaktionen gemischt aus, dennoch 
waren die meisten der Befragten dieser Idee gegenüber neutral bis positiv eingestellt. An-
dere Interviewpersonen empfanden einen potenziellen weiteren Akteur als unnötig oder gar 
als Mehrbelastung; sinnvoller sei es, den Dialog zwischen Verwaltungsbehörde und NBank 
zu intensivieren und zeitaufwändige Abstimmungsprozesse zu vereinfachen. Mehrere In-
terviewpersonen berichteten, dass zumindest für Fragen der Gleichstellung und Chancen-
gleichheit die Etablierung eines solchen fondsübergreifenden Gremiums - „Steuerungs-
gruppe“ - angedacht sei. Diese solle aus verschiedenen Akteurinnen und Akteuren der För-
derung bestehen und sowohl von einer übergeordneten Perspektive als auch richtlinien-
spezifisch die Potenziale für Beiträge zu den Querschnittszielen identifizieren.78 In der vor-
herigen Förderperiode sei dies durch die Fachressorts in Abstimmung mit den Fachberate-
rinnen und -beratern der NBank geschehen. 

 
 
77  Zum Zeitpunkt des Mitzeichnungsverfahrens für die aktuelle Förderperiode war die VB noch in der Staats-

kanzlei angesiedelt.   

78  Eine solche Steuerungsgruppe wurde insbesondere für die Begleitung der Förderperiode 2021-20217 am 
20.05.2021 durch den Multifonds-Begleitausschuss als „Unterausschuss Chancengleichheit“ eingerichtet. 
Primäre Aufgabe des Unterausschusses ist es, die verschiedenen Aktivitäten der Mitglieder im Bereich 
der Querschnittsziele Gleichstellung sowie Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung mit Relevanz für 
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4.6 Zusammenarbeit der involvierten Akteurinnen und Akteure 

Die der Fallstudie vorgelagerten Interviews ergaben, dass die Verwaltungsbehörde und 
Fachreferate in Bezug auf die Verankerung der Querschnittsziele in engem Kontakt mitei-
nander stehen und entsprechende Beschlüsse zumeist in Abstimmung – ergänzend häufig 
auch mit Einbindung der NBank – getroffen werden. Die NBank stehe dabei selbst mit ver-
schiedenen Akteurinnen und Akteuren (neben der VB und den Fachreferaten gehören 
hierzu die Einrichtungen der regionalen Wirtschaftsförderung und die Begünstigten selbst) 
in regem Kontakt. In den Interviews wird diesbezüglich ein reger Austausch zwischen der 
VB, den Fachreferaten und der NBank in Form regelmäßiger Treffen und Telefonate bestä-
tigt. Die meisten hierzu befragten Akteurinnen und Akteure äußerten eine hohe Zufrieden-
heit in Hinblick auf die Kooperation. Für bestimmte Maßnahme gebe es Arbeitsgruppen, an 
denen NBank-Mitarbeitende, Begünstigte und teilweise externe Akteurinnen und Akteure 
teilnehmen (z. B. Einsatz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren oder 
Einzelbetriebliche Investitionsförderung). In den auf Umsetzungsebene geführten Inter-
views wurde von Überlegungen berichtet, die Fachressorts im Vorfeld der Richtlinienerstel-
lung in Hinblick auf die Querschnittsziele besser zu unterstützen. In diesem Kontext habe 
es bereits einen Workshop zum Thema Gleichstellung gegeben, überdies sei die VB im 
Dialog mit Verbänden und Sozialpartnern, um neue Anregungen einzuholen. Die meisten 
hierzu befragten Interviewpersonen begrüßten die Veranstaltung begleitender Workshops 
oder Seminare zu querschnittszielbezogenen Themen für künftige Förderperioden. 

5. Instrumente zur strukturellen Verankerung 

5.1 Die Richtlinie 

Die Richtlinien, je nach Maßnahme auch Fördergrundsätze oder Verfahrensregelungen, 
sind rahmengebend für jede Förderung. Dementsprechend hat der darin festgeschriebene 

 
 

den Multifonds zu koordinieren. Es wird angestrebt, in solchen Themenfeldern und Aktivitäten, in denen 
fondsübergreifende Synergien möglich sind (z. B. Kommunikation und Sensibilisierung), den ELER mit 
einzubeziehen. Die Aktivitäten können u. a. umfassen (a) Unterstützung und Beratung der Fachressorts 
bei der Verankerung der Querschnittsziele in den jeweiligen Richtlinien sowie bei der Planung themati-
scher Calls oder von Konzeptauswahlverfahren mit Bezug zu den Querschnittszielen, (b) Unterstützung 
der Verwaltungsbehörde bei der Verankerung der Querschnittsziele in der Programmaufstellung, Pro-
grammverwaltung und Programmevaluation, (c) Umsetzung von Unterstützungs- und Beratungsaktivitä-
ten für Projektträger zur Querschnittszielumsetzung und (d) Konzeption von fondsübergreifenden Kom-
munikations- und Sensibilisierungsmaßnahmen und Veranstaltungen zum Thema Querschnittsziele. 



 

- 107 - 
 
 

 

Stellenwert der Querschnittsziele maßgebenden Charakter für deren Umsetzung auf ope-
rativer Ebene.79  

Eine explizite Gesamtstrategie zur Verankerung der Querschnittsziele in der PA 2 existiere 
laut den meisten Vertreterinnen und Vertretern der involvierten Fachreferate nicht oder sei 
diesen zumindest nicht bekannt. Inhalte aus einem Interview lassen darauf schließen, dass 
die Fördervorhaben und Querschnittsziele in der PA 2 nebeneinander existieren, ohne da-
bei ineinanderzugreifen. Dennoch verfolgen alle Maßnahmen ähnliche Herangehenswei-
sen und Zielrichtungen in Bezug auf die Querschnittsziele, in diesem Punkt ähneln sich die 
Richtlinien gemäß Aussagen von Verantwortlichen der Fachressorts. Auch von anderen 
Interviewpersonen konnte eine sichtbare Gesamtstrategie hinsichtlich der Querschnittsziele 
nicht bestätigt werden. Zwar bestehe der Grundsatz, alle Querschnittsziele bei der Richtli-
nienerstellung sowie bei der Konzipierung der Projektauswahlkriterien zu berücksichtigen 
und nur in begründeten Ausnahmefällen davon abzusehen, dennoch sei die PA 2 nicht 
primär darauf ausgerichtet, einen Beitrag zu den Querschnittszielen, sondern insbesondere 
zum jeweiligen fachspezifischen Ziel zu leisten. Vielmehr habe man diese – angepasst an 
den jeweiligen Fördergegenstand – in die Richtlinien integriert.  

Die VB habe laut Interviewaussagen ein Begleitschreiben von den jeweiligen Fachreferaten 
zu den neu entwickelten Richtlinien verlangt, welches u. a. ausweise, wodurch die jeweili-
gen Fördermaßnahmen zu den Querschnittszielen beitragen. Der durch die VB vorgege-
bene Richtwert für die Gewichtung der Querschnittsziele im Scoring seien zehn bis 15 
Punkte, wobei anzumerken ist, dass einzelne Richtlinien der PA 2 hiervon – sowohl nach 
oben als auch nach unten – abweichen können. Eine geringere Bepunktung oder gar ein 
fehlender Beitrag zu einzelnen Querschnittszielen müsse den Interviews auf struktureller 
Ebene zufolge durch die Fachressorts gegenüber der Verwaltungsbehörde begründet wer-
den. Unter Umständen werden in solchen Fällen seitens der VB Anregungen für eine (weit-
reichendere) Berücksichtigung der Querschnittsziele gegeben.  

5.2 Das Scoring 

Das Scoring-Verfahren wird von den meisten befragten Akteurinnen und Akteuren als das 
zentrale Instrument zur Steuerung der Berücksichtigung der Querschnittsziele genannt; 
über Projektauswahlkriterien und deren Bepunktung im Antragsbewilligungsverfahren wird 
über die Förderwürdigkeit eines Vorhabens entschieden, wobei anzumerken ist, dass eine 

 
 
79  Tabelle 5 im Anhang gibt einen Überblick darüber, inwieweit die drei Querschnittsziele in den Richtlinien 

schriftlich verankert sind. 
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Förderung innerhalb jeder Maßnahme der PA 2 auch ohne jegliche Bepunktung der Quer-
schnittsziele im Antrag möglich ist, wenn durch entsprechende Punkte in den anderen Qua-
litätskriterien die kritische Hürde von 50 % (50 von 100 Punkten) genommen wurde. Von 
der Umsetzungsebene wurde in den Interviews berichtet, dass die Berücksichtigung der 
Querschnittsziele dennoch in die Antragsprüfung einbezogen werde, sofern die jeweilige 
Richtlinie einen Beitrag zu den Querschnittszielen vorsehe, diese aber nicht als messbare 
Ziele bzw. in Form von Scoring-Punkten ins technische System eingepflegt werden. Gemäß 
den Schilderungen einer Interviewperson werden in einem solchen Fall die Querschnittziele 
in Form eines schriftlichen Bewilligungsprüfvermerks aufgenommen. Somit findet zwar eine 
Dokumentation der Beiträge statt, dennoch sind in den vorgenannten Maßnahmen weder 
die anvisierten Beiträge der Antragstellenden zu den Querschnittszielen noch die tatsäch-
lich erreichten messbar. Die Tabellen 7 bis 9 im Anhang greifen überblicksartig die Punkte-
verteilung der erfolgreichen Förderanträge im Scoring-Verfahren auf. 

Das in der gesamten PA 2 bezogen auf die Bepunktung am stärksten vertretene Quer-
schnittsziel ist die ökologische Nachhaltigkeit, welche im Scoring von acht Maßnahmen vor-
gesehen ist; in vier davon können zehn Prozent der Gesamtpunktzahl durch Nachhaltigkeit 
abgedeckt werden (vgl. Tabelle 9). In vier von sechs Maßnahmen, zu denen Monitoringda-
ten zu den Qualitätskriterien vorliegen, liegt die Erfüllungsquote80 im Querschnittsziel Nach-
haltigkeit über 60 %.  

Das im Scoring am wenigsten stark verankerte Querschnittsziel ist die Chancengleich-
heit/Nichtdiskriminierung, für welche nur in fünf Maßnahmen Punkte vergeben werden. Dar-
über hinaus weist die Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung die mit Abstand geringsten 
Erfüllungsquoten auf (vgl. Tabelle 8). Laut Aussagen aus den Interviews sei dies der Fall, 
da Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung in der PA 2 am schwierigsten zu implementie-
ren sei, während Nachhaltigkeit sich in viele Fördergegenstände gut integrieren lasse.  

Die Gleichstellung zwischen Männern und Frauen ist in fünf Maßnahmen ins Scoring-Ver-
fahren integriert. Aufgrund der hohen Erfüllungsquote in der vorhabenstarken Einzelbetrieb-
lichen Investitionsförderung lässt die Bepunktung der Anträge darauf schließen, dass die-
ses Querschnittsziel durch die Begünstigten – verglichen mit Chancengleicht und Nichtdis-
kriminierung – gut bedient wird.  

 
 
80  Unter der Erfüllungsquote wird das prozentuale Verhältnis der in einer Maßnahme durchschnittlich er-

reichten Punktzahl in einem Qualitätskriterium zur maximal erreichbaren Punktzahl in diesem Qualitäts-
kriterium verstanden. 
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In acht der zur PA 2 gehörigen Maßnahmen ist mindestens eines der Querschnittsziele im 
Scoring verankert, in vier dieser Maßnahmen sind sogar alle drei Querschnittsziele Teil des 
Scoring-Verfahrens. In zwei der elf Maßnahmen der PA 2 (MikroSTARTer Niedersachsen 
und Breitbandanbindung von Gewerbegebieten) ist keines der Querschnittsziele im Scoring 
verankert.  

Das Vorgehen der NBank bei der Punktevergabe im Scoring variiert erkennbar zwischen 
den einzelnen Fördermaßnahmen. Aus den Interviews wurde diesbezüglich deutlich, dass 
die Verfahren und Kriterien zur Bepunktung der Querschnittsziele teilweise divergieren und 
ein einheitlicher richtlinienübergreifender Bewertungsmaßstab förderlich wäre.  

Betrachtet man die durch die Vorhabenträgerinnen und -träger erreichten und im Monitoring 
dokumentierte Bepunktung der Förderanträge, so wird deutlich, dass nur in den wenigsten 
Fällen die Querschnittsziele eine wichtige Bedeutung für die Erreichung der Förderunfähig-
keit gewesen sind. Einzelne Beispiele hierfür sind bei der Einzelbetrieblichen Investitions-
förderung sowie bei den Maßnahmen Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismus-
wirtschaft und Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten zu finden. Die 
Monitoringauswertung in Bezug auf die Qualitätskriterien zeigt, dass nur im Falle der Maß-
nahme Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismuswirtschaft eine sehr differenzierte 
Bepunktung in Bezug auf die Querschnittsziele vorgenommen wurde (vgl. Tabelle 7 bis 9). 
In allen anderen Maßnahmen wurden in der zu evaluierenden Förderperiode entweder null 
Punkte, die Maximalpunktzahl oder 50 % der Maximalpunktzahl vergeben. Letzteres ist 
eher selten der Fall. Sowohl Begünstigte als auch Wirtschaftsförderungen empfanden die 
Abstufungen im Scoring als nicht immer schlüssig. Wichtig sei daher, mehr Transparenz 
und ein einheitliches Vorgehen bei der Punktevergabe und der Anwendung homogener 
Scoring-Regeln zu etablieren. 

6. Maßnahmenspezifische Verankerung 

6.1 Einsatz der Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren 

Die Maßnahme Einsatz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren zielt da-
rauf ab, Nachfolgewillige für Industrie- und Handwerksbetriebe zu coachen. In den Augen 
der in der NBank zuständigen Mitarbeitenden bieten in diesem Zusammenhang insbeson-
dere Handwerksbetriebe großes Potenzial für die Gleichstellung von Männern und Frauen, 
wenn es gelinge, mehr Nachfolgerinnen für die Unternehmen zu finden. Dieser Anspruch 
sei nach Ansicht der Interviewperson angesichts des geringen Interesses von Frauen, als 
Nachfolgerinnen in einen männerdominierten Wirtschaftszweig einzusteigen, allerdings 
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sehr schwer umsetzbar. Da es sich bei den vier Vorhabenträgerinnen der Maßnahme Ein-
satz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren um drei Handwerks- und 
eine Industrie- und Handelskammer handelt, werden schwerpunktmäßig keine Branchen 
bedient, die eine hohe Frauenquote aufweisen. Für das Querschnittsziel der Gleichstellung 
bietet diese Ausgangssituation sowohl Chancen als auch Risiken. Zum einen ist zu erwar-
ten, dass sich die Frauenquote in traditionell männerdominierten Branchen nur in einem 
langfristigen Prozess erhöhen lässt. Zum anderen könnten durch gezielte Anstrengungen, 
mit denen Frauen explizit angesprochen werden, um überhaupt Nachfolgen erfolgreich zu 
gestalten, wichtige Impulse gesetzt werden, um den genannten langfristig angelegten Ver-
änderungsprozess erfolgreich anzustoßen und dadurch den Anteil an Nachfolgerinnen im 
männlich dominierten Handwerksgewerbe anzuheben.  

Inwiefern dies tatsächlich gelingt, kann auf Grundlage der erhobenen Daten allerdings nicht 
abschließend beurteilt werden. Den Ausführungen der NBank-Vertretung nach zu urteilen, 
ist der Erfolg der Fördermaßnahme in dieser Hinsicht noch ausbaufähig. Die nachzuwei-
sende interkulturelle Kompetenz und Genderkompetenzen der Nachfolgemoderatorinnen 
und -moderatoren, wie sie in der Richtlinie verankert sind, werden seitens der NBank nicht 
geprüft, seien aber den Erfahrungen der zuständigen Fachreferatsvertretung zufolge gege-
ben, da sie notwendig seien, um die diffuse Großgruppe der Unternehmerinnen und Unter-
nehmer diversitätssensibel zu adressieren.81 In dieser Hinsicht verlasse man sich aber weit-
gehend auf die Selbstverpflichtungen der Kammern, wobei diese bei ihrer Beratungstätig-
keit zur Neutralität verpflichtet seien.  

Das Querschnittsziel Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung werde dadurch bedient, 
dass man (weibliche) Angehörige von Familien mit Migrationshintergrund in die Lage ver-
setze, ein Familienunternehmen weiterzuführen. In solchen Fällen werden Chancengleich-
heit und Gleichstellung zuweilen gemeinsam umgesetzt. Allerdings stehe laut einer Inter-
viewperson immer der Erhalt des Betriebs und der Arbeitsplätze im Vordergrund, sodass 
das Geschlecht und die Herkunft der Nachfolgerinnen und Nachfolger bestenfalls eine se-
kundäre Rolle einnehmen. Inwieweit die Letztbegünstigten – also die potenziellen Nachfol-
gerinnen und Nachfolger – von den Querschnittszielen profitieren, habe man im Fachreferat 
oder der NBank nicht in der Hand. Allerdings achten die Wirtschaftskammern laut Aussage 

 
 
81  Das Scoring-Verfahren, welches in der Praxis aufgrund der geringen Zahl von vier Begünstigten nicht 

angewandt wird, sieht eine „Berücksichtigung prioritärer Zielgruppen, wie z. B. Menschen mit Migrations-
hintergrund, Mitarbeiterinnen im Unternehmen, weibliche Familienangehörige, Frauen allgemein, Hoch-
schulabsolventinnen und -absolventen durch eine zielgruppenspezifische Ansprache (Infoveranstaltun-
gen, Unternehmensbesuche etc.)“ vor (Richtlinie Nachfolgemoderation 2015: 8). Zuwendungsempfänger 
sind bei der Nachfolgemoderation nicht die Unternehmen, sondern die Kammern, die einen Nachfolgebe-
rater oder eine Nachfolgeberaterin einstellen. 
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einer NBank-Mitarbeitenden bei ihren Veranstaltungen zur Nachfolgemoderation auf das 
Verhältnis von Frauen und Männern bzw. Menschen mit und ohne Migrationshintergrund. 
Laut zuständigem Fachressort sei die Maßnahme in ihrer Konzeption nicht dazu geeignet, 
strukturelle Ungleichheiten in der Unternehmensnachfolge82 zu beheben, dafür brauche es 
eine Reihe von Maßnahmen mit unterschiedlichem Fokus auf verschiedene Branchen so-
wie gesonderte Maßnahmen, die dezidiert weibliche Nachfolgeinteressierte ansprechen.  

Für die Maßnahme Einsatz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren lässt 
das Monitoring keine Aufschlüsselung der Bepunktung der Qualitätskriterien zu. Allein aus 
vorliegenden Informationen kann auch deshalb keine abschließende Bewertung der Be-
rücksichtigung der Querschnittsziele vorgenommen werden, da zu wenige Informationen 
über die Qualifikation und die Beratungstätigkeit der Nachfolgemoderatorinnen und -mode-
ratoren sowie zur Struktur der Gruppe der Nachfolgeinteressierten vorliegen. Die starke 
Verankerung der Querschnittsziele in Richtlinie und Scoring (vgl. Tabelle 5) einerseits und 
die hohe festgestellte Gender- und Chancengleichheitsrelevanz der Maßnahme (vgl. Rele-
vanzanalyse im Anhang) sind – wie oben dargestellt – wesentliche Faktoren für die syste-
matische Berücksichtigung der Querschnittsziele in der Förderpraxis. Inwieweit diese durch 
Selbstverpflichtung und Qualifizierung der Wirtschaftskammern und die bisherigen Prüfrou-
tinen zur Berücksichtigung der Querschnittziele durch die NBank tatsächlich zu einer effek-
tiven Verfolgung der Querschnittsziele und zu entsprechenden Fortschritten führen, muss 
auf Basis der vorliegenden Auswertungsbefunde offenbleiben.  

6.2 MikroSTARTer Niedersachsen 

Die Bedeutung der Querschnittsziele bei der Konzipierung der Fördermaßnahmen variiert 
stark. Im Falle des MikroSTARTer Niedersachsen sei beispielsweise das Querschnittsziel 
der Gleichstellung insofern eingeflossen, als den Bedürfnissen weiblicher Begünstigter 
Rechnung getragen wurde, indem Nebenerwerbs- und Teilzeitgründungen in der Förde-
rung explizit zugelassen wurden.83 Hiermit komme man dem Wunsch insbesondere von 
Frauen nach dieser Form von Gründungen entgegen. In einem anderen Interview wurden 
bezüglich des Gleichstellungsaspekts allerdings zu denken gegeben, dass sich die Förde-
rung nicht auf Einzelpersonen, sondern Unternehmen beziehe und die Erreichung einer 
Frauenquote daher nicht im Mittelpunkt stehe. Maßnahmen, wie der MikroSTARTer Nie-
dersachsen werden laut den übereinstimmenden Aussagen aus zwei Interviews weniger 
stark von Frauen nachgefragt, da sie sich nicht dezidiert an Frauen richten. Hier sieht eine 

 
 
82  Vgl. hierzu Relevanzanalyse im Anhang. 

83  Zu Spezifika geschlechtssegregierten Gründungsverhalten, vgl. Relevanzanalyse im Anhang. 
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Interviewperson Spielraum, durch eine auf Frauen gerichtete Förderkomponente die Zahl 
an Gründungen durch Frauen zu erhöhen. Allerdings ist hier auch darauf hinzuweisen, dass 
der Frauenanteil an allen Antragstellerinnen und Antragstellern des Programms Mikro-
STARTer Niedersachsen mit bereits 41 % in der Niedersächsischen EFRE-Förderung ver-
gleichsweise hoch ist und außerdem deutlich über der durchschnittlichen Gründungsquote 
von Frauen im Land liegt.84 

Chancengleichheit hingegen werde nach Einschätzung der Interviewpersonen dadurch ab-
gedeckt, dass die Maßnahme es gemäß Interviewaussagen ermögliche, dass Menschen 
mit ungünstigen Startbedingungen eine erfolgreiche Gründung vollziehen. Der MikroSTAR-
Ter Niedersachsen ist zwar eine prädestinierte Fördermaßnahme für gründungswillige 
Menschen mit Migrationshintergrund, da diese häufig Schwierigkeiten haben, Bankkredite 
zu erhalten (Felden et al. 2012: 131, Felden & Graffius 2019: 117f., Leicht et al. 2017: 89), 
es fördert diese Personengruppe jedoch nicht explizit und stellt teilweise ähnliche Anforde-
rungen an die Begünstigten wie Banken (z. B. ein entsprechendes Schufa-Scoring, eine 
dauerhafte Aufenthaltserlaubnis und eine nachweisbare Kreditwürdigkeit). Die wenigen vor-
liegenden Informationen zur Gruppe der Zuwendungsempfangenden aus den Interviews 
suggerieren eine Häufung von Anträgen durch Menschen mit Migrationshintergrund, insbe-
sondere im Falle von Kleinstgründungen.  

In einem anderen Interview wurde erklärt, dass bei der Auswahl der Begünstigten das Ge-
schlecht und die Herkunft der antragstellenden Person weder in positivem noch im negati-
ven Sinne Berücksichtigung finde. Somit ist zwar keine negative oder positive Diskriminie-
rung zu konstatieren, für einen substanziellen Beitrag zu Chancengleichheit im Sinne einer 
Kompensierung bestehender struktureller Ungleichheiten durch Förderanreize genügt dies 
aus Sicht des Evaluationsteams jedoch nicht. 

Das Querschnittsziel der ökologischen Nachhaltigkeit finde laut übereinstimmenden Aus-
sagen aus den Interviews im MikroSTARTer Niedersachsen wenig Beachtung, da es kaum 
eine Verbindung zum Fördergegenstand gebe. Es sei schwierig, Gründungen anhand ihrer 
ökologischen Nachhaltigkeit zu bewerten, da hierfür keine Bewertungskriterien existieren. 
Zusammen mit dem Ergebnis der in der Relevanzanalyse nur marginal identifizierten Ein-
flusspotenziale der Maßnahme hinsichtlich nachhaltiger Entwicklung führt dies folgerichtig 

 
 
84  Beispielsweise lag der Anteil von Frauen an allen neu gegründeten Einzelunternehmen in Niedersachsen 

im Jahr 2019 bei 35,4 %. Vgl. Niedersächsisches Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung, 
4. Atlas zur Gleichstellung von Frauen und Männern, Tabellenteil, Hannover 2021, S. 24. 
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zur geringen Relevanz des Querschnittsziels Nachhaltigkeit in der praktischen Umsetzung 
von MikroSTARTer Niedersachsen.  

Um den Beitrag der Fördermaßnahme zur Gleichstellung genauer zu eruieren, sind die Er-
kenntnisse aus dem Monitoring zu den Einzelbegünstigten sehr aufschlussreich: Im Rah-
men der Maßnahme MikroSTARTer Niedersachsen werden 1.042 KMUs gefördert, wobei 
es sich um 1.004 Kleinstunternehmen und 27 Kleine Unternehmen handelt. Für die restli-
chen elf Unternehmen liegen keine Daten zur Unternehmensgröße vor. Etwa 55 % der ge-
förderten Unternehmen werden von Männern und ca. 41 % (430 Unternehmen) von einer 
Frau geführt, bei ca. 2 % handelt es sich um Unternehmen, die von einem Mann und einer 
Frau gemeinsam geführt werden. Für die übrigen 2 % konnte das Geschlecht der Inhaben-
den anhand der Vornamen nicht festgestellt werden. 69,3 % der frauengeführten Unterneh-
men, die im Rahmen des MikroSTARTer Niedersachsen gefördert werden, sind in stark 
entwickelten Regionen angesiedelt, 30,7 % befinden sich in der Übergangsregion. Im Falle 
der Unternehmen mit männlichem Inhaber liegen 77,2 % der Unternehmen in stark entwi-
ckelten Regionen, während 22,8 % dieser Unternehmen in der Übergangsregion ansässig 
sind. Somit trägt der Anteil geförderter frauengeführter Unternehmen positiv zur Allokation 
von Förderungen in Übergangsregionen bei85, verdeutlicht möglicherweise aber auch die 
Bedeutung von Gründungen als Alternative zu in den Übergangsregionen weniger verfüg-
baren Beschäftigungsmöglichkeiten als Arbeitnehmende oder Angestellte. 

In der Maßnahme setzt sich der gesellschaftliche Trend, dass Frauen in kleinerem Umfang 
und mit weniger Mitarbeitenden gründen, fort.86 Bei 20 der 27 kleinen Unternehmen 
(74,1 %) handelt es sich um männlich oder gemeinsam geführte Unternehmen, nur bei acht 
kleinen Unternehmen (29,6 %) gehört eine Frau zu den Inhabenden, obwohl die Geschlech-
terverteilung im Gesamtprogramm einen wesentlich höheren Frauenanteil nahelegen 
würde. Betrachtet man die Zuwendungsempfängerinnen im MikroSTARTer Niedersachsen, 
wird deutlich, dass über drei Viertel der Förderungen (77,4 %) im Rahmen einer Existenz-
gründung in Anspruch genommen werden, wobei knapp ein Drittel dieser Existenzgründun-
gen (30,3 %) aus der Arbeitslosigkeit heraus entstehen. Hierdurch kann ein Beitrag zur 
Gleichstellung plausibilisiert werden, da es die Erwerbstätigkeit unter den Frauen erhöht. 

 
 
85  Insgesamt sind 26,3 % der geförderten Unternehmen in Übergangsregionen ansässig. 

86  Vgl. hierzu die Relevanzanalyse im Anhang. 
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Bei 18,4 % der frauengeführten Unternehmen fließt die Förderung in ein bereits bestehen-
des Unternehmen, während in 4,2 % der Fälle eine Betriebsnachfolge gefördert wird.87  

Über die Hälfte der durch den MikroSTARTer Niedersachsen geförderte Unternehmen 
(53,0 %) sind gewerblicher Art (ausgenommen Handwerk). Hierbei sind kaum Unterschiede 
zwischen männlichen und weiblichen Inhabenden festzustellen. Divergenzen werden je-
doch bei Handwerksunternehmen deutlich: Knapp zwei Drittel der geförderten Handwerks-
betriebe (66,1 %) haben männliche Eigentümer, während nur 31,9 % der Handwerksbe-
triebe einer Frau gehören, bei 1,3 % der Handwerksbetriebe gibt es sowohl männliche als 
auch weibliche Inhabende. In Deutschland lag der Anteil an Handwerksbetrieben mit Inha-
berinnen, Geschäftsführerinnen oder Gesellschafterinnen im Jahr 2019 bei 27,0 % und da-
mit recht deutlich unter dem maßnahmeninternen Wert88 (ZDH 2021). Die Maßnahme Mik-
roSTARTer Niedersachsen sieht eine Förderung zwischen 5.000 und 25.000 Euro vor. Das 
im Rahmen dieser Maßnahme gewährte durchschnittliche Vertragskapital der geförderten 
Unternehmen mit einer Inhaberin (20.427,50 €)89 liegt 1.457,08 Euro unter jenem der Un-
ternehmen mit männlichem Eigentümer (21.884,58 €)90. Im Falle gemeinsam geführter Un-
ternehmen liegt die durchschnittliche Vertragskapitalsumme bei 24.000,00 €.91 Frauen (in 
Niedersachsen) gründen zumeist weniger kapitalintensiv als Männer, sodass es kaum über-
rascht, dass das Vertragskapital im Rahmen der Förderung der Frauen geringer ausfällt 
(BMFSFJ 2017: 136ff.; Metzger 2017: 1).  

Zusammenfassend kann also festgehalten werden, dass der MikroSTARTer Niedersach-
sen insbesondere einen wichtigen Beitrag zur Gleichstellung von Frauen und Männern und 
teilweise auch zur Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung leistet. Gesamtgesellschaft-
lich bekannte Strukturen, die einer umfassenden Gleichstellung und Chancengleich-
heit/Nichtdiskriminierung im Wege stehen, lassen sich realistischerweise innerhalb der 
Maßnahme jedoch nur in sehr begrenztem Umfang beeinflussen. 

 
 
87  Bei männergeführten Unternehmen zeigen sich hier ähnlich Muster, wobei Förderungen für bestehende 

Unternehmen knapp ein Drittel (31,1 %) ausmachen und lediglich knapp zwei Drittel der Förderungen 
(65,9 %) für Existenzgründungen in Anspruch genommen werden. Hiervon erfolgen etwas mehr als ein 
Drittel (36,6 %) aus der Arbeitslosigkeit heraus. 2,9 % der Förderungen fließen in die Betriebsnachfolge. 

88  Dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass für den MikroSTARTer Niedersachsen nur die Inhabe-
rinnen bekannt sind. 

89  Bei einem Standardfehler von 294,18 €. 

90  Bei einem Standardfehler von 223,94 €. 

91  Bei einem Standardfehler von 584,90 €. 
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6.3 Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk 

Die Maßnahme Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk zielt auf die Unter-
stützung von Existenzgründungen und Unternehmensnachfolgen im Handwerk ab, um des-
sen Betriebsstand abzusichern und zu erhöhen (MW 2019). Somit steht auch hier die 
Schaffung sozialversicherungspflichtiger Beschäftigungsverhältnisse im Fokus. Alle drei 
Querschnittsziele werden sowohl in der Richtlinie als auch im Scoring erwähnt (vgl. Tabelle 
5). Obwohl die Gleichstellung zwischen den Geschlechtern mit vier Punkten in das Scoring 
einfließt, sei es nach Interviewerkenntnissen kein explizites Ziel der Förderung, die Be-
schäftigungsquote von Frauen im Handwerk zu erhöhen, zumal es sich zumeist um Erst-
einstellungen handele, die ohnehin keine Vergleiche der Frauenquoten in den jeweiligen 
Betrieben zulasse. Dennoch sehe eine Interviewperson in dieser Maßnahme angesichts 
des strukturellen Ungleichgewichts bei Gründungen großes Potenzial für Gleichstellung 
und Chancengleichheit, da die Unternehmerinnen- und Unternehmerreserve zu einem gro-
ßen Teil aus Frauen und Menschen mit Migrationshintergrund bestehe, auch wenn diese 
Personengruppen in der Regel weniger kapitalintensiv, im Nebenerwerb bzw. in Teilzeit, 
und mit weniger Mitarbeitenden gründen (Leicht et al. 2017: 84; Leifels 2017: 1; Metzger 
2017: 1; BMFSFJ 2017: 136ff.). Darüber hinaus bestehe die Möglichkeit, den Anteil weibli-
cher Beschäftigter im Handwerk zu erhöhen. Die Anlage zur Richtlinie der Gründungsprä-
mie für das niedersächsische Handwerk fordert von den Antragstellenden Angaben zur ak-
tuellen und geplanten Besetzungsstruktur differenziert nach Geschlecht und Umfang der 
Beschäftigung. Hierzu wurde in Interviews erläutert, dass je nach Höhe des Frauenanteils 
in den neu gegründeten Unternehmen zwei bis vier Punkte im Scoring-Verfahren für das 
Qualitätskriterium Gleichstellung vergeben werden können. Für weitergehende Auswertun-
gen werden diese Zahlen jedoch nicht verwendet. Von den 109 geförderten Projekten in 
dieser Maßnahme haben lediglich 10,1 % die volle Punktzahl für das Querschnittsziel 
Gleichstellung von Frauen und Männern erreicht. Nur ein weiteres Projekt hat immerhin 
zwei Punkte erzielen können. Somit wurden insgesamt nur 10,6 % der in Bezug auf Gleich-
stellung durch alle Vorhaben innerhalb der Maßnahme maximal erreichbaren Punktzahl er-
worben. 

Das Querschnittsziel Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung werde, der Einschätzung 
aus einem Interview folgend, in dieser Maßnahme von den wenigsten Antragstellenden be-
dient. Eine Interviewperson gab an, in dieser Rubrik die Maximalpunktzahl bereits dann zu 
vergeben, wenn Nichtdiskriminierung im Antrag erwähnt werde. Dies ist aktuell bei vier der 
insgesamt 109 Vorhaben (3,7 %) der Fall, was einer durchschnittlich erreichten Punktzahl 
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von 0,15 Punkten pro Vorhaben und einer Erfüllungsquote92 von 3,7 % der durch alle Vor-
haben maximal erreichbaren Punktzahl entspricht. Aufgrund der geringen Fördersumme 
von 10.000 € und ihrer vergleichsweise schlanken Bürokratie und Nachweispflicht ist die 
Gründungsprämie eine prädestinierte Förderung für Unternehmerinnen und Unternehmer 
mit Migrationshintergrund.93 Allerdings wurde in einem Interview herausgestellt, dass nur 
wenige Anträge von Menschen mit Migrationshintergrund eingehen, obwohl die Quote der 
im Handwerk tätigen eingewanderten Erwerbsbevölkerung mit 17 % deutschlandweit sehr 
hoch ist (Runst 2016: 1). An dieser Stelle scheint die Maßnahme ihrem Potenzial in Hinblick 
auf die Chancengleichheit von Migrantinnen und Migranten nicht gerecht zu werden.  

Für Beiträge zur Nachhaltigkeit sind maximal zwei von 100 Punkten im Scoring vorgesehen. 
In einem Interview wurde diesbezüglich erläutert, dass auch für diese Rubrik bei der An-
tragsbewertung nur selten Punkte vergeben werden, da Nachhaltigkeit für das Förderziel 
der Stellenschaffung nicht relevant sei und überdies auch kaum in den Gründungsvorhaben 
eine Rolle spiele. Der Berufszweig der Schornsteinfegerinnen und Schornsteinfeger bilde 
hierbei eine Ausnahme, da hier i. d. R. viel Wert auf den Nachhaltigkeitsaspekt der eigenen 
Arbeit gelegt werde. Tatsächlich haben nur acht der 109 Vorhaben (7,3 %) Punkte für Nach-
haltigkeit erhalten (vgl. Tabelle 9 im Anhang). Trotz der Vielzahl an Vorhaben kann hier also 
ebenfalls kaum ein Beitrag zur nachhaltigen Entwicklung plausibilisiert werden. Die in den 
Anträgen beschriebenen Beiträge stellen sich im Rahmen der Antragsprüfung zudem als 
nicht sonderlich innovativ heraus. Die Relevanzprüfung ergab ebenfalls nur geringe poten-
zielle Auswirkungen der Maßnahme auf ökologische Nachhaltigkeit, welche aus der Ver-
breitung neuer Ideen, Verfahren und Geschäftsmodellen resultieren. Laut Fachberatung 
der NBank werden durch die Maßnahme aber weniger Neugründungen gefördert als der 
Fortbestand junger Handwerksunternehmen gesichert. Damit fällt das Innovationspotenzial 
hinsichtlich der ökologischen Nachhaltigkeit eher gering aus.  

94 der 109 Vorhaben (86,2 %) haben für keines der querschnittszielbezogenen Qualitäts-
kriterien Punkte im Scoring-Verfahren erreichen können, womit die Gründungsprämie für 
das niedersächsische Handwerk innerhalb der PA 2 die niedrigste Scoring-Bewertung in 
Bezug auf die Querschnittsziele aufweist. Innerhalb dieser Maßnahme wird demnach eine 
deutliche Mehrheit an Vorhaben ohne irgendeinen Bezug zu den Querschnittszielen geför-
dert, obwohl das Scoring-Verfahren zu dieser Maßnahme alle drei Querschnittsziele ent-
hält. Da diese in ihrer Gesamtheit jedoch nur zehn Punkte ausmachen, ist es problemlos 

 
 
92  Unter Erfüllungsquote ist das prozentuale Verhältnis der für ein Qualitätskriterium durchschnittlich erreich-

ten Punktzahl und der maximal erreichbaren Punktzahl zu verstehen. 

93  Für eine vertiefende Begründung vgl. Relevanzanalyse im Anhang. 
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möglich, eine Förderung auch dann ohne jeglichen Beitrag zu den Querschnittszielen zu 
erhalten. 

Die tatsächlichen Beiträge dieser Maßnahme zu allen drei Querschnittszielen sind trotz teil-
weise hoher mittelbarer Relevanz und viel Potenzial für positive Einflüsse als sehr gering 
einzustufen. Da es sich bei der Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk um 
eine „kleine Förderrichtlinie“ handele, bestehe laut Interviewaussagen auch vergleichs-
weise wenig Spielraum für Veränderungen in den Förderzielen und damit einer stärkeren 
Gewichtung der Querschnittsziele. Ein spezieller Fokus in der Umsetzung liege auf der Ein-
fachheit sowohl der Förderrichtlinie selbst als auch der Antragsstellung und Nachweiser-
bringung, was besonders für Kleinstgründungen – und damit auch für von Frauen und Men-
schen mit Migrationshintergrund relevante Gründungen – von zentraler Bedeutung sei.94 
Somit können – so die Argumentation in den Interviews – keine zu großen Anforderungen 
an die zu fördernden Handwerksgründungen gestellt werden, bzw. sollen nach Meinung 
einer Interviewperson die Querschnittsziele nicht in den eigentlichen Fördergegenstand in-
tegriert werden. 

6.4 Einzelbetriebliche Investitionsförderung 

Die Einzelbetriebliche Investitionsförderung fördert die Errichtung, Erweiterung oder Über-
nahmen von Betriebsstätten von KMU95. Ziel der Förderung ist die Steigerung der Wettbe-
werbsfähigkeit der KMU und die (nachhaltige) Schaffung neuer (sozialversicherungspflich-
tiger) Arbeitsplätze. Für die Qualität dieser Arbeitsplätze seien die Querschnittsziele laut 
zuständigem Fachressort von großer Bedeutung. Besonders hervorzuheben ist in diesem 
Kontext das Beherbergungsgewerbe96, in dem viele Beschäftigungsverhältnisse prekär ge-
staltet sind, wovon insbesondere Frauen betroffen sind (Maack et al. 2013: 100). Diesbe-
züglich ist die Aussage einer Interviewperson, die Förderung werde nur bei Zahlung des 

 
 
94  Es handelt sich hierbei um Kleinstförderungen mit einem Fördervolumen von 10.000 €. Aufgrund der ge-

ringen Fördersummen sei das zuständige Fachreferat zum Bürokratieabbau verpflichtet, was eine stär-
kere Berücksichtigung der Querschnittsziele aufgrund der Nachweispflichten ausschließe. 

95  Für die Einzelbetriebliche Investitionsförderung liegen zwei Verfahrensregeln vor: eine von 2014 für das 
Beherbergungsgewerbe und eine von 2015, welche alle anderen Branchen abdeckt. Laut Fachreferat 
habe es Versuche gegeben, die beiden Modelle zu vereinheitlichen, aufgrund der Corona-Pandemie habe 
man diese Bemühungen jedoch unterbrechen müssen. 

96  73 der 396 geförderten KMUs (18,4 %) gehören dem Beherbergungs- und Gastronomiegewerbe an. 



 

- 118 - 
 
 

 

Mindestlohns gewährt, im Hinblick auf Gleichstellung besonders relevant. Da diese Bran-
che stark weiblich dominiert ist97, werden durch die Förderung von Vorhaben in diesen Un-
ternehmen die Beschäftigungsmöglichkeiten von Frauen verbessert bzw. ausgeweitet und 
somit ein wichtiger Beitrag zur Gleichstellung geleistet, obwohl dieses Querschnittsziel in 
den Verfahrensregeln für das Beherbergungsgewerbe nicht erwähnt wird. Hinsichtlich der 
geschaffenen und gesicherten Arbeitsplätze werde das Monitoring nach Aussagen aus den 
Interviews bis fünf Jahre nach Ende der Förderung aufrechterhalten. In dieser Zeit werde 
die Anzahl der Mitarbeitenden (inklusive Aufschlüsselung nach Geschlecht) noch zweimal 
abgefragt, um die Nachhaltung der Förderung hinsichtlich der Beschäftigten zu prüfen. Eine 
Aufschlüsselung der Beschäftigten nach Migrationshintergrund oder Behinderung halte das 
Fachreferat nicht für sinnvoll, da die generelle Schaffung und Besetzung der Arbeitsplätze 
im Vordergrund stehe und weniger die Struktur bzw. soziodemographischen Merkmale der 
Beschäftigten. Zudem ergebe sich im genannten Beobachtungszeitraum eine recht hohe 
Fluktuation bei den Beschäftigten. 

Bei der Gestaltung des Scoring-Modells habe man – so die Einschätzung in einem Interview 
– versucht, eine Ausgewogenheit zwischen Fördergegenstand und Querschnittzielen der-
gestalt zu erreichen, dass Letztere weder als bloßes Beiwerk wahrgenommen werden noch 
den eigentlichen Fördergegenstand überschatten, sondern eine sinnvolle Synergie erge-
ben. Seit Beginn der aktuellen Förderperiode ist das Querschnittsziel Gleichstellung zwi-
schen Männern und Frauen im Scoring der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung ver-
ankert. Zudem liegen beispielsweise gleichstellungsrelevante Arbeitsformen und flexible 
Arbeitszeitmodelle auch im unternehmerischen Interesse, da dies die Gewinnung neuer 
Fachkräfte erleichtere. Ähnliches gelte auch für nachhaltige Entwicklung. Gerade Gründun-
gen seien – so die Aussagen aus den Interviews – heutzutage zukunftsorientierter und um-
weltbewusster. Da die Förderung sich auf wachstumsorientierte Unternehmen fokussiere, 
seien Unternehmen, die nachhaltige Konzepte vorbringen, besonders erwünscht.  

Gemäß Ausführungen in den Interviews werde von den Begünstigten fast immer ein Beitrag 
zur Gleichstellung im Sinne der Vereinbarkeit von Beruf und Familie geleistet. Dies ist tat-
sächlich der Fall: 377 der 396 Fördervorhaben (95,2 %) erreichen in dieser Rubrik die volle 
Punktzahl. Dieses Querschnittsziel werde – so Aussagen aus den Interviews – zumeist 
durch das Angebot flexibler Arbeitszeitmodelle oder Telearbeit bedient. Größere Unterneh-
men können dieses Querschnittsziel in der Regel besser erfüllen, da die hohe Beschäftig-
tenanzahl mehr Flexibilität in der Arbeitszeitregelung zulasse. Entgegen der Behauptung 

 
 
97  In Niedersachsen waren zum Stichtag 30.06.2018 68 % der Beschäftigten im Bereich Tourismus, Hotel-

lerie und Gastronomie weiblich. Betrachtet man nur die Hotellerie waren sogar 76,8 % der Beschäftigten 
weiblich. (BA 2020). 
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einer Interviewperson, die Nichtbeachtung der Querschnittsziele führe zur Ablehnung eines 
Förderantrags, sind im Monitoring immerhin zehn Vorhaben zu finden, die keine Punkte für 
eines der Querschnittsziele erhalten und dennoch die Hürde zur Förderwürdigkeit genom-
men haben98. Aus einem Interview geht jedoch ergänzend hervor, dass es in der Maß-
nahme ein recht ausgewogenes Geschlechterverhältnis unter den Antragstellenden gebe, 
was der Diversität der Branchenzugehörigkeit99 der geförderten KMU geschuldet sei.  

Insgesamt wurden im Rahmen der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung 2.261,132100 
neue Arbeitsplätze (in Vollzeitäquivalenten) geschaffen, wovon 857,752 Arbeitsplätze 
(37,9 %) auf Frauen entfallen.101 Somit wurden in der Hauptsache zusätzliche Arbeitsplätze 
geschaffen, die mit Männern besetzt wurden. Bei den gesicherten Arbeitsplätzen hält sich 
das Geschlechterverhältnis mit 90,94 weiblich und 88,29 männlich besetzten Stellen unge-
fähr die Waage. Die Tabellen 12 und 13 im Anhang schlüsseln den Anteil vor der Förderung 
vorhandener und neu geschaffener Arbeitsplätze, die mit Frauen besetzt sind, nach Regi-
onen (stark entwickelte vs. Übergangsregionen) auf. In den Tabellen 10 und 11 des An-
hangs richtet sich die Unterscheidung danach, ob ein Unternehmen dem Beherbergungs-
gewerbe oder einer anderen Branche angehört. Auf eine Betrachtung der gesicherten Ar-
beitsplätze wird verzichtet, da in 389 der 396 geförderten KMUs keine Arbeitsplätze gesi-
chert wurden, sodass eine detaillierte Aufschlüsselung der Frauenquoten in diesem Fall 
überflüssig erscheint. Dabei fällt auf, dass in 84,9 % der geförderten Unternehmen inner-
halb des Beherbergungsgewerbes unter den neu geschaffenen Arbeitsplätzen eine Frau-
enquote von über 50 % aufweisen. In allen anderen Branchen, die in der Einzelbetrieblichen 
Investitionsförderung weitgehend von dem verarbeitenden Gewerbe geprägt sind, wurde 
ein Frauenanteil von mehr als 50 % unter den neu geschaffenen Stellen hingegen nur in 
28,5 % der KMU erreicht. Insgesamt haben 97 der 385 Unternehmen (25,2 %), die im Zuge 
der Förderung neue Stellen geschaffen haben, keine Frauen eingestellt. In zwei weiteren 
Unternehmen wurden Stellen, die zuvor mit einer Frau besetzt waren, abgebaut.  

 
 
98  Diese machen aber tatsächlich nur 2,53 % aller Vorhaben aus. 

99  Nachdem anfangs insbesondere Vorhaben von KMU im produzierenden Gewerbe gefördert worden 
seien, sei die Anzahl an Antragstellenden aus dem Dienstleistungssektor in den letzten Jahren stark ge-
stiegen. 

100  Die exakten Nachkommastellen der berichteten Zahlen zu den Arbeitsplätzen kommen durch diverse Teil-
zeitmodelle zustande. So hat beispielsweise eine Person, die für 30 Stunden angestellt ist, einen Arbeits-
platz, der im Monitoring mit 0,759 angegeben wird, wenn die Vollzeitregelung im entsprechenden Betrieb 
bei 39,5 Stunden liegt. 

101  565,869 dieser Stellen wurden in stark entwickelten Regionen und 291,883 in Übergangsregionen ge-
schaffen. 
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Neben diesen eher ernüchternden Ergebnissen mit Blick auf die Verteilung der neu ge-
schaffenen Arbeitsplätze kann allerdings positiv festgehalten werden, dass der Anteil weib-
lich besetzter Arbeitsplätze im Vergleich zum Stand vor der Förderung insgesamt stark ge-
stiegen ist. So betrug die durchschnittliche Frauenquote vor der Förderung 27,6 %, während 
die Frauenquote unter den neu geschaffenen Arbeitsplätzen im Mittel bei 36,6 % liegt, was 
zu einer Erhöhung der durchschnittlichen Gesamtfrauenquote in den Betrieben um 4,9 Pro-
zentpunkte auf einen Wert von 32,5 % geführt hat. Hierbei fällt auf, dass größere Erfolge 
hinsichtlich der Mehrbeschäftigung von Frauen in Übergangsregionen erzielt werden konn-
ten; so wurde dort eine Steigerung des Frauenanteils unter den Beschäftigten um 6,5 Pro-
zentpunkten erreicht (von 28,5 % auf 35,0 %), während in stark entwickelten Regionen der 
Anteil beschäftigter Frauen nur um 4,3 Prozentpunkte gestiegen ist (von 27,1 % auf 31,5 
%). Alle befragten Begünstigten erklärten, ihre Personalentscheidungen rein auf Basis der 
vorhandenen Qualifizierung zu treffen. Eine Bevorzugung von Frauen (oder Menschen mit 
Migrationshintergrund) bei gleicher Qualifikation war nicht erkennbar.  

Die Fallstudie verdeutlichte, dass die Umsetzbarkeit des Querschnittsziels Gleichstellung – 
zumindest in Bezug auf die Arbeitsplatzeffekte – in hohem Maße von der Größe und dem 
Wirtschaftszweig der geförderten Unternehmen abhängt. Dem in die Fallstudie einbezoge-
nen Reinigungsunternehmen fällt die Umsetzung einer Frauenquote demnach vergleichs-
weise leicht, da diese Branche bereits stark frauendominiert ist (Wanger 2020: 35) und das 
Unternehmen mit rund 200 Mitarbeitenden eine vergleichsweise hohe Beschäftigtenzahl 
aufweist. In anderen Bereichen fallen hingegen Arbeiten an, deren Ausübung eine entspre-
chende körperliche Konstitution voraussetze, die eine Einstellung von Frauen laut Aussage 
befragter Begünstigter oftmals unmöglich mache. Zudem betonten einige der Interviewper-
sonen das defizitäre Angebot an weiblichen Arbeitskräften innerhalb der für ihren Tätig-
keitsbereich benötigten Berufsfelder. So gab die Leitung des in der Hafenlogistik tätigen 
Unternehmens zwar an, mehr Frauen einstellen zu wollen, betonte aber auch, dass es bei-
spielsweise kaum weibliche Stauerinnen auf dem Arbeitsmarkt gebe.  

Neben der Einstellung weiblicher Beschäftigter steht bei der Einzelbetrieblichen Investiti-
onsförderung vor allem die Vereinbarkeit von Familie und Beruf als Beitrag zur Gleichstel-
lung im Fokus. Nachstehende Tabelle 3 führt die im Scoring genannten Subkriterien nebst 
Anzahl der in der Fallstudie befragten Unternehmen mit entsprechendem Angebot bzw. 
Intention zur Schaffung des entsprechenden Angebots auf.102 Wie Tabelle 3 zeigt, bieten 

 
 
102  Hierbei wurde auch berücksichtigt, dass ggf. die Intention der Umsetzung eines der Kriterien aus unter-

nehmerischen Erwägungen verworfen wurde. Maßnahmen, die erst kürzlich – etwa aufgrund der COVID 
19-Pandemie – etabliert wurden, werden den Intentionen zugeordnet, da hier ein externer Faktor aus-
schlaggebend für die Flexibilisierung war. Wenn eine Maßnahme zwar bei Bedarf praktiziert wird, aber 
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drei begünstigte Unternehmen flexible Arbeitszeitmodelle für ihre Mitarbeitenden an. Die 
geförderten Unternehmen aus der Reinigungsbranche, dem Einzelhandel und dem Tier-
zuchtbedarf erklärten, Teilzeit- oder Gleitzeitregelungen zu praktizieren. Zwei Unternehmen 
gaben zudem an, teilweise Telearbeit bzw. Home-Office zuzulassen. Auch das in der Ha-
fenlogistik tätige Unternehmen habe laut Aussage der dortigen Interviewperson während 
der COVID 19-Pandemie damit begonnen, für seine Bürokräfte Home-Office-Lösungen zu 
etablieren, wobei sich die Leitung des geförderten Unternehmens auch deren langfristige 
Fortführung vorstellen könne. Trotz einer durchaus vorhandenen Offenheit der Unterneh-
mensleitungen, Arbeitszeiten – zumindest teilweise – auf die Bedürfnisse der Beschäftigten 
abzustimmen, fallen in allen Unternehmen auch Tätigkeiten an, welche die Inanspruch-
nahme flexibler Arbeitszeitmodelle oder Telearbeit für bestimmte Berufsgruppen (z. B. in 
der Produktion oder beim Servicepersonal) oder aufgrund von Schichtarbeit nicht oder nur 
in sehr begrenztem Maße zulassen. Gesamt besehen ist in jedem der Unternehmen mit 
flexiblen Arbeitszeitmodellen die Mehrheit der Belegschaft von diesen Regelungen ausge-
schlossen. Die von den Unternehmen praktizierten flexiblen Arbeitszeitmodelle seien ge-
mäß den Ausführungen der Interviewpersonen in keinem der Fälle an die Förderung ge-
knüpft oder dadurch angestoßen worden.  

Keines der fünf befragten Unternehmen bietet Kinderbetreuung an bzw. hat Belegkinder-
gartenplätze in nahegelegenen Kitas gebucht oder beteiligt sich an den Kosten für die Kin-
derbetreuung seiner Mitarbeitenden. Im Falle des Hotels habe man die Absicht verfolgt, 
einen Belegkindergartenplatz für das Kind einer Mitarbeiterin zu buchen, welchen die Ge-
meinde allerdings nicht zur Verfügung habe stellen können. Das Reinigungsunternehmen 
habe indes den Aufbau eines Betriebskindergartens angestrebt. Eine in Zusammenarbeit 
mit der Leuphana Universität Lüneburg durchgeführte Machbarkeitsstudie habe anhand der 
demographischen Struktur der Belegschaft im Unternehmen allerdings die Sinnhaftigkeit 
einer eigenen Kinderbetreuungsstätte widerlegt, woraufhin sich die Geschäftsleitung gegen 
dieses Projekt entschieden habe. Die übrigen Unternehmen begründeten das Fehlen von 
Unterstützung im Bereich der Kinderbetreuung mit einer zu geringen Nachfrage seitens der 
Beschäftigten oder mit einem zu hohen Kostenaufwand. Im Hinblick auf die in den in Fall-
studieninterviews einbezogenen Unternehmen fehlenden Kinderbetreuungsangebote las-
sen sich diese wohl überwiegend auf ungünstige Rahmenbedingungen zurückführen. 

 
 

(noch) nicht integraler Bestandteil der Personalpolitik eines Unternehmens ist, wird diese ebenfalls den 
Intentionen zugeordnet. 
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Tabelle 3: Anzahl der im Rahmen der Fallstudie befragten Unternehmen mit Angeboten bzw. Intentio-
nen zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf (Grundgesamtheit: N=5) 

Angebot zur  
Vereinbarkeit 
von Familie  
und Beruf 

Gleitzeit- 
oder  

Teilzeitre-
gelungen 

Telearbeit 
oder 

Home-
Office 

Jahres-ar-
beits- zeit 

Konten 

Betriebs-
kindergär-
ten oder 
Beleg-

plätze in 
Kitas 

Finanzielle 
Unterstüt-
zung bei 

der Kinder-
betreuung 

Zertifizie-
rung als 

Teil eines 
Verbunds 
für Familie 
und Beruf 

Anzahl befragter 
Unternehmen mit 
entspr. Angebot  

3 2 0 0 0 (1) 

Anzahl befragter 
Unternehmen mit 
entspr. Intentionen 

1 1 0 2 0 0 

Quelle: Interviews mit Begünstigten der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung  

Beiträge in Bezug auf das Querschnittsziel Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 
sind – abgesehen durch das Hotel – im Rahmen der Fallstudie kaum zu plausibilisieren. 
Zwar betonten die Interviewpersonen einstimmig, niemanden aufgrund der Herkunft, Reli-
gion oder Hautfarbe in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorgaben zu diskriminieren, 
besondere Maßnahmen zur Förderung zur Beschäftigung von Menschen mit Migrations-
hintergrund seien aber nicht getroffen worden. Im Scoring für das Beherbergungsgewerbe 
fließt das Querschnittsziel Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung nur indirekt unter 
der Rubrik „Qualitätsverbessernde Investitionen“ ein. Die Gewichtung der chancengleich-
heitsrelevanten Qualitätskriterien ist allerdings nicht ersichtlich. Um Menschen mit körperli-
chen Einschränkungen zu unterstützen und damit einen Beitrag zu Nichtdiskriminierung zu 
leisten, habe die Geschäftsleitung des Beherbergungsgewerbes versucht, das ganze Hotel 
so barrierefrei wie möglich zu gestalten. Allerdings stoße sie dabei auf Herausforderungen, 
da beispielsweise der Bau von Toiletten auf der Dachterrasse, welcher zur Barrierefreiheit 
beitragen könne, mehrfach vom zuständigen Gemeinderat abgelehnt worden sei. 

Die Fallstudie offenbarte, dass die Zuwendungsempfangenden aufgrund der Beschaffen-
heit der Vorhaben sowie der unternehmerischen Zielsetzungen den Anforderungen des 
Querschnittsziels ökologische Nachhaltigkeit am besten entsprechen konnten. So sei es 
den fünf befragten Begünstigten mithilfe einer energieeffizienten Bauweise möglich gewe-
sen, dieses Querschnittsziel zu bedienen, da sie moderne Energiegewinnungssysteme, wie 
elektrische Ladesäulen oder Tankstellen, LED-Technik oder andere umweltfreundliche 
Maßnahmen in ihren Bauprojekten umsetzten. Im begünstigten Hafenlogistikbetrieb konn-
ten die Dieselmotoren der Hafenkräne durch elektrischen Strom ersetzt werden. Die neu 
gebaute Betriebsstätte im Tierzuchtbedarfsunternehmen habe eine teilweise Energieautar-
kie erreicht. Laut der Unternehmensleitung seien Faktoren, wie Energieeffizienz und mo-
derne Energiegewinnung aus rein unternehmerischer Sicht ein bedeutendes Thema für 
neue Bauprojekte und ließen sich daher sehr gut mit dem Querschnittziel der ökologischen 
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Nachhaltigkeit vereinen. Somit wird hier einem der Querschnittsziele zwar sehr gut entspro-
chen, dennoch betonten die befragten Interviewpersonen einstimmig, dass kaum neue Im-
pulse durch die umweltbezogenen Anforderungen der Förderung gegeben worden seien. 
Durch die Fallstudie bestätigt sich somit der Eindruck aus dem Monitoring (78,8 % der Vor-
haben erreichten für das Qualitätskriterium der nachhaltigen Entwicklung die Maximal-
punktzahl), dass insbesondere solche Vorhaben gefördert werden, die zur ökologischen 
Nachhaltigkeit beitragen, jedoch werden die Antragsstellenden – den Ergebnissen der Fall-
studie zufolge – durch die Förderauflagen nur in sehr begrenztem Maße zu diesem Beitrag 
animiert. 

6.5 Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten 

In der Maßnahme Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten ist lediglich 
das Querschnittsziel der Nachhaltigkeit in Richtlinie und Scoring verankert. Fördergegen-
stand ist die Einrichtung, Erweiterung und Gestaltung von Gewerbegebieten. Zuwendungs-
empfangende sind Kommunen, Gemeinden und Gemeindeverbände (MW 2017). Aus die-
sem Grund seien – so die Aussagen aus einem Interview – nicht alle Querschnittsziele 
gleichermaßen relevant, so biete der Fördergegenstand kaum Anknüpfungspunkte für 
Gleichstellung und Chancengleichheit, während die ökologische Nachhaltigkeit eine wich-
tige Rolle einnehme, die sich im Scoring widerspiegele. Tatsächlich ist die erreichbare Ma-
ximalpunktzahl von zehn von 100 Punkten im Vergleich zur Gewichtung der Querschnitts-
ziele anderer Fördermaßnahmen der PA 2 recht hoch angesiedelt (vgl. Tabelle 9).  

Bezüglich der Beiträge zur Nachhaltigkeit wurde exemplarisch auf die Verwendung ressour-
censchonender Materialien hingewiesen. Gefördert werden in der aktuellen Förderperiode 
laut verantwortlichem Fachreferat „hochwertige Infrastrukturen“, die sich auch durch Be-
rücksichtigung der Umweltbelange auszeichnen. Als die Richtlinie und das Scoring verfasst 
wurden, sei beispielsweise die Rekultivierung vorhandener Gewerbegebiete im Scoring hö-
her bewertet worden. Anstelle der Erschließung und Versiegelung neuer Gebiete (z. B. 
Grünflächen) seien Kommunen zur Rekultivierung und zum Ausbau bestehender Gewer-
begebietsflächen angehalten. In dem Förderkontext gelten – so wurde in einem Interview 
ausgeführt – bereits strenge rechtliche Auflagen, z. B. im Rahmen des Baurechts, von Lan-
desraumordnungsplänen, Flächennutzungsplänen sowie Natur- und Artenschutzgesetzen. 
Aus diesem Grund werde losgelöst von der Förderung bei der Errichtung von Gewerbege-
bieten bereits streng auf deren ökologische Nachhaltigkeit geachtet. Für die Erreichung der 
Maximalpunktzahl im Scoring genüge einer Interviewperson zufolge die Revitalisierung ei-
nes Altstandorts. Dies ist gemäß dem Monitoring zu den Qualitätskriterien nur bei einem 
der insgesamt 22 Vorhaben innerhalb der Wirtschaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen in 
GRW-Gebieten der Fall. Als andere Möglichkeiten zum Beitrag zu diesem Querschnittsziels 
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wurden in einem Interview die Begrünung von Dächern oder der Einsatz von Photovoltaik-
anlagen bzw. anderen Formen ressourcenschonender Energiegewinnung genannt.103 Für 
entsprechende Maßnahmen erhielten fünf von 22 Antragstellenden (22,7 %) die Hälfte der 
in diesem Qualitätskriterium zu erreichenden Punkte, ein Vorhaben brachte es auf zehn 
Punkte, während in 16 Fällen in der Rubrik „Ressourcenschonung, nachhaltige Entwicklung 
und alternative Energie“ keine Punkte erzielt wurden (vgl. Tabelle 9). Somit gehen 72,7 % 
der geförderten Vorhaben gar nicht und 22,7 % nur bedingt auf den zentralen Nachhaltig-
keitsaspekt der Förderung ein, die Gesamterfüllungsquote dieses Querschnittsziels im Sco-
ring liegt damit bei 15,9 %. Laut einer Interviewaussage falle es insbesondere kleineren und 
finanzschwächeren Kommunen schwer, Nachhaltigkeit in ihr Fördervorhaben zu integrie-
ren. Ungeachtet des Beitrags zur nachhaltigen Entwicklung müsse auf Basis des GRW-
Koordinierungsrahmens von allen Antragstellenden eine Umweltschutzerklärung abgege-
ben werden, der zumeist auch weitere Unterlagen, wie wasserrechtliche Genehmigungen, 
beigelegt werden. Die NBank prüfe diese Angaben und stelle dabei ein großes Umweltbe-
wusstsein der Antragstellenden fest, auch wenn keine spezifischen Maßnahmen geplant 
sind, die im Scoring zu einer hohen Punktzahl führen würden. Für künftige Förderperioden 
werde – so Aussagen aus einem Interview – überlegt, Energieversorgungsaspekte stärker 
in die Förderung einzubeziehen, um weiterhin qualitativ hochwertige und zukunftsfähige 
Vorhaben fördern zu können.  

Im Förderantrag müssen nach den Bestimmungen des GRW-Koordinierungsrahmens An-
gaben zur Anzahl der aktuellen und der zusätzlichen weiblichen Beschäftigten in den Be-
trieben, die sich in den Industrie- und Gewerbegebieten ansiedeln, gemacht werden. Diese 
Daten werden durch die NBank weder nachgeprüft noch ausgewertet. Laut zuständiger In-
terviewperson stehe die Generierung von Beschäftigung losgelöst vom Geschlecht im Vor-
dergrund der Förderung.  

Von den infrastrukturellen und baulichen Vorhaben dieser Maßnahme könnten der Rele-
vanzanalyse zufolge Menschen mit körperlicher Beeinträchtigung mittelbar profitieren, 
wenn diese barrierearm oder barrierefrei gestaltet werden oder bestimmte Gebiete durch 
neue Verkehrsanbindungen besser erschlossen werden. Nach Aussagen aus zwei Inter-
views werden dergleichen Aspekte in den Förderanträgen in der Regel jedoch nicht hervor-
gehoben und im Kontext der Förderung eher selten beachtet.  

 
 
103  Im Scoring-Verfahren ist zudem die Reduzierung des Flächenverbrauchs aufgeführt. 
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In dieser Maßnahme bleiben also sowohl Potenziale für Beiträge zur Chancengleichheit als 
auch zur Gleichstellung – teils aufgrund mangelnder Vorgaben in den Fördergrundsätzen 
und im Scoring – ungenutzt. 

7. Herausforderungen bei der Verankerung der Querschnittsziele 

7.1 Herausforderungen auf struktureller Ebene 

Eine der genannten Herausforderung bei der Verankerung der Querschnittsziele auf struk-
tureller Ebene sei nach übereinstimmenden Interviewaussagen die Schwierigkeit, den Um-
setzungsgrad der Querschnittsziele zu messen. Somit falle es auch schwer, Vorgaben zu 
machen oder Scoring-Punkte zu vergeben und deren Realisierung während der Förderung 
zu prüfen. Aus einem Interview ging hervor, dass es häufig schwerfalle, die Querschnitts-
ziele im Scoring und bei der Verwendungsnachweisprüfung zu berücksichtigen, da es hier-
für an den notwendigen Vorgaben und Prüfkriterien fehle. Darüber hinaus mangele es an 
den nötigen Kapazitäten und Ressourcen, um entsprechende Prüfungen durchzuführen 
bzw. Daten zu Geschlechtsverteilungen oder Migrationshintergrund zu erheben und aus-
zuwerten. Von den Fachreferaten wurde darüber hinaus auf die Trägheit und Überbürokra-
tisierung der Verwaltungsprozesse hingewiesen, daher seien Forderungen nach Vereinfa-
chungen von Richtlinien und Verfahren gerechtfertigt, auch um Missverständnissen bezüg-
lich der Querschnittsziele besser vorbeugen zu können. 

Die kontinuierliche Nachhaltung der Ergebnisse zu den Querschnittszielen, aus der auch 
zeitnah Rückschlüsse für die Notwendigkeit zur Anpassung von Strategien, Zielen, Kon-
zepten, Umsetzungsstrukturen etc. gezogen werden können, ist somit insgesamt nicht aus-
reichend sichergestellt.104 Die Einschätzung des Evaluationsteams deckt sich in dieser Hin-
sicht mit den Aussagen aus den Interviews. So gibt es für die PA 2 – im Gegensatz zur PA3 
– keine Indikatorik für Klimaziele, wie z. B. die CO2-Einsparungen. Änderungen in Beset-
zungsstrukturen werden im Monitoring ebenfalls nicht festgehalten. Auch die in der Durch-
führungsverordnung (EU 215/2014) beschriebene Gewichtung für die Beiträge der Förde-
rungen zur Anpassung an den Klimawandel kann nur für eine in der PA 2 befindliche Maß-
nahme (Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung der maritimen Verbundwirtschaft 
und der Offshore-Windenergie) angewendet werden. Zwar werden im Zuge der Verwen-

 
 
104  Eine Evaluierung könnte hier ergänzend zum kontinuierlichen Monitoring hilfreich sein, wenn in regelmä-

ßigen Abständen über entsprechende Erkenntnisse aus der Evaluation zu den Ergebnissen bei der Ziel-
erreichung der Querschnittsziele berichtet würde, z. B. im Rahmen von Workshops, der Berichterstattung 
gegenüber einer ggf. einzurichtenden Steuerungsgruppe zu den Querschnittszielen, der Vorlage von Aus-
wertungsberichten oder anderer Formate. 
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dungsnachweis- und Sachberichtsprüfung auch die im Förderantrag beschriebenen Bei-
träge zu den Querschnittszielen geprüft, dennoch stehe laut einigen Interviewpersonen der 
eigentliche Fördergegenstand im Fokus. Werden die Querschnittsziele während der För-
derphase nicht wie im Antrag dargestellt bearbeitet, versuchen die Richtlinienfachberate-
rinnen und -berater der NBank, die Zuwendungsempfangenden zur Nachjustierung zu be-
wegen und sie zu einer besseren Umsetzung zu beraten, was als wichtiger Schritt in Rich-
tung einer systematischen Verankerung der Querschnittsziele im Antragsprozess zu werten 
ist. Dass eine Förderung aufgrund zu geringer Beiträge zu den Querschnittszielen teilweise 
oder gänzlich zurückerstattet werden musste, war jedoch keiner der im Zuge der in Inter-
views befragten Personen bekannt und sei auch nicht vorgesehen, da die Umsetzung des 
Richtliniengesamtziels in solchen Fällen klar überwiege. 

Eine weitere in einem Interview genannte Herausforderung bestehe darin, in den Richtlinien 
und im Scoring eine Ausgewogenheit zwischen den einzelnen Querschnittszielen einerseits 
sowie zwischen Fördergegenstand und Querschnittszielen andererseits herzustellen. In der 
Wahrnehmung der befragten Interviewpersonen stehen sich damit offensichtlich fachpoliti-
sche Ziele und Querschnittsziele gegenüber, sind nicht gleichrangig oder gleichzeitig er-
reichbar oder werden von den Fachstellenverantwortlichen und Begünstigten mitunter als 
sich ausschließend wahrgenommen. So würde beispielsweise eine Koppelung der einzel-
betrieblichen Investitionsförderung an die Besetzung neu geschaffener Arbeitsplätze mit 
Frauen und/oder Menschen mit Migrationshintergrund dazu führen, dass geplante Investi-
tionen unterbleiben. Hinsichtlich der Gewichtung der einzelnen Querschnittsziele erhalten 
die Fachreferate häufig Feedback oder Verbesserungswünsche aus der Verbandsland-
schaft, welche durch die Fachreferate in geänderte Entwürfe aufgenommen werden. Hier-
bei sei es oftmals schwierig, Vorschläge von Frauen- und Umweltverbänden sowie Interes-
senvertretungen für die Belange von Menschen mit Migrationshintergrund oder Behinde-
rungen gleichermaßen zufriedenzustellen. Darüber hinaus lassen die Aussagen aus den 
Interviews den Schluss zu, dass die Querschnittsziele zwar in ihrer Bedeutung anerkannt 
werden, jedoch deutlich hinter die fachpolitischen Ziele zurücktreten und damit einen nach-
geordneten Rang einnehmen. Dies äußert sich nicht nur in der vergleichsweise geringen 
Gesamtpunktzahl, welche durch die Berücksichtigung der Querschnittsziele erreicht wer-
den kann, sondern auch in der weitgehend fehlenden Existenz von Kriterien zur Nachhal-
tung der Ergebnisse in den unterschiedlichen Querschnittszielen. 

7.2 Herausforderungen auf operativer Ebene 

Eine seitens der Wirtschaftsförderungen sowie der Begünstigten häufig genannte Heraus-
forderung bei der Umsetzung der Querschnittsziele auf der operativen Ebene ist die Über-
frachtung der Förderungen mit zu erfüllenden Qualitätskriterien, welche oftmals Ratlosigkeit 
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bei den Begünstigten hervorrufen. Insbesondere Kleine und Kleinstunternehmen haben laut 
Erkenntnissen aus den Interviews zuweilen Schwierigkeiten, die Anforderungen (a) korrekt 
zu interpretieren und (b) umfänglich zu erfüllen. Der Vertretung einer Wirtschaftsförderung 
zufolge sei es dabei einigen Antragstellenden nicht immer bewusst, dass sie die Quer-
schnittsziele bereits erfüllten (z. B. durch das Angebot von Gleitzeitregelungen). Aufgrund 
mangelnder Informationen werden solche Ansätze in den Anträgen gelegentlich nicht be-
schrieben, obwohl das Unternehmen die entsprechenden Qualitätskriterien bedienen 
könne. Hier fehle es nach übereinstimmenden Einschätzungen der Interviewpersonen an 
konkreten Beschreibungen und expliziten Vorgaben. Viele der Interviewpersonen bezeich-
neten die Querschnittsziele als zu „abstrakt“, „schwammig“ oder „unkonkret“. Moniert wur-
den in diesem Zusammenhang auch die fehlenden Kriterien, an denen sich die die Unter-
nehmen während der Förderung orientieren könnten. Nach Einschätzung des Evaluations-
teams sollte dabei allerdings nicht unberücksichtigt bleiben, dass zu spezifische Vorgaben 
wenig Raum für die konkrete unternehmerische Situation und das innovative Potenzial der 
KMU in Bezug auf das jeweilige Unternehmensziel lassen.  

In diesem Zusammenhang wurde in den Interviews häufig auf eine vermeintliche inhaltliche 
Entgrenzung zwischen eigentlichem Fördergegenstand und Querschnittszielen verwiesen. 
Wie bereits ausgeführt, wird durch die Begünstigten mitunter kein Zusammenhang zwi-
schen diesen beiden Zielbereichen gesehen, obwohl es aus Sicht des Evaluationsteams 
offensichtlich ist, dass die mit geförderten Investitionen induzierten Beschäftigungseffekte 
sich beispielsweise unterschiedlich auf Männer und Frauen auswirken und durch die Art 
der Stellenbesetzung direkte Beiträge gegen (oder auch für) Benachteiligungen am Arbeits-
markt geleistet werden können. Nicht selten komme es vor, dass – so die Aussagen aus 
den Interviews – eines oder mehrere der Querschnittsziele als nur schwer vereinbar mit 
dem Fördervorhaben wahrgenommen werden. Wenn in einem solchen Fall nicht bereits 
Strukturen in einem Unternehmen vorherrschen, die es den Antragstellenden erlauben, die 
jeweiligen Querschnittsziele „mitzudenken“, könne dies die Begünstigten vor eine Heraus-
forderung im Antragsverfahren stellen. Aus diesem Grund sei es wichtig, die Querschnitts-
ziele auf die Förderziele abzustimmen oder zumindest die Begünstigten im Antragsverfah-
ren kompetent zu informieren. Ein wesentlicher Beitrag hierzu wird bereits durch die direk-
ten Beratungen der NBank sowie die auf Querschnittsziele bezogenen Leitfäden geleistet. 

Viele der Begünstigten äußerten sich kritisch zu dem hohen zeitlichen sowie bürokratischen 
Aufwand, welchen die Antragsstellung – auch in Hinblick auf die Querschnittziele – grund-
sätzlich mit sich bringe. Auch die hohe Anzahl beteiligter Akteurinnen und Akteure (z. B. 
Wirtschaftskammern, Innovationsgesellschaften, Wirtschaftsförderungen, Gutachterinnen 
und Gutachter) sowie die strikten Nachweisverpflichtungen wurden als hemmende Fakto-
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ren benannt, eine Förderung überhaupt in Anspruch zu nehmen. Die Leitung eines der be-
günstigten Unternehmen monierte, dass der Aufwand zur Einhaltung der Nachweispflicht 
in Hinblick auf die Querschnittsziele überproportional zu deren Bepunktung ausfalle. Die 
strenge Belegpflicht in Bezug auf die Querschnittsziele wurde durch Wirtschaftsförderungs-
vertretungen bestätigt: So seien im Bereich der Klimaschutzziele dem Antrag Umweltzerti-
fikate beizulegen, hinsichtlich der Energieeffizienz von Gebäuden seien Gutachten von Ar-
chitekten, Bausachverständigen oder Ingenieuren notwendig. Einigen der Begünstigten 
seien die Vorgaben der NBank unübersichtlich vorgekommen, wodurch die Antragstellung 
erschwert worden sei. Aufgrund dieser Schwierigkeiten seien die meisten Begünstigten auf 
zusätzliche Unterstützung externer Beratungsstellen, wie etwa Wirtschaftsförderungen, an-
gewiesen. 

8. Fazit 

Die durchgeführten Analysen haben gezeigt, dass in der PA 2 auf struktureller Ebene wich-
tige Grundlagen geschaffen wurden, um die Querschnittsziele (1) Gleichstellung von 
Frauen und Männern, (2) Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung sowie (3) Nachhal-
tigkeit in der Förderung zu verankern. Von wesentlicher Bedeutung ist hierbei die grund-
sätzlich in allen Richtlinien gemachte Vorgabe zur Berücksichtigung der Querschnittsziele 
in den jeweils geförderten Vorhaben, wobei allerdings die Richtlinien unterschiedlich konk-
ret sind und sich mitunter auf einzelne Querschnittsziele fokussieren. Ein wesentliches Ele-
ment, mit dem die Bedeutung der Querschnittsziele im Antragsverfahren unterfüttert wird, 
ist die explizite Aufnahme der Querschnittsziele im Scoring. Auch hier weicht aber instru-
mentenspezifisch die Bedeutung der Querschnittsziele im Scoring voneinander ab. Eine 
weitere wichtige Ressource zur strukturellen Verankerung der Querschnittsziele besteht 
auch in der Antragsberatung von Vorhabenträgern durch die NBank. Vorhabenträgern ste-
hen darüber hinaus spezifische Leitfäden zur Verfügung, in denen Inhalte und Anwen-
dungsmöglichkeiten der Querschnittsziele erläutert werden.  

Obwohl auch mit Blick auf andere Bundesländer die strukturelle Verankerung der Quer-
schnittsziele in der PA 2 (wie auch im gesamten EFRE des Niedersächsischen Multifonds-
programms) weit fortgeschritten ist, sieht das Evaluationsteam weiterhin besondere Her-
ausforderungen bei der „Übersetzung“ der abstrakten Querschnittsziele in die spezifischen 
Handlungsfelder, die mit den EFRE-Förderangeboten in der PA 2 angesprochen werden.  

Eine solche „Übersetzung“ ist dabei alles andere als trivial, da sich zunächst die Frage stellt, 
wie ein solcher Übersetzungsprozess organisiert werden müsste und wer daran beteiligt 
werden kann und soll. Hierbei ist zunächst darauf hinzuweisen, dass entsprechend den 
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Richtlinienkompetenzen die Inhalte der spezifischen Förderangebote allein bei den Res-
sorts liegen. Hiermit stellt sich im Sinne eines übergreifenden normativen Anspruchs – die 
Querschnittsziele gelten für das gesamte Multifondsprogramm – die Frage, wie trotz fach-
spezifischer Ausrichtung ein vergleichbares Verständnis der Querschnittsziele im Gesamt-
programm erreicht werden kann. Die bisherige Vorgehensweise, in Richtlinien allgemein 
festzulegen, dass Querschnittsziele in den Vorhaben zu berücksichtigen sind und im Sco-
ring entsprechende Bewertungen vorgenommen werden müssen, ohne vorab zu klären, 
was genau zu berücksichtigen ist und wie detailliert und mit welchem Gewicht eine Opera-
tionalisierung der Querschnittsziele im Scoring erfolgen soll, dürfte aus Sicht des Evaluati-
onsteams für sich genommen auch künftig nicht ausreichen. Ohne strategischen Überbau 
und allgemein akzeptierte konzeptionelle Grundlagen stößt auch die Beratung in Fragen 
der Querschnittsziele durch die NBank als Umsetzungsdienstleiter des Landes an ihre 
Grenzen, um die angestrebte systematische Verankerung „während der gesamten Vorbe-
reitung und Umsetzung (…) auch in Bezug auf Begleitung, Berichterstattung und Bewer-
tung“ (Art. 7 der Allgemeinen Verordnung) sicherzustellen. Auch die Leitfäden beinhalten 
wichtige Hinweise für Richtlinienverantwortliche und insbesondere Begünstigte und Vorha-
benträger. Ob sie ausreichend konkret für das zu fördernde Vorhaben sind und hier prakti-
sche Impulse setzen können, hängt von vielerlei Faktoren ab, nicht zuletzt vom einfachen 
Umstand, dass die Leitfäden in der Phase der Vorbereitung von Projekten und Vorhaben 
tatsächlich bekannt sind und Anwendung finden. 

Insgesamt kann vor dem Hintergrund der Analyseergebnisse gefolgert werden, dass der 
Verwaltungsbehörde eine in Fragen der Querschnittszielen steuernde Funktion zukommt. 
Hierzu gehört insbesondere das Setzen von allgemeinen und instrumentenübergreifenden 
Rahmenbedingungen und Vorgaben für Richtlinienverantwortliche und NBank. Nach Ein-
schätzung des Evaluationsteams könnte künftig die Verwaltungsbehörde hierbei eine kla-
rere Orientierung geben, ohne jedoch in die Richtlinienkompetenz der Ressorts einzugrei-
fen. Eine weitere Möglichkeit der Verwaltungsbehörde zur systematischen Berücksichti-
gung der Querschnittsziele beizutragen, stellen Angebote des Informations-, Wissens- und 
Erfahrungsaustauschs dar, um Kompetenzen z. B. zur Anwendung des Gender-
Mainstreamings oder des Diversity Management-Ansatzes auf- und auszubauen. Förder-
lich für eine solche systematische Verankerung erscheint zudem, das Monitoring gezielt 
weiterzuentwickeln, um anhand operationalisierbarer Merkmale bewerten zu können, wel-
che Fortschritte in der Umsetzung der Querschnittsziele – sowohl bei Projekten und Vorha-
ben als auch auf Ebene einzelner Förderinstrumente und spezifischen Ziele – erreicht wer-
den konnten. 

Richtlinienverantwortlichen kommt nach Einschätzung des Evaluationsteams hingegen die 
Aufgabe zu, die Querschnittsziele innerhalb ihrer fachpolitischen Zielsetzungen nicht nur 
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allgemein aufzugreifen, sondern zu operationalisieren, so dass gegenüber Begünstigten 
und Vorhabenträgern klar kommuniziert werden kann, welchen Erwartungen entsprochen 
werden soll. Aufgabe der NBank sollte es auch weiterhin sein, Begünstigte und Vorhaben-
träger in der Antrags- und Umsetzungsphase bei Planung und Umsetzung der Projekte und 
Vorhaben zu unterstützen, wobei die Querschnittsziele hierbei durchgängig angesprochen 
werden sollten 

Mit Bezug zu PA 2 zeigen die durchgeführten Analysen, dass in den 537 bis Ende 2019 
untersuchten Vorhaben der PA 2 die durchschnittliche Erfüllungsquote105 für das Qualitäts-
kriterium Gleichstellung von Männern und Frauen bei 75,3 % liegt. Dieses Querschnittsziel 
weist damit den höchsten Scoring-Wert der drei Querschnittsziele auf. Dagegen wird die 
Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung im Scoring nur mit durchschnittlich 13,3 % be-
dient und weist damit den geringsten Stellenwert auf der operativen Ebene auf. Bei der 
Berücksichtigung der ökologischen Nachhaltigkeit erreichen die Fördervorhaben im Schnitt 
63,2 % der erreichbaren Punkte, auch dies ein aus Sicht des Evaluationsteams positiv zu 
bewertendes Ergebnis. Anzumerken ist, dass die hohen Erfüllungsquoten hinsichtlich 
Gleichstellung und Nachhaltigkeit vor allem auf die Beiträge der Einzelbetrieblichen Inves-
titionsförderung zurückzuführen sind. Diese umfasst sehr viele Vorhaben, entsprechende 
Beiträge in anderen Maßnahmen fallen demgegenüber wesentlich geringer aus (vgl. Ta-
belle 7 und 9).  

Mithilfe der aktuellen Bepunktung der Querschnittsziele im Scoring kann in der bisherigen 
Form – wie oben bereits ausgeführt – eine umfassende Berücksichtigung der Querschnitts-
ziele in allen Fördervorhaben – entsprechend dem Mainstreaming-Prinzip – nicht umfas-
send gewährleistet werden. Am deutlichsten wurde dies im Falle der Gründungsprämie für 
das Niedersächsische Handwerk, wobei 86,2 % der Vorhaben im Scoring keine Punkte für 
die querschnittszielbezogenen Qualitätskriterien erreichen konnten. Viele der Befragten – 
unabhängig von der Fördermaßnahme oder der Ebene – schätzten die Präsenz von Gleich-
stellungs- und Chancengleichheitsaspekten auf struktureller Ebene zwar als sehr positiv 
ein. Da diesen beiden Querschnittszielen von den Richtlinienverantwortlichen und anderen 

 
 
105  Unter der Erfüllungsquote wird das prozentuale Verhältnis der in einer Maßnahme durchschnittlich er-

reichten Punktzahl in einem Qualitätskriterium zur maximal erreichbaren Punktzahl in diesem Qualitäts-
kriterium verstanden. 
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an Planung und Durchführung der Förderung Beteiligten allerdings keine eigenständige Be-
deutung beigemessen wurde106 und konsequenterweise deren Rolle in Richtlinien und Sco-
ring eingeschränkt war, war es Zuwendungsempfängern oft nicht möglich, die Notwendig-
keit zu erkennen, Querschnittsziele sowohl bereits bei Planung, als auch konsequent bei 
Steuerung, Umsetzung und Nachhaltung des jeweiligen Vorhabens zu berücksichtigen. Auf 
struktureller Ebene wurden Gleichstellung und Chancengleichheit zuweilen darauf redu-
ziert, dass im Rahmen der Antragsbewertung niemand aufgrund von Geschlecht oder Her-
kunft diskriminiert werde. Ähnliche Beobachtungen sind auch auf operativer Ebene zu ma-
chen: Die Aussagen der befragten Begünstigten deuten darauf hin, dass diese Gleichstel-
lung mit der Quote angestellter Frauen und Chancengleichheit mit einem diskriminierungs-
freien Zugang zu ihrem Unternehmen gleichsetzen.  

Aus der Fallstudie kann abgeleitet werden, dass durch die Förderung vorhandene Struktu-
ren i. d. R. beibehalten werden, woraus geschlossen werden kann, dass keine größeren 
Impulse von der Förderung hinsichtlich der Überwindung struktureller Benachteiligungen 
nach dem Geschlecht oder anderer Kategorien ausgehen. Neue Arbeitszeitmodelle oder 
andere zuvor nicht vorhandene Angebote zur Vereinbarkeit von Erwerbs- und Privatleben 
werden im Rahmen der Förderung eher selten eingeführt. Ähnliches gilt für energetische 
Sanierungen und die Nutzung alternativer Energien, die zumeist schon außerhalb des För-
derkontexts angedacht waren. Da sich die Unternehmen aufgrund unterschiedlicher Fakto-
ren, wie z. B. einem geringen Stellenwert im Scoring, fehlenden Vorgaben in den Richtli-
nien, nicht immer klar formulierten Zielen und Erwartungen von Programm- und Richtlinien-
verantwortlichen, fehlenden Informationen und internen Strukturen etc. keinem größeren 
Druck in Bezug auf die Bedienung der Querschnittsziele ausgesetzt sehen, ist auch der von 
den Querschnittszielen ausgehende Veränderungs- oder Innovationsimpuls als gering ein-
zustufen. Dies tritt besonders deutlich hervor, wenn Zuwendungsempfangende und Wirt-
schaftsförderungen auf die häufig eher allgemeinen Vorgaben zu den Querschnittszielen 
hinweisen. Dort, wo Beiträge zu den Querschnittszielen bei Vorhabenträgern beobachtbar 
sind, resultieren diese i. d. R. aus eigenem Antrieb bzw. bereits bestehenden Planungen, 
weniger aus Impulsen, die sich etwa aus den Richtlinien oder dem Antragsverfahren (z. B. 
Scoring) ergeben. Das Eigeninteresse der Begünstigten an den Querschnittszielen garan-
tiere dabei deren „automatische“ Berücksichtigung. In diesen Fällen bräuchte es die Veran-
kerung der Querschnittziele in den Fördermaßnahmen nicht, um ohnehin bereits tradierte 
Praktiken aufrechtzuerhalten.  

 
 
106  Beispielsweise richtet sich die Förderung häufig an Gründungen bzw. kleine KMU in der Entwicklungs-

phase, für die die Querschnittsziele zunächst weniger prioritär sind als etwa für größere Unternehmen mit 
eigenständigen Personalentwicklungsabteilungen. 
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Durch einen systematischer, aktiver und konsequenter vorangetriebenen Austausch von 
Informationen und Erfahrungen könnten nach Einschätzung des Evaluationsteams künftig 
stärker als bisher auch solche Zuwendungsempfangenden dazu angehalten werden, krea-
tive Lösungen und neue Ansätze für die Integration ökologischer, gleichstellungs- und chan-
cengleichheitsrelevanter Aspekte im Rahmen ihrer Fördervorhaben zu entwickeln, die hier-
für bislang aus eigenem Antrieb keine Veranlassung gesehen haben. Insgesamt scheint 
innerhalb der PA 2 das aktuelle Potenzial einer strukturellen Verankerung der Querschnitts-
ziele eher darin zu liegen, auf die Wichtigkeit der Querschnittsziele hinzuweisen, so dass 
Begünstigte einen Impuls erhalten, die Querschnittsziele in den geförderten Vorhaben um-
zusetzen. 

Betrachtet man Art und Inhalte der Vorhaben, die in der PA 2 gefördert werden und den 
großen Fachkräftemangel, dem sich viele KMU in Niedersachsen ausgesetzt sehen, ist es 
in der Tat fraglich, ob mit der bisherigen Ausrichtung der Förderung auf breiter Front die 
bestehende strukturelle horizontale Arbeitsmarktsegregation in Niedersachsen beeinflusst 
werden kann. Die vorliegende Studie hat diesbezüglich deutlich gemacht, dass entspre-
chende Impulse in den Richtlinien insgesamt begrenzt waren, auch weil Anforderungen und 
Vorgaben in den Richtlinien wenig konkret waren. Nur in vier Richtlinien der PA 2 fand das 
Querschnittsziel Gleichstellung, in fünf Richtlinien das Querschnittsziel Chancengleich-
heit/Nichtdiskriminierung und in vier Richtlinien das Querschnittsziel Nachhaltigkeit eine Er-
wähnung. Konsequenterweise beschränken sich innerhalb dieses eher restriktiven Rah-
mens gute Ansätze zur Verankerung der Querschnittsziele auf Einzelfälle, deren Reich-
weite limitiert ist. Aus den Interviews lässt sich beispielsweise für das Querschnittsziel 
Chancengleichheit schließen, dass dieses aufgrund der geringen strukturellen Verankerung 
in der PA 2 sowie den oftmals recht hohen Hürden bei der Schaffung von Barrierefreiheit 
und der Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in wirtschaftsnahe Fördervor-
haben in den meisten Maßnahmen stark vernachlässigt wird. Hierfür sind nur sehr geringe 
Beiträge zu plausibilisieren.  

Beiträge zur ökologischen Nachhaltigkeit sind dagegen – v. a. aufgrund der hohen Rele-
vanz dieses Querschnittsziels im Scoring – teilweise stark vertreten, da sich Fragen der 
Nachhaltigkeit von den Begünstigten häufig vergleichsweise einfach in das zu fördernde 
Vorhaben einfügen lassen.  

Der Spielraum für die Verankerung der Querschnittsziele wird von der strukturellen Ebene 
zumeist als ausgeschöpft angesehen. Durch die Erhebung ist zudem ersichtlich geworden, 
dass nicht jedes Querschnittsziel gleichermaßen sinnvoll für jede Maßnahme bzw. jedes 
Vorhaben ist. Dennoch kann der Erfolg der Verankerung der Querschnittsziele auf struktu-
reller und operativer Ebene an verschiedenen Faktoren festgemacht werden. Im Rahmen 
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der Analyse ließen sich die folgenden Erfolgsfaktoren für die Verankerung der Querschnitts-
ziele auf struktureller und operativer Ebene herausarbeiten (vgl. Tabelle 4): 

Tabelle 4: Erfolgsfaktoren für die Verankerung der Querschnittsziele auf struktureller und operativer 
Ebene 
Strukturelle Ebene:  Umsetzungsebene: 
 

1. Vorliegen eines politischen Beschlusses zum 
Stellenwert der Querschnittsziele  

2. Inhaltliche Nähe zwischen Fördergegenstand 
und Querschnittsziel 

3. Vorgaben zur Richtlinie (z. B. wenig Spielraum 
zur Verankerung von Querschnittszielen bei 
„kleinen Richtlinien“ mit weniger Bürokratie) 

4. Vorhandene Expertise zu den Querschnittszie-
len innerhalb der Fachressorts  

5. Aktivitätsgrad der Verbandslandschaft in Fra-
gen der Querschnittsziele und Diskussion der 
Querschnittsziele auf BGA-Sitzungen 

6. Selbstverständnis und Rolle der VB in Bezug 
auf die Querschnittsziele (z. B. Impulsgebung 
bei schwacher Berücksichtigung der Quer-
schnittsziele innerhalb der Richtlinien) 

7. Externe Angebote (und deren Nachfrage) zur 
Beratung der maßnahmeninnehabenden Res-
sorts  

8. Kompetenzen und Verfahren zur Beratung im 
Antragsverfahren und zur Beurteilung von Vor-
haben bei der Bewertung der Querschnittsziele 
in Förderanträgen  

 

1. Größe/Umsatz des Unternehmens (bzw. Größe 
und Finanzstärke der Kommune bei den Wirt-
schaftsnahen Infrastrukturmaßnahmen in GRW-
Gebieten) 

2. Branche des Unternehmens/anfallende Tätig-
keiten   

3. Unterstützung durch Kommunen (etwa bei Kin-
derbetreuung oder notwendigen Genehmigun-
gen) 

4. Art des Vorhabens (z. B. einfachere Integration 
von Umweltaspekten bei geförderten Baumaß-
nahmen) 

5. Berufsfelder der Beschäftigten/regionales Fach-
kräfteangebot 

6. Wirtschaftliche Lage des Unternehmens/Kos-
ten-Nutzen-Kalkulationen (insbesondere bei der 
Kinderbetreuung)  

7. Zuvor etablierte Strukturen in der Unterneh-
menspolitik  

8. Qualität der Unterstützung durch NBank und 
Wirtschaftsförderungen  

9. Externe Faktoren, wie z. B. die Corona-Pande-
mie 

10. Verständnis und Kompetenz der Vorhabenträ-
ger hinsichtlich der Querschnittsziele 

 

Ohne eine stärkere Verzahnung der jeweiligen Fördergegenstände und ihrer fachpoliti-
schen Ziele mit den Querschnittszielen ist eine strukturell bessere Verankerung Letzterer 
kaum zu bewältigen. Diese Erkenntnis leitet sich sowohl aus den vorgelagerten Interviews 
und der Fallstudie als auch aus den Auswertungen der querschnittszielbezogenen Quali-
tätskriterien ab. Eine wesentlich höhere Bepunktung der Querschnittsziele innerhalb des 
Scorings wurde jedoch von fast allen befragten Personen mit der Begründung abgelehnt, 
dass dies im Widerspruch zu den eigentlichen Zielsetzungen des Fördergegenstands 
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stünde und deren Erreichbarkeit hierunter leide. Dass Fördergegenstand und Querschnitts-
ziele bei gegebener Relevanz107 nach Einschätzung des Evaluationsteams nicht im Wider-
spruch stehen müssen und mitunter – wie bei der Schaffung von neuen Arbeitsplätzen – 
auch zwingend zusammenhängen und demzufolge Zielkonflikte nicht automatisch beste-
hen, wird hierbei außer Acht gelassen. Dies dürfte auch damit zusammenhängen, dass, 
wie bereits in der Sonderuntersuchung zu den Querschnittszielen „Gleichstellung“ und 
„Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung“ festgestellt, insbesondere im EFRE Kompeten-
zen und Konzepte zu den Querschnittszielen nicht systematisch vorhanden sind (Roth/Puxi 
2019: 13). Die Verankerung der Querschnittsziele hängt zudem stark von der jeweiligen 
Maßnahme und den Vorhaben selbst ab. Für eine erfolgreiche Implementierung der Quer-
schnittsziele ist es daher wichtig, dass Programm- und Richtlinienverantwortliche, z. B. in 
der Richtline oder – wie teilweise bereits erfolgt – in Handreichungen, Leitfäden u. ä. klare 
Erwartungen hinsichtlich der Querschnittsziele formulieren und auf Basis dieser klar formu-
lierten Erwartungen im Rahmen der Antragsstellung konkrete Ziele und nachprüfbare Maß-
nahmen zur Zielerreichung von den Antragsstellenden gemacht werden. 

9. Handlungsempfehlungen 

9.1 Maßnahmeübergreifende Handlungsempfehlungen  

Aus den durchgeführten Analysen und den daraus abgeleiteten Befunden lassen sich mit 
Blick auf die Querschnittsziele folgende übergreifende Empfehlungen aussprechen: 

1. Die Höhe der Bepunktung der Querschnittsziele im Scoring sollte dergestalt ange-
passt werden, dass diese ein deutlich höheres Gewicht erhalten. In jeder Förder-
maßnahme sollten zumindest die von der VB vorgegebenen zehn bis 15 Punkte pro 
Fördermaßnahme für querschnittszielrelevante Qualitätskriterien verwendet wer-
den, um den Begünstigten zu verdeutlichen, dass die Querschnittsziele integraler 
Bestandteil des Fördervorhabens sein müssen und substanzielle Bedeutung haben. 
Generell muss sich die Gewichtung der Querschnittsziele allerdings am Fördervo-
lumen orientieren. Grundsätzlich sollte die Gewichtung der Querschnittsziele positiv 
mit der Höhe des Fördervolumens korrelieren. Bei Fördervolumina von bis zu 

 
 
107  Im Sinne des Gender Mainstreaming ist beispielsweise die Relevanz einer Förderung zum Querschnitts-

ziel Gleichstellung immer dann gegeben, wenn die Förderung beispielsweise auf unterschiedliche Le-
benssituationen von Frauen und Männern trifft und sie unterschiedlichen Auswirkungen auf diese Lebens-
situationen haben kann. Eine Förderung ist also allein dann nicht relevant im Sinne des Querschnittsziels 
Gleichstellung, wenn sie weder auf unterschiedliche Lebenssituationen von Frauen und Männern stößt 
noch auf diese irgendeine Art von Einfluss ausüben kann.  
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10.000 €, wie bei der Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk, könn-
ten damit die maximal möglichen Scoringpunkte auch geringer ausfallen als die 
oben beschriebene Spanne.  

2. Das Evaluationsteam schlägt vor, in denjenigen Fördermaßnahmen, die eine sinn-
volle Synergie zwischen Fördergegenstand und einem oder mehrerer Querschnitts-
ziele aufweisen, Mindestpunktzahlen für die Querschnittsziele (nach Beispiel des 
ESF Niedersachsen) einzuführen, sodass ein Förderantrag nur dann erfolgreich 
sein kann, wenn wenigstens minimale Beiträge zu mindestens einem der Quer-
schnittsziele geleistet werden. Beispielsweise könnte in der Maßnahme Weiterent-
wicklung der Seehäfen zur Förderung der maritimen Verbundwirtschaft und der 
Offshore-Windenergie eine notwendige Mindestpunktzahl für einen Beitrag zur öko-
logischen Nachhaltigkeit beschlossen werden. Bei der Stärkung der Wettbewerbs-
fähigkeit der Tourismuswirtschaft könnte man die Vorgabe machen, dass für eine 
Förderfähigkeit entweder Gleichstellung oder Chancengleichheit/Nichtdiskriminie-
rung bedient werden müssen.108  

3. Sollte die geringe Bepunktung der Querschnittsziele in kommenden Förderrunden 
dennoch beibehalten werden, erscheint es zur Erreichung der künftig in den Verord-
nungen noch bedeutsameren Querschnittszielen erforderlich, die (wirtschaftliche) 
Relevanz der Querschnittsziele für die Förderung in Richtlinien und Leitfäden zu 
untermauern, damit diese von den Zuwendungsempfangenden weniger als „not-
wendiges Übel“ empfunden werden. Im Falle der Nachhaltigkeit gelingt dies bereits, 
da Energieeffizienz oder die Investition in erneuerbare Energien oftmals schon aus 
unternehmerischer Sicht sinnvoll sind. Im Falle von Gleichstellung und Chancen-
gleichheit muss die wirtschaftliche Bedeutung (etwa für die Fachkräftesicherung) 
noch stärker herausgestellt werden, um die Motivation der Begünstigten zur Umset-
zung dieser Querschnittsziele zu erhöhen. Förderlich für die Querschnittsziele könn-
ten auch finanzielle Incentives in Form differenzierter Fördersätze sein: Beispiels-
weise könnten beantragte Vorhaben mit einem erhöhten Zuschuss versehen wer-
den, wenn sie in einem oder mehreren Querschnittszielen beim Scoring die Höchst-
punktzahl erreichen. Durch ein solches Vorgehen würden wirtschaftliche Anreize 

 
 
108  Für die Förderperiode 2021-2027 sieht das Scoring für einige Förderinstrumente des EFRE, so z. B. auch 

die Gründungsprämie im niedersächsischen Handwerk sowie die Nachfolgemoderation eine Mindest-
punktzahl für die Querschnittsziele vor, wie sie im ESF bereits in der Förderperiode 2014-2020 praktiziert 
worden ist. 
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geschaffen werden, welche die konkrete Ausgestaltung des zu fördernden Vorha-
bens im Sinne der Querschnittsziele positiv beeinflussen.109 

4. Unerlässlich ist eine genaue Prüfung der Fördermaßnahmen in Hinblick auf poten-
zielle Anwendungsbezüge der Querschnittsziele im Rahmen des Fördergegenstan-
des. Anstelle eines Dachkonstrukts, welches bewirkt, dass die Querschnittsziele 
zwar in der Richtlinie untergebracht sind, aber keine inhaltliche Nähe zum Förder-
gegenstand haben, wäre es zielführender, Verbindungspunkte zu schaffen oder die 
Querschnittsziele stärker in den eigentlichen Fördergegenstand zu integrieren. Eine 
inhaltlich sinnvolle Integration eines Querschnittsziels sollte einer (beiläufigen) Be-
achtung aller Querschnittsziele vorzuziehen sein. Dies würde auch helfen, die for-
male Berücksichtigung der Querschnittsziele in Rahmen von Richtlinien und An-
tragsverfahren direkt auf den jeweiligen Zuwendungszweck zu beziehen und eine 
sichtbare Relation zwischen fachpolitischen und Querschnittszielen herzustellen. 

5. Im Sinne einer ganzheitlichen Konzeption wird – wie auch bereits in der Sonderun-
tersuchung zu den Querschnittszielen „Gleichstellung“ und „Chancengleich-
heit/Nichtdiskriminierung“ empfohlen (Roth/Puxi 2019: 35) – die Etablierung einer 
Steuerungsgruppe zur Erarbeitung einer übergreifenden Strategie und besseren 
Verankerung im Hinblick auf die Querschnittsziele vom Evaluationsteam begrüßt. 
Im Vorfeld der Erstellung der Richtlinien sollten entsprechende Angebote für die 
Fachressorts geschaffen werden, die es diesen ermöglichen, die Potenziale zur Ver-
ankerung der Querschnittsziele noch besser zu erkennen. Zudem sollte im Rahmen 
der bestehenden Beteiligungs- und Anhörungsverfahren für ein ausgewogenes Ge-
schlechterverhältnis bei der Erarbeitung der Richtlinien Sorge getragen werden. 
Wenn möglich, sollten auch Menschen mit Migrationshintergrund oder Behinderun-
gen in den Prozess einbezogen werden, um sicherzustellen, dass die Perspektive 
dieser Personengruppen, welche wichtige Bezugsgrößen von zwei Querschnittszie-
len darstellen, in die Konzeption der rahmengebenden Vorgaben zur Umsetzung 
der Querschnittsziele einfließen können. Entsprechend erscheint es auch sinnvoll, 
Expertinnen und Experten zur ökologischen Nachhaltigkeit in die Gestaltung der 
Maßnahmen einzubeziehen.  

 
 
109  Zu berücksichtigen ist hierbei allerdings auch das Volumen der Förderung sowie die Wirtschaftlichkeit des 

Förderverfahrens. Sind die Fördervolumina vergleichsweise klein, könnten möglicherweise weitere Prüf-
schritte bei der Bewilligung und die Entscheidung höherer Fördersätze bei Berücksichtigung der Quer-
schnittsziele zu disproportional steigenden Verwaltungskosten führen. Insofern sind hier im Vorfeld Auf-
wand ergänzender Prüfschritte und programmatischer Nutzen im Sinne der Querschnittsziele sorgfältig 
gegeneinander abzuwägen. 
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6. Für eine aussagekräftigere Bewertung der Umsetzung der Querschnittsziele ist ein 
umfassenderes Monitoring von hoher Relevanz. So sollten alle messbaren Erfolge 
hinsichtlich der Querschnittsziele im Monitoring dokumentiert werden (z. B. Steige-
rung der Energieeffizienz eines Gebäudes). Zudem wäre es sinnvoll, ausgewählte 
demographische Daten der Nutznießenden der Förderungen etwas genauer zu er-
fassen. Im Fall der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung werden die neu ge-
schaffenen Arbeitsplätze bereits nach Geschlechtern aufgeschlüsselt. Diesem Bei-
spiel folgend, könnte das Geschlecht der Begünstigten von Maßnahmen wie Mikro-
STARTer Niedersachsen ebenfalls direkt erfasst werden.110 

7. Zur besseren Unterstützung der Begünstigten in Hinblick auf die Umsetzung der 
Querschnittsziele schlägt das Evaluationsteam vor, die Antragsstellenden durch die 
NBank a priori mit leicht verständlichen und mit Beispielen untermauerten Informa-
tionen hinsichtlich der Querschnittsziele (etwa in Form von Merkblättern) zu versor-
gen. Die Leitfäden der NBank sollten in Zukunft mit anschaulichen Best practices 
versehen werden. Gerade für Fördermaßnahmen, in denen die Querschnittsziele 
als besonders abstrakt wahrgenommen werden, könnten solche Best practices Be-
günstigten dabei helfen, sich der Bandbreite an potenziellen Beiträgen bewusst zu 
werden und konkrete Anregungen für die Identifikation relevanter Aspekte in eige-
nen Vorhaben zu erhalten. Hierbei ist es wichtig, die unternehmerische Perspektive 
einzunehmen und Impulse für die Verankerung der Querschnittsziele zu setzen, die 
sich an den jeweils zu fördernden Vorhaben orientieren. Um das Risiko zu vermei-
den, dass Antragstellende Querschnittsziele unbewusst umsetzen und dabei die 
entsprechenden Punkte im Scoring verlieren, ist es wichtig, dass den Antragstellen-
den potenzielle Beiträge zu den Querschnittszielen in ihrer Breite bewusst gemacht 
werden.  

8. Um die Potenziale des Scorings für eine effektive Verankerung der Querschnitts-
ziele auf der Projekt- und Vorhabensebene zu nutzen, sollte die Bepunktung nach 
transparenten Kriterien und klar definierten Verfahren erfolgen. Zur Orientierung für 
die Begünstigten und die punktevergebende Stelle sollte eine Art Katalog geschaf-
fen werden, welcher Vorgaben zur Punktestaffelung für das jeweilige Qualitätskrite-

 
 
110  In der Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk erfolgt ebenfalls eine differenzierte Erfas-

sung nach dem Geschlecht, allerdings wird diese Information lediglich für das Scoring verwendet und hat 
ansonsten keine nennenswerte Bedeutung für die Steuerung der Förderung. 
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rium innerhalb einer Maßnahme enthält. Abstufungen bei der Punktevergabe müs-
sen gut begründet werden, beispielsweise mit dem innovativen Charakter eines Bei-
trags zu einem der Querschnittsziele.111 

9. Aufgrund der positiven Erfahrungen der befragten Teilnehmenden des Gleichstel-
lungsworkshops für die Fachressorts von Dezember 2020 schlägt das Evaluations-
team vor, ähnliche Veranstaltungen auch für die Zuwendungsempfängerinnen und 
-empfänger anzubieten, um diesen die Möglichkeit einzuräumen, von einem Aus-
tausch untereinander, aber auch mit Fachstellen jenseits des Beratungsformats der 
NBank zu profitieren. Unternehmen, die ähnlichen Branchen angehören, können auf 
diese Weise voneinander lernen, während externe Referierende zur Setzung neuer 
Impulse beitragen oder von Projekterfahrungen außerhalb des EFRE berichten kön-
nen. Dieser Workshop müsste allerdings mindestens einmal jährlich angeboten und 
zumindest im Kontext finanzstarker Förderungen oder im Falle von Mehrfachförde-
rung mindestens einmal verpflichtend für die entsprechenden Vorhabenträgerinnen 
und -träger sein, da ansonsten die Gefahr besteht, dass das Angebot ausschließlich 
von Begünstigen wahrgenommen wird, die ohnehin bereits eine hohe Aktivität hin-
sichtlich querschnittszielrelevanter Themen aufweisen. Im Falle von Kleinstförde-
rungen erscheint dem Evaluationsteam der Aufwand für die Vorhabenträgerinnen 
und -träger zu hoch, hier sollte die Verhältnismäßigkeit gewahrt werden, um poten-
zielles Ausweichverhalten zu vermeiden. 

10. Bei der Beratung der Zuwendungsempfangenden sowie Bepunktung der Quer-
schnittsziele im Scoring ist es notwendig, dass die verantwortlichen Mitarbeitenden 
der NBank entsprechende Expertise zu den Querschnittszielen aufweisen können. 
Die Integration weiterer Stellen ist nicht zu empfehlen, da diese den Förderprozess 
verlangsamen würde. Aus diesem Grund empfiehlt es sich, die Fachberatenden der 
NBank hinsichtlich querschnittszielbezogener Themen regelmäßig zu schulen. 

9.2 Maßnahmespezifische Handlungsempfehlungen  

Hinsichtlich einzelner Maßnahmen lassen sich mit Blick auf die Querschnittsziele folgende 
Empfehlungen aussprechen: 

 
 
111  Auch hier gilt hinsichtlich von Fördervorhaben mit vergleichsweise geringen Fördervolumina ein ausge-

wogenes Verhältnis zwischen Aufwand und Nutzen herzustellen. So wird u. a. bei der Förderung von 
kleinen Existenzgründungen darauf verwiesen, dass Querschnittsziele nicht umfassend und sofort mit der 
Gründung umgesetzt werden können.  
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1. Für einige Fördermaßnahmen werden im Rahmen des Antragsverfahren detaillierte 
Informationen zur aktuellen und geplanten Besetzungsstruktur von Unternehmen 
erhoben, wobei hierbei auch nach Geschlecht differenziert wird (z. B. Gründungs-
prämie für das niedersächsische Handwerk). Um bewerten zu können, ob sich durch 
die Förderung die Beschäftigungsmöglichkeiten von Frauen verbessert haben, er-
scheint es sinnvoll, die Plandaten mit Ist-Daten abzugleichen, z. B. für den Zeit-
punkt, in dem das geförderte Vorhaben abgeschlossen wird.  

2. Im Falle der Maßnahme Einsatz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemo-
deratoren verlässt sich die NBank bei der Umsetzung der Querschnittsziele noch 
mehr als bei anderen Fördervorhaben auf die Selbstverpflichtung und den Eigenan-
trieb der Wirtschaftskammern. Hier empfiehlt sich eine intensivere Prüfung der Bei-
träge sowie eine strengere Verpflichtung der begünstigten Wirtschaftskammern hin-
sichtlich der Querschnittsziele. Eine diversitätssensible Ansprache von Nachfolge-
interessierten kann durch mehrere Faktoren (Qualifizierung der Beratenden, ge-
zielte Angebote, Bekanntmachungen der Beratungsangebote an entsprechenden 
Stellen, Informationsmaterial in leichter oder nicht-deutscher Sprache etc.) gewähr-
leistet werden, ohne das Neutralitätsgebot der Wirtschaftskammern zu verletzen. 

3. Um viel vergebenes Potenzial kleinerer Kommunen für einen Beitrag zur nachhalti-
gen Entwicklung und Chancengleichheit in der Maßnahme Wirtschaftsnahe Infra-
strukturmaßnahmen in GRW-Gebieten zu vermeiden, empfiehlt sich eine deutlich 
intensivere Betreuung der Vorhaben. In dieser Maßnahme scheint die Beratungstä-
tigkeit der NBank nicht ausreichend zu sein, da die Vorhaben sehr viel Planungs-
aufwand mit sich bringen. Kleineren Kommunen könnten hier entsprechende Exper-
tinnen und Experten vermittelt werden. Die Beratung durch solche Stellen könnte 
zudem im Falle finanzschwacher Kommunen bezuschusst werden.  

4. Fördermaßnahmen, welche Gründerinnen und Gründer ansprechen, sollten ver-
stärkt an Stellen beworben werden, die sich die Belange von Frauen und Menschen 
mit Migrationshintergrund im wirtschaftlichen Bereich widmen. Verbünde oder Be-
ratungsstellen für Gründerinnen (z. B. „She works“, „Womactivity“ oder die „Exis-
tenzgründungsagentur für Frauen“ sowie die im Rahmen der Koordinierungsstellen 
(PA 6) moderierten Unternehmensnetzwerke) oder Gründende mit Migrationshin-
tergrund sollten stärker involviert werden, um auf die entsprechenden Maßnahmen 
in der PA 2 aufmerksam zu machen. Zudem könnte durch die Begünstigten eine 
freiwillige Angabe zu Migrationshintergrund und Behinderung erfolgen, um analy-
sieren zu können, in welchem Umfang durch diese Maßnahmen zur Beseitigung 
bestehender Ungleichheiten beigetragen wird. 
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5. Bei der Gründungsprämie für das niedersächsische Handwerk ist nach den in dieser 
Studie vorliegenden Befunden kaum ein Anknüpfungspunkt an ökologische Nach-
haltigkeit erkennbar. Hier scheint es sinnvoller, die beiden Querschnittsziele Gleich-
stellung und Chancengleichheit/Nichtdiskriminierung auf Kosten der nachhaltigen 
Entwicklung mit jeweils einem Punkt zu stärken. 

6. Bei Maßnahmen, wie der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung, welche unmit-
telbar auf die Schaffung neuer Arbeitsplätze abzielen, empfiehlt das Evaluations-
team, zusätzliche Anreize für die Einstellung von Frauen und Menschen mit Migra-
tionshintergrund zu setzen. Unter Berücksichtigung des Fachkräftemangels, dem 
sich viele KMU in Niedersachsen ausgesetzt sehen, wird allerdings empfohlen, hier-
für keine bindenden Vorgaben zu machen bzw. keine Punkte im Antragsverfahren 
zu vergeben, sondern die Förderung um Elemente mit finanzieller Anreizwirkung zu 
erweitern (s. o.). Sinnvoller erscheint es, für jeden durch eine Frau oder einen Men-
schen mit Migrationshintergrund und/oder mit Behinderungen besetzten Arbeits-
platz einen Sonderzuschuss in Aussicht zu stellen. Zusätzlich könnte man die ge-
förderten KMU aus männerdominierten Branchen dazu verpflichten, dass Aus-
schreibungen der geförderten Unternehmen einen Hinweis auf die Bevorzugung 
von Frauen bei gleicher Qualifikation enthalten. Ein ähnliches Vorgehen in Hinblick 
auf Menschen mit Behinderungen bzw. Migrationshintergrund wäre branchenüber-
greifend möglich. Alternativ könnte man auch Stellungnahmen von den Unterneh-
men einholen, wenn eine bestimmte Frauenquote nicht erreicht werden kann. Da 
dies allerdings mit einem nicht unerheblichen bürokratischen Mehraufwand verbun-
den wäre, rät das Evaluationsteam hiervon eher ab. 
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Anhang I 

Tabelle 5: Überblick über die Verankerung/Erwähnung der QSZ in zentralen Dokumenten der Förderung 

Als zentrale Dokumente wurden Richtlinien, Richtfördersätze, Finanzierungsvereinbarungen, Koordinierungsrahmen, Projektanträge, Dokumente zu 
Qualitäts- und/oder Bewertungskriterien, die Leitfäden der NBank zu den drei Querschnittszielen sowie Anlagen zu den vorig genannten Dokumenten 
(falls vorhanden) herangezogen. Die genauen Quellen sind im Quellenverzeichnis vermerkt. Es ist zu beachten, dass die Querschnittsziele in der 
Tabelle auch mit einem Kreuz vermerkt werden, wenn sie in den jeweiligen Richtlinien nur erwähnt wurden, aber nicht näher auf sie eingegangen 
wird. 

 
 
112  „Indirekte Erwähnung“: Erwähnungen von Inhalten, die die Querschnittsziele betreffen, jedoch nicht direkt als solche bezeichnet werden. Ein Beispiel dafür 

wäre die Maßnahme Technologie- und Gründerzentren: in der Richtlinie wird lediglich erwähnt, dass ein „diskriminierungsfreier Zugang“ zu gewährleisten ist, 
jedoch werden die Querschnittsziele in diesem Zusammenhang nicht erwähnt. 

 Gleichstellung Chancengleichheit/ 
Nichtdiskriminierung 

Nachhaltigkeit 

Maßnahmen Im Scoring-
Verfahren 

In den 
RL/FV/RF 
etc. 

Indirekte Er-
wähnung112 

Im Scoring-
Verfahren 

In den 
RL/FV/RF 
etc. 

Indirekte Er-
wähnung 

Im Scoring-
Verfahren 

In den 
RL/FV/RF etc. 

Indirekte Er-
wähnung 

2.4.2.1 x x x x x x x / / 

2.4.3.1 / / x / / x x / / 

2.4.1.1 / x x / x x / / / 

2.4.4.1 x / x x x / x x / 

2.5.1.1 / / / x / / x / / 

2.5.2.1 (x) / x / / x x / x 

2.61.1.1 keine Unterlagen zu dieser Maßnahme vorhanden 

2.61.2.1 / / / / / / x x x 

2.61.2.2 / / / / / / / / / 

2.62.1.1 x x / x x / x x x 

2.7.1.1 x x x x x x x x x 
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Tabelle 6: Übersicht der Ergebnisse der Relevanzanalyse 

Maßnahmen113 Nachhaltigkeit Gleichstellung Chancengleichheit 
2.4.2.1 Einsatz von Nachfolgemoderatoren und Nachfolge-
moderatorinnen 

geringe mittelbare Relevanz  hohe mittelbare Relevanz hohe mittelbare  
Relevanz  

2.4.3.1 Technologie- und Gründerzentren (TGZ) geringe unmittelbare Rele-
vanz  

geringe mittelbare Relevanz  mittelbare Relevanz 

2.4.1.1 MikroSTARTer Niedersachsen geringe mittelbare Relevanz  unmittelbare Relevanz unmittelbare Relevanz 
2.4.4.1 Gründungsprämie für das niedersächsische Hand-
werk 

sehr geringe unmittelbare Re-
levanz  

hohe mittelbare Relevanz hohe mittelbare 
Relevanz 

2.5.1.1 Beteiligungsfonds Niedersachsen geringe mittelbare Relevanz  geringe mittelbare Relevanz geringe mittelbare  
Relevanz 

2.5.2.1 Einzelbetriebliche Investitionsförderung mittelbare Relevanz unmittelbare Relevanz unmittelbare Relevanz für das 
Beherbergungsgewerbe, ansons-
ten geringe mittelbare Relevanz 

2.61.1.1 Einzelbewilligung Förderung des Breitbandkompe-
tenzzentrums 

keine Relevanz Relevanz nicht ermittelbar Relevanz nicht  
ermittelbar 

2.61.2.1 Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in 
GRW-Gebieten 

unmittelbare  
Relevanz 

geringe mittelbare Relevanz geringe mittelbare  
Relevanz 

2.61.2.2 Breitbandanbindung von Gewerbegebieten keine Relevanz unzureichende Datenbestände 
für eine sinnvolle Relevanz-
prüfung, bestenfalls mittelbare 
Relevanz 

unzureichende Datenbestände 
für eine sinnvolle Relevanzprü-
fung,  
bestenfalls mittelbare Relevanz 

2.62.1.1 Weiterentwicklung der Seehäfen zur Förderung 
der maritimen Verbundwirtschaft und der Offshore-Wind-
energie 

keine Relevanz    mittelbare Relevanz mittelbare Relevanz 

2.7.1.1 Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der Tourismus-
wirtschaft 

geringe mittelbare Relevanz mittelbare Relevanz unmittelbare Relevanz 

Quelle: Relevanzanalyse (Kovalis, ISG 2021) 

 
 
113 Für die blaumarkierten Maßnahmen (Einsatz von Nachfolgemoderatorinnen und Nachfolgemoderatoren, MikroSTARTer Niedersachsen, Gründungsprämie für 
das niedersächsische Handwerk, Einzelbetriebliche Investitionsförderung und Wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen in GRW-Gebieten) wurde hinsichtlich der 
Querschnittsziele eine hinreichend hohe bzw. unmittelbare Relevanz der zu erwartenden Beiträge festgestellt, sodass diese in die vorliegende Analyse einbezogen 
wurden.  
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Tabelle 7: Scoring-Ergebnisse der Begünstigten der PA 2 – Gleichstellung zwischen Mann und Frau 

Gleichstellung zwischen Mann und Frau 
 

Maß-
nahme  

Bezeichnung im Sco-
ring  

Anzahl der För-
dervorhaben in-
nerhalb der Maß-
nahme 

Maximal er-
reichbare 
Punktzahl  
 

Durch- 
schnittlich 
erreichte 
Punktzahl 

Anzahl der Vorhaben 
mit erreichter Maxi-
malpunktzahl  

Anzahl der Vor-
haben mit Teil-
punktzahl  

Anzahl der Vor-
haben ohne 
Punkte im Quer-
schnittsziel 

Erfüllungsquote 
im Scoring durch 
alle Vorhaben  
der Maßnahme114 

2.4.2.1 Nichtdiskriminierung und 
Gleichstellung von Män-
nern und Frauen  

13 10  
Keine Differenzierung mithilfe der Monitoringdaten möglich 

2.4.4.1 Gleichstellung von Män-
nern und Frauen  

109 4 0,42 11 1 x 2 Punkte 
 

97 10,55 % 

2.5.2.1 Arbeitsplatz – Vereinbar-
keit von Familie und Be-
ruf 

396 5  4,76 377 0 19 95,20 % 

2.62.1.1 Gleichstellung und Nicht-
diskriminierung 

1 4 0 0 0 1 0 % 

2.7.1.1 Gleichstellung von Män-
nern und Frauen 

31 5 2,58 0 3 x 1 Punkte  
12 x 2 Punkte 
11 x 3 Punkte 
5 x 4 Punkte 
 

0 51,61 % 

Quelle: Datensatz Monitoring zu Qualitätskriterien innerhalb der PA 2, Datenstand: 30.09.2020  

 
 

 
 
114 Unter Erfüllungsquote ist das prozentuale Verhältnis der für ein Qualitätskriterium durchschnittlich erreichten Punktzahl und der maximal erreichbaren Punktzahl 

zu verstehen. Beachte: Die Erfüllungsquote wurde anhand der exakten Durchschnittspunktzahl errechnet. Die in der Tabelle angegebene Durchschnittspunkt-
zahl wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit auf die zweite Nachkommastelle gerundet. Aus diesem Grund kann es zu Abweichungen zwischen dem Quoti-
enten von Durchschnittspunktzahl und Maximalpunktzahl einerseits und der Erfüllungsquote andererseits kommen.  
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Tabelle 8: Scoring-Ergebnisse der Begünstigten der PA 2 – Chancengleichheit und Nichtdiskriminierung 
Chancengleichheit & Nichtdiskriminierung 

Maß-
nahme 

Bezeichnung im 
Scoring  

Anzahl der 
Fördervorha-
ben innerhalb 
der Maß-
nahme 

Maximal er-
reichbare 
Punktzahl 

Durch- 
schnitt-
lich 
erreichte 
Punktzahl 

Anzahl der Vor-
haben mit er-
reichter Maxi-
malpunktzahl  

Anzahl der 
Vorhaben mit 
Teilpunktzahl 

Anzahl der Vorha-
ben ohne Punkte 
im Querschnitts-
ziel 

Erfüllungsquote im 
Scoring durch alle 
Vorhaben der Maß-
nahme  

2.4.2.1 Nichtdiskriminie-
rung und Gleich-
stellung von Män-
nern und Frauen 

13 10 
Keine Differenzierung mithilfe der Monitoringdaten möglich 

2.4.4.1 Nichtdiskriminie-
rung  

109 4 0,15 4 0 105 3,67 % 

2.5.1.1 
Keine Qualitätskriterien im Monitoring 

2.62.1.1 Gleichstellung und 
Nichtdiskriminie-
rung 

1 4 0 0 0 1 0 % 

2.7.1.1 Chancengleichheit 
und Nichtdiskrimi-
nierung  

31 5 2,39 0 2 x 1 Punkt 
18 x 2 Punkte 
  8 x 3 Punkte 
3 x 4 Punkte 

0 47,74 % 

Quelle: Datensatz Monitoring zu Qualitätskriterien innerhalb der PA 2, Datenstand: 30.09.2020 
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Tabelle 9: Scoring-Ergebnisse der Begünstigten der PA 2 – Ökologische Nachhaltigkeit   
Ökologische Nachhaltigkeit 

Maß-
nahme  

Bezeichnung im 
Scoring  

Anzahl der För-
dervorhaben in-
nerhalb der 
Maßnahme 

Maximal 
erreich-
bare 
Punktzahl  
 

Durch- 
schnitt-
lich 
erreichte 
Punktzahl 

Anzahl der Vor-
haben mit er-
reichter Maxi-
malpunktzahl  

Anzahl der 
Vorhaben 
mit Teil-
punktzahl  

Anzahl der Vorha-
ben ohne Punkte 
im Querschnitts-
ziel 

Erfüllungsquote 
im Scoring durch 
alle Vorhaben der 
Maßnahme  

2.4.2.1 Nachhaltige Ent-
wicklung  

13 10  
Keine Differenzierung mithilfe der Monitoringdaten möglich 

2.4.3.1 Nachhaltige Ent-
wicklung und Kli-
maschutz  

4 10 6,25 1 3 x 5 Punkte 0 62,50 % 

2.4.4.1 Nachhaltige Ent-
wicklung 

109 2 0,15 8 0 101 7,34 % 

2.5.1.1  
Keine Qualitätskriterien im Monitoring 

2.5.2.1 Nachhaltige und 
umweltbezogene 
Investitionen  

396 5 3,94 312 0 84 78,79 % 

2.61.2.1 Ressourcenscho-
nung, nachhaltige 
Entwicklung & al-
ternative Energie 
 

22 10 1,59 1 5 x 5 Punkte 16 15,91 % 

2.62.1.1 Nachhaltige Ent-
wicklung 

1 10 10 1 0 0 100 % 
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2.7.1.1 Nachhaltige Ent-
wicklung  

31 10 6,1 3 1 x 2 Punkte 
 1 x 3 Punkte 
2 x 4 Punkte 
4 x 5 Punkte 
11 x 6 Punkte 
4 x 7 Punkte 
4 x 8 Punkte 

1 60,97 % 

Quelle: Datensatz Monitoring zu Qualitätskriterien innerhalb der PA 2, Datenstand: 30.09.2020 
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Tabelle 10: Anteil weiblich besetzter Stellen unter den vor der Förderung vorhandenen Arbeitsplätzen115 in den von der Einzelbetrieblichen Investitions-
förderung begünstigten KMU (unterteilt nach gewerbespezifischen Verfahrensregelungen) 116 

Anteil vorhande-
ner Frauenar-
beitsplätze  

Gesamtzahl 
der Unterneh-
men  

Gesamtzahl der 
Unternehmen - 
Prozent  

Anzahl der Unterneh-
men im Beherber-
gungsgewerbe  

Anzahl der Unternehmen 
Beherbergungsgewerbe - 
Prozent 

Anzahl aller 
anderen Un-
ternehmen  

Anzahl aller anderen 
Unternehmen Prozent  

0% Frauen  37 9,34% 0 0,00% 37 11,46% 
Zwischen 0% und 
25% Frauen  

137 34,60% 1 1,37% 136 42,11% 

Zwischen 25% und 
50%  

62 15,66% 3 4,11% 59 18,27% 

Zwischen 50% und 
75% Frauen 

46 11,62% 23 31,51% 23 7,12% 

Zwischen 75% und 
100% Frauen  

16 4,04% 12 16,44% 4 1,24% 

Missings 98 24,75% 34 47% 64 19,81% 
Gesamt  396 100,00% 73 100,00% 323 100,00% 

Quelle: Finanzdatensatz EFRE, Datenstand 30.09.2020 
 
  

 
 
115  Auszubildende werden in den Tabellen A-6 bis A-9 nicht berücksichtigt, da hierfür im Finanzdatensatz EFRE keine geschlechterspezifische Differenzierung 

erfasst wird.   

116  In der Einzelbetrieblichen Investitionsförderung gelten unterschiedliche Verfahrensregelungen für das Beherbergungsgewerbe (2014) und allen anderen Bran-
chen (2015). 
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Tabelle 11: Anteil weiblich besetzter Stellen unter den durch die Förderung neu geschaffenen Arbeitsplätzen in den von der Einzelbetrieblichen Investiti-
onsförderung begünstigten KMU (unterteilt nach gewerbespezifischen Verfahrensregelungen) 

Anteil zusätzlich ge-
schaffener Frauen-
arbeitsplätze  

Gesamtzahl 
der Unter-
nehmen 

Gesamtzahl der 
Unternehmen - 
Prozent  

Anzahl der Unterneh-
men im Beherber-
gungsgewerbe  

Anzahl der Unterneh-
men Beherbergungsge-
werbe - Prozent 

Anzahl aller 
anderen Un-
ternehmen 

Anzahl aller anderen 
Unternehmen Prozent 

0% Frauen 97 24,39% 3 4,11% 94 29,10% 
Zwischen 0% und 
25% Frauen  

40 10,10% 0 0% 40 12,38% 

Zwischen 25% und 
50%  

92 23,23% 7 9,59% 85 26,32% 

Zwischen 50% und 
75% Frauen 

110 27,78 38 52,05% 72 22,29% 

Zwischen 75% und 
100% Frauen  

44 11,11% 24 32,88% 20 6,19% 

Missings 13 3,28% 1 1,37% 12 3,72% 
Gesamt 396 100,00% 73 100,00% 323 100,00% 

Quelle: Finanzdatensatz EFRE, Datenstand 30.09.2020 
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Tabelle 12: Anteil weiblich besetzter Stellen unter den vor der Förderung vorhandenen Arbeitsplätzen in den von der Einzelbetrieblichen Investitionsför-
derung begünstigten KMU (unterteilt nach Regionenkategorien: stark entwickelte Regionen vs. Übergangsregionen) 

Anteil vorhandener 
Frauenarbeitsplätze  

Unternehmen 
gesamt  

Unternehmen ge-
samt - Prozent  

stark entwickelte 
Regionen  

stark entwickelte Regi-
onen - Prozent  

Übergangsre-
gionen  

Übergangsregio-
nen - Prozent  

0% Frauen  37 9,34% 20 7,07 % 17 15,04% 
Zwischen 0% und 25% 
Frauen  

137 34,60% 113 39,93 % 24 21,24% 

Zwischen 25% und 50%  62 15,66% 40 14,13 % 22 19,47% 
Zwischen 50% und 75% 
Frauen 

46 11,62% 30 10,60 % 16 14,16% 

Zwischen 75% und 100% 
Frauen  

16 4,04% 13 4,59 % 3 2,65% 

Missings 98 24,75% 67 23,67 % 31 27,43% 
Gesamt  396 100,00% 283 100,00% 113 100,00% 

Quelle: Finanzdatensatz EFRE, Datenstand 30.09.2020 
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Tabelle 13: Anteil weiblich besetzter Stellen unter den durch die Förderung neu geschaffenen Arbeitsplätzen in den von der Einzelbetrieblichen Investiti-
onsförderung begünstigten KMU (unterteilt nach Regionenkategorien: stark entwickelte Regionen vs. Übergangsregionen) 

Anteil zusätzlich geschaffe-
ner Frauenarbeitsplätze  

Unterneh-
men gesamt  

Unternehmen ge-
samt - Prozent  

stark entwi-
ckelte Regionen  

stark entwickelte Regi-
onen - Prozent  

Übergangs-
regionen  

Übergangsregio-
nen - Prozent  

0% Frauen  97 24,49% 71 25,09% 26 23,01% 
Zwischen 0% und 25% Frauen  40 10,10% 30 11% 10 8,85% 

Zwischen 25% und 50%  92 23,23% 59 20,85% 33 29,20% 
Zwischen 50% und 75% 
Frauen 

110 27,78 84 29,68% 26 23,01% 

Zwischen 75% und 100% 
Frauen  

44 11,11% 29 10,25% 15 13,27% 

Missings 13 3,28% 10 3,53% 3 2,65% 
Gesamt  396 100,00% 283 100,00% 113 100,00% 

Quelle: Finanzdatensatz EFRE, Datenstand 30.09.2020 
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